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Flexibilisierung der Berufs­
ausbildung- Flexibilisierung 
als Organisationsprinzip? 

Hermann Schmidt 

Die gegenwärtig zu beobachtenden dramatischen Verände­

rungen in allen ökonomischen und gesellschaftlichen Berei­

chen üben einen starken Anpassungsdruck auf das Berufsbil­

dungssystem aus. Dem dualen System der Berufsausbildung 

wird vorgeworfen, es sei nicht flexibel genug, um den not­

wend igen Veränderungen zu entsprechen. Mich erstaunt die 

Leichtigkeit, mit der in dieser Diskussion Kernelemente des 

dualen Systems zur Disposition gestellt werden, und zwar 

nicht von Außenstehenden, sondern auch von den Repräsen­

tanten des Systems auf Arbeitgeberseite. 

Sie fordern die Aufgabe einer Reihe leitender Ziele und cha­

rakteristischer Strukturen, ohne daß bisher die weitreichenden 

Flexibilisierungsmöglichkeiten des Systems auch nur annä­

hernd ausgelotet worden wären . Das duale System weist 

nämlich einen hohen Grad an Flexibilisierungspotentialen auf, 

z. B. in den Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes und 

der Ausbildungsordnungen, in der Kooperation von Betrieben 

und Berufsschulen, der Organisation der Ausbildungszeiten, 

der Entwicklung von Alternativen zur schulisch/ akademischen 

Bildung, der Ausschöpfung der berufspädagogischen Poten­

tiale zugunsten leistungsschwächerer und -stärkerer Jugendli­

cher oder durch Verzahnung von beruflicher Aus- und Weiter­

bildung und berufsintegriertem Studium . 

Das Konzept des staatlich anerkannten Ausbildungsberufs ist 

eine Konstante des Systems und zugleich Grenze für seine Fle­

xibi lisierung. Es bietet eine unverzichtbare arbeitsmarktliehe 

Orientierung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Für den ein­

zelnen ist der Beruf mit seinen Zielen, dem Erwerb von Hand­

lungs- und Lernkompetenz und dem Übergang in dauerhafte 

Beschäftigung nach wie vor Grundlage der Identität. Nur 

durch die Beibehaltung dieses Konzepts ist eine zukunfts­

orientierte qualitative Weiterentwicklung der beruflichen Bil­

dung möglich. Wer die Entwicklung eines Systems von Ausbil-

dungsmodulen neben dem der staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufe fordert, will ein anderes Ausbildungssystem. Wer 

hingegen die Öffnung des bisher auf den Ausbildungsbereich 

begrenzten Berufskonzeptes zu einem ganzheitlichen gestuf­

ten Berufslaufbahnkonzept fordert, das duale Formen des Ler­

nens in der Ausbildung, der Weiterbildung und in einer Studi­

enstufe beschreibt, gibt dem dualen System eine Zukunftsper­

spektive, die auf die Forderung nach lebensbegleitendem Ler­

nen eine überzeugende Antwort gibt. 

Erreichbar ist dies jedoch nicht nur durch Änderungen im Bil­

dungssystem, sondern auch durch neue Personalentwicklungs­

konzepte der Betriebe. Bisher ist die Verbindung von Ausbil­

dung und Weiterbildung eher von Diskontinuität als Kontinui­

tät gekennzeichnet. Es besteht weder eine durchgängige 

Durchlässigkeit von beruflich Qualifizierten ins (Fach-)Hoch­

schulsystem, noch gibt es ausreichende Möglichkeiten der 

Mobilität zwischen Berufsfeldern. Außerdem ist das Spektrum 

der Weiterbildungsberufe nicht genügend breit, um z. B. auch 

in den modernen Dienstleistungsberufen bundesweit Weiter­

bildungschancen zu bieten. Die Neuschneidung und Moderni­

sierung von Berufen muß in klar profilierten Fortbildungsberu­

fen überzeugende Entsprechungen finden . 

Auch die Durchführung der Berufsausbildung in Betrieben und 

Berufsschulen bietet noch viele nicht ausgeschöpfte Flexibilisie­

rungsmöglichkeiten. Dies gilt beispielsweise für die Dauer der 

Berufsausbildung, deren Verkürzung bzw. Verlängerung durch 

das Berufsbildungsgesetz in weit stärkerem Maße als in jedem 

anderen Bildungssystem erlaubt wird . Dies gilt für die methodi­

sche Gestaltung der Ausbildung, die den Betrieben jede Freiheit 

läßt, die Ausbildung den betrieblichen Gegebenheiten anzupas­

sen, und es gilt für eine den regionalen und sektoralen Bedürf­

nissen Rechnung tragende zeitliche Organisation der Ausbil­

dungsgestaltung zwischen beiden Lernorten. 
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Die Entwicklung des Prüfungswesens hin auf eine Prüfung, die 

die Berufswirklichkeit abbildet und die Handlungskompetenz 

des Prüflings sichtbar macht , ist dringend geboten . Hier soll­

ten die Kammern auf ihrem ureigensten Gebiet Mut zur Inno­

vation durch Einführung integrierter Prüfungen (Kenntnisprü­

fungen und handlungsorientierte Prüfungen) haben. Ein aus­

bildungsbegleitendes System von Prüfungen kann die Verant­

wortung der Betriebe erhöhen und zur Qualitätssteigerung 

der Ausbildung beitragen. 

Während die überwiegende Mehrheit der Auszubildenden 

mit weiterführenden Schulabschlüssen vom Recht der indivi­

duellen Verkürzung der Berufsausbildung Gebrauch macht, 

geschieht dies viel seltener von Schülern mit Lernproblemen 

im Hinblick auf eine mögliche Verlängerung . Hier liegen eben­

falls unausgeschöpfte Individualisierungs- und Flexibilisie­

rungspotentiale. 

Um schneller und flexibler auf Veränderungen reagieren zu 

können, wird ein Frühwarnsystem aus Fachleuten in Unterneh­

men und Berufsschulen, Fachverbänden und Einzelgewerk­

schaften, im Bundesinstitut für Berufsbildung und im Institut 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung gebildet, das schnelle 

Anpassungen an neue Entwicklungen initiiert. Dabei ist auch 

die schnelle Reaktion der Sozialparteien und des Verordnungs­

gebers gefordert. 

Das Konsensprinzip, die einvernehmliche Regelung von Be­

rufsordnungen zwischen den Sozialparteien und der Bundes­

regierung, ist der geheime Antriebsmotor und Schlüssel zur 

Bereitschaft für verantwortliches Handeln der Beteiligten in 

den letzten 20 Jahren gewesen . Wer dieses Prinzip in Frage 

stellt, will ebenfalls ein anderes Ausbildungssystem. Sicher, es 

ist äußerst mühsam, dieses Prinzip in der Praxis ständig zu be­

achten. Aber damit wurde ein mächtiges Systemelement, eine 

Art "control social ", verwirklicht, das den Planungen in der Be-
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rufsausbildung Verläßlichkeit und Praxisnähe sicherte, getra­

gen von zwei starken gesellschaftlichen Gruppen. Wie viele 

Staaten beneiden uns um dieses gelebte demokratische Prinzip! 

Das Potential an Ausbildungsplätzen ist längst nicht ausge­

schöpft. Wenn Unternehmen und Verwaltungen sich nicht an 

kurzfristigen Kosten-, sondern an langfristigen Rentabilitäts­

überlegungen orientieren, die Zuständigen Stellen bei der An­

erkennung kooperativer Formen der Ausbildung flexibler sind 

und die Betriebe ihre vorhandenen Ausbildungsmöglichkeiten 

in Ausbildungsverbünde einbringen, dann wird die Anpas­

sung des Angebots an Ausbildungsplätzen an die steigende 

Nachfrage möglich. 

Letztlich darf die Berufsschule im dualen System nicht in ihrer 

historischen Funktion erstarren, sie muß inhaltlich und organi­

satorisch neu definiert und aufgewertet werden . Die Aufga­

ben der Berufsschule im Kontext der zunehmenden Bedeu­

tung von Systemkenntnissen und simulativen Lernprozessen 

mit multimedialer Unterstützung werden erheblich steigen. Es 

besteht ein hoher Bedarf an praxisnahem Unterricht mit simu­

lativen Methoden, an Zusatzqualifikationen im fremdsprachli­

chen Bereich, in der Kundenorientierung, in einer kaufmänni­

schen Grundbildung für nichtkaufmännische Berufe. Die Or­

ganisation des Berufsschulunterrichts sollte in die Entschei­

dung der einzelnen Schule gegeben werden, damit sie vor Ort 

vernünftige Absprachen über die Lernzeiten mit ihren Partner­

betrieben treffen kann. 

Nicht das duale System der Berufsausbildung, sondern seine 

Träger befinden sich in einer Krise. Hoffen wir, daß sie die 

Konstanten des Systems stärken und die Variablen noch mehr 

flexibilisieren und daß sie über die Weisheit verfügen, beide 

unterscheiden zu können . 



Interview 

I 

BWP: Im dualen System wurden von 1971 

bis 1996 für insgesamt 288 anerkannte Aus­

bildungsberufe neue Ausbildungsordnungen 

erlassen. Allein in diesem Jahr sind zum 

1. August für über zwanzig Berufe neue Aus­

bildungsordnungen in Kraft getreten. Wel­

ches waren die wesentlichen Gründe für die 

Erarbeitung dieser Neuordnungen? 

Hermann Benner: Grundsätzlich besteht der 

gesetzliche Auftrag, die Berufsausbildung an 

die technischen, wirtschaftlichen und gesell­

schaftlichen Erfordernisse und deren Ent­

wicklung anzupassen. Insofern hängt die 

Zahl der neu zu ordnenden Ausbildungsberu­

fe von den inhaltlichen und strukturellen Ver­

änderungen in den jeweiligen Beschäfti­

gungsfeldern ab. Die Notwendigkeit, die be­

stehenden Ausbildungsregelungen zu ändern 

oder gar neue Ausbildungsberufe zu entwik­

kein, wird von den an der beruflichen Bil­

dung Beteiligten gelegentlich auch unter­

schiedlich beurteilt. Es sind also die sich ver­

ändernden Bedingungen in Wirtschaft und 

Gesellschaft und deren Einschätzung im 

Hinblick auf den Qualifikationsbedarf, die 

den Umfang solcher Ordnungsmaßnahmen 

bestimmen. 

BWP: Heißt das, die eine Seite will "neue" 

Ausbildungsberufe und die andere blockiert 

die Neuordnung? 

Hermann Benner: Mir erscheint die Frage 

etwas überspitzt formuliert. Gelegentlich be-

Die Bearbeitung neuer 
Ausbildungsordnungen läuft 
auf Hochtouren-
ein Interview mit Hermann Benner 

stehen Auffassungsunterschiede bei den am 

Neuordnungsprozeß Beteiligten über die 

Notwendigkeit einer inhaltlichen oder struk­

turellen Veränderung der Ausbildungsrege­

lungen. Entweder weil sie der Auffassung 

sind, die gültigen Ausbildungsordnungen sei­

en eine hinreichende Grundlage für eine dem 

aktuellen Bedarf entsprechende Qualifizie­

rung oder weil sie sich prinzipiell nicht ver­

ständigen können über Art und Umfang der 

vorzusehenden Neuordnungsmaßnahmen. 

BWP: Welche Rolle spielt dabei die zwi­

schen Bundesregierung, Wirtschaft und Ge­

werkschaften getroffene Absprache vom 

4. 7. 1995 zur Verbesserung und Straffung 

der Neuordnungen von Ausbildungsberufen? 

Hermann Benner: In der Tat hat diese Ab­

sprache der Bundesregierung mit den Sozial­

parteien den Ordnungsaktivitäten einen zu­

sätzlichen Impuls gegeben. Denn diese Ver­

einbarung hat allen Beteiligten bewußtge­

macht, daß die Vorzüge des Konsensprinzips, 

das bei der Ordnung von Ausbildungsberufen 

angewandt wird, auch nur dann zu einer Op­

timierung der Berufsausbildung führt, wenn 

mit diesem Prinzip zugleich die Verpflich­

tung der Akteure der Berufsausbildung ver­

bunden ist, sich rasch über tragfähige Kom­

promisse zu verständigen. Erst damit kann 

das Erarbeitungs- und Abstimmungsverfah­

ren von Ausbildungsordnungen bei einer 

"Weiterentwicklung der Ausbildungsinhalte" 

innerhalb eines Jahres und bei einer "grund­

legenden konzeptionellen Überarbeitung" 

eines Ausbildungsberufes innerhalb von zwei 

Jahren abgeschlossen werden. 

BWP: Welche Bedeutung messen Sie der 

Entwicklung neuer Ausbildungsberufe bei? 

Hermann Benner: Der Ausdruck "neuer Be­

ruf' strahlt offensichtlich eine gewisse Faszi­

nation aus und erweckt bei manchem kaum 

erfüllbare Hoffnungen. Überspitzt formu­

liert: Von den neuen Berufen wird erwartet, 

daß sie alle Probleme der dualen Berufsaus­

bildung lösen. Sie sollen neue Ausbildungs­

und sogar Arbeitsplätze schaffen, die Betrie­

be in die Lage versetzen, neue Technologien 

anwenden zu können und damit strukturellen 

Wandel in der Wirtschaft ermöglichen, sie 

sollen den auf Einzelbetriebe beschränkten 

Qualifikationsbedarf decken. Solche und 

ähnlich euphorische Vorstellungen verkennen 

die Funktion von Ausbildungsberufen. Aus­

bildungsberufe sind rechtlich fixierte Ausbil­

dungsgänge, die in den Betrieben der Wirt­

schaft und Verwaltung durchgeführt werden 

müssen. Sie vermitteln eine berufliche Hand­

lungskompetenz und Lernfähigkeit auf brei­

ter Grundlage nach gesetzlich festgelegten 

Merkmalen. Die Fachkompetenz zur Erfül­

lung des in den Ausbildungsordnungen be­

schriebenen Bildungsauftrags muß in den 

Betrieben erst vorhanden sein, sie erwächst 

nicht aus einem Verordnungstext So können 

neue Technologien in Ausbildungsordnungen 

erst festgeschrieben werden, wenn sie sich 

auch in der Praxis durchgesetzt haben und 

die Ausbildungsbetriebe die entsprechenden 

Qualifikationen vermitteln können. Die Aus­

bildungsordnungen sind deshalb als Min­

destanforderungen formuliert, so daß jeder 

Betrieb entsprechend seinen Möglichkeiten 

darüber hinausgehend ausbilden kann. 
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BWP: Worin besteht denn nun das Neue, das 

Besondere an den neuen Ausbildungsord­

nungen oder -berufen? 

Hermann Benner: Das Wort "neu" kann be­

zogen auf Ausbildungsberufe oder die sie re­

gelnden Ausbildungsordnungen recht unter­

schiedliche Sachverhalte bezeichnen. Neu 

kann z. B. der Tätigkeitsbereich sein, für den 

ein Ausbildungsberuf qualifizieren soll. So 

beziehen sich die neuen Ausbildungsberufe 

"Mediengestalter/-in Bild und Ton" sowie 

"Film- und Videoeditor/-in" auf das Tätig­

keitsgebiet der elektronischen Bild- und Ton­

medienproduktion. Ein Aufgabengebiet, für 

das es zuvor keine duale Ausbildung gab. 

Die Neuordnung des Ausbildungsberufs 

"Werbe- und Medienvorlagenhersteller/-in" 

greift beispielsweise die in der Werbewirt­

schaft eingetretenen technologischen und ar­

beitsorganisatorischen Veränderungen auf, 

die bei der Gestaltung und dem Handling für 

die Mehrfachnutzung von Daten zur Herstel­

lung von Print- und Multimediaprodukten 

eingetreten sind. 

Die Novellierung der Ausbildungsordnung 

für die Versicherungskaufleute paßte bei­

spielsweise die Berufsausbildung den verän­

derten Gegebenheiten in der Versicherungs­

wirtschaft an. Auch hier führten der gesell­

schaftliche, wirtschaftliche und technische 

Wandel zu einem veränderten Qualifikations­

bedarf. Um nur einige Stichwörter zu nen­

nen: Internationalisierung des Versicherungs­

geschäfts, Einsatz von neuen Informations­

und Kommunikationssystemen, veränderte 

Sicherheitsbedürfnisse und Vermögenssitua­

tion.1 

Im Prinzip lassen sich für alle Ausbildungs­

ordnungen, die jetzt in Kraft getreten sind, 

vergleichbare Innovationen feststellen . Das 

System der anerkannten Ausbildungsberufe 

verändert sich ständig und paßt sich den neu­

en Gegebenheiten in Wirtschaft und Gesell­

schaft an. Dies gilt auch für Berufe, die ihre 

herkömmliche Berufsbezeichnung beibehal­

ten. 
1 Vgl. den Beitrag von W Bockshecker in diesem Heft 

BWP: Würden Sie die neugeordneten Aus­

bildungsberufe als Zukunftsberufe bezeich­

nen? 

Hermann Benner: Seriöserweise sollte das 

Etikett "Zukunftsberuf' überhaupt keinem 

Ausbildungsgang angeheftet werden. Eine 

realistische Aussage über die zukünftige Be­

deutung von Ausbildungsgängen machen zu 

können, setzte voraus, daß der Prognostizie­

rende in der Lage ist, etwa für die Zeitspanne 

einer Generation die arbeitsorganisatorische, 

technologische, sozio-ökonomische Ent­

wicklung in quantitativer und qualitativer 

Hinsicht vorauszusehen und darüber hinaus 

diese Erkenntnisse an der demographischen 

Entwicklung eines Landes spiegeln zu kön­

nen. Für die Zukunftsträchtigkeit einer Aus­

bildung ist es deshalb wichtig, daß der Aus­

zubildende berufliche Handlungs- und Lern­

fähigkeit erwirbt, um aktuell Berufstätigkei­

ten auf Fachkräfteniveau selbständig planen, 

durchführen und kontrollieren zu können so­

wie darüber hinaus seine Qualifikation den 

sich ändernden Bedingungen während seines 

beruflichen Werdeganges anzupassen. Die je­

weils neu erlassenen Ausbildungsordnungen 

sind in diesem Sinne fachlich-inhaltlich und 

methodisch-didaktisch angelegt. Sie bedür­

fen allerdings auch einer entsprechenden 

Umsetzung in der Ausbildungspraxis. Und 

dies kann in jedem Ausbildungsberuf ge­

schehen. 

BWP: Welche Bedeutung haben die neuen 

Ausbildungsberufe für die ausbildenden Be­

triebe und die jungen Leute, die einen sol­

chen Beruf erlernen? 

Hermann Benner: Manchem oberflächli­

chen Betrachter der dualen Berufsausbildung 

mag das System der anerkannten Ausbil­

dungsberufe zu starr vorkommen. Tatsäch­

lich aber unterliegen diese Ausbildungsberu­

fe einem ständigen Wandel. Neue Ausbil­

dungsberufe kommen hinzu, überkommene 

werden aufgehoben, die weiterbestehenden 

werden in Struktur und Inhalt den techni-

4 

\ 
BWP 25/1996/4 • Interview 

sehen, wirtschaftlichen und gesellschaftli­

chen Rahmenbedingungen angepaßt. Die an­

erkannten Ausbildungsberufe stellen Quali­

fikationsstandards dar, die den Ausgebildeten 

und den Betrieben auf dem Arbeitsmarkt ei­

ne gewisse Sicherheit geben, daß die Erwar­

tungen bezüglich der angebotenen oder 

nachgefragten Qualifikationen auch erfüllt 

werden. Die sozio-ökonomische Integration, 

die mit dem Abschluß eines Ausbildungsbe­

rufes verbunden ist, bietet dem Ausgebilde­

ten die Möglichkeit der Identifikation und 

sozialen Anerkennung. Sie besteht in der 

Einbindung in das Beschäftigungs-, Tarif­

und Sozialversicherungssystem. Hierin sind 

entscheidende Vorteile des dual Ausgebilde­

ten gegenüber dem Absolventen vollschuli­

scher Ausbildungssysteme zu sehen. Für die 

Betriebe sind umfassend qualifizierte Mitar­

beiter ein entscheidender Produktionsfaktor 

und WettbewerbsvorteiL In diesem Sinne ist 

das System der anerkannten Ausbildungsbe­

rufe und jede der jetzt neu erlassenen Ausbil­

dungsordnungen die Basis für die hier be­

schriebenen Vorteile. 

BWP: Für welche Berufe ist im nächsten 

Jahr mit neuen Ausbildungsordnungen zu 

rechnen? 

Hermann Benner: Die Arbeiten an neuen 

Ausbildungsordnungen, die z. Z. auf Hoch­

touren laufen, lassen erwarten, daß zum Beginn 

des nächsten Ausbildungsjahres neue Ausbil­

dungsordnungen für rund 40 Ausbildungsbe­

rufe erlassen werden. Darunter sind auch 

wiederum sowohl Novellierungen bestehen­

der Berufe, die vom Augenoptiker bis zum 

Winzer reichen, als auch völlig neu zu erlas­

sende Ausbildungsgänge, wie z. B. Ausbil­

dungsberufe für den Bereich der Anbieter 

und Verwender der Informations- und Kom­

munikationstechnologie. Im Prinzip stellen 

aber sämtliche Ordnungsmaßnahmen eine 

Weiterentwicklung und Ausdifferenzierung 

des Systems der anerkannten Ausbildungsbe­

rufe zur Anpassung an die Veränderungen in 

Wirtschaft und Gesellschaft dar. 



Fehbeiträge 

Redaktionelle Vorbemerkung 

Eine duale Ausbildung ist heute auch für 

Abiturienten attraktiv. Allerdings wechseln 

viele nach Abschluß der Ausbildung an die 

Hochschulen. Wird die Berufsausbildung 

von ihnen lediglich als ein vorgezogenes 

,,Praktikum" für ein fest eingeplantes Stu­

dium betrachtet, oder sind es eher unzurei­

chende Berufsperspektiven in den Betrieben, 

die Abiturienten nach Ausbildungsende in 

die Hochschulen treiben? Dies ist das Thema 
des BIBB-Projektes 6.6006, aus denen die 

beiden nachfolgenden Beiträge erste Ergeb­

nisse vorstellen. 

E. KREKEL und J ULRTCH analysieren anband 

von Interviews mit Personalverantwortlichen 

die Personalpolitik größerer Betriebe und an­

band von Gesprächen mit Ausbildungsabsol­

venten die Einstellungen der Abiturienten zu 
diesem Thema. Viele Großunternehmen bie­

ten vor allem Abiturienten in kaufmänni­

schen Berufen eine gezielte Förderung an. 
Dennoch bleiben die Chancen auf einen Auf­

stieg über die mittlere Führungsebene hinaus 

begrenzt. 

H. HERGET erweitert die betriebliche Per­
spektive um Klein- und Mittelbetriebe ver­

schiedener Branchen und erörtert Ergebnisse 
einer schriftlichen Befragung bei rund 1 000 

Betrieben. Danach variieren die Aufstiegs­
chancen für Abiturienten in Abhängigkeit 

von der Betriebsgröße und vom Wirtschafts­

bereich und werden vor allem im Handel und 

im Kredit- und Versicherungsgewerbe von 

der Mehrzahl der Unternehmen als gut bis 
sehr gut bezeichnet. 

Qualifizierungs- und Berufschancen 
von Nachwuchskräften 
mit Studienberechtigung 

Elisabeth M. Krekel 

Dr. phil., Soziologin, wissen­

schaftliche M irarbeiterin in 

der Abteilung 6. 1 " Bildungs-

ökonomie" im Bundesinsti· 

tut für Berufsbildung, Bann 

Joachim Gerd Ulrich 

Dr. rer. pol. , Diplompsy­

chologe, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter in der Abtei-

lung 1.3 " Berufsbildungs-

planung" im Bundesinstitut 

für Berufsbildung, Bann 

Etwa 15 Prozent der Auszubilden­

den, die in das duale System ein­
münden, besitzen die (Fach-}Hoch­

schulreife. ln einigen kaufmänni­

schen Berufen sind es sogar mehr 

als die Hälfte. Für die Betriebe ist die 

Ausbildung von Abiturienten/ -innen 

eine ambivalente Angelegenheit: 

Zwar schätzen sie ihre schulische 

Vorbildung, doch müssen sie nach 

Ausbildungsende mit ihrer Abwan­

derung an die Hochschulen rechnen. 

Welche Strategien entwickeln Betrie­

be angesichts dieses Dilemmas? Das 

BIBB ging dieser Frage in Gesprä­

chen mit Personalverantwortlichen 

aus 30 Groß- und Mittelbetrieben 

und mit ca. 30 Absolventen nach.1 

Untersuchungsaufbau 

Die Befragung wurde gezielt auf größere Un­

ternehmen konzentriert, die für ihre Perso­

nalplanung und -entwicklung gesonderte Or­

ganisationseinheiten etabliert haben. Die 

Hälfte der 30 an der Untersuchung beteilig­

ten Unternehmen gehörte der Metall- und 

Elektroindustrie an, zehn den Bereichen Han­

del, Banken und Versicherungen, drei der che­

mischen Industrie und die restlichen zwei dem 

Handwerk. Nahezu alle Unternehmen hatten 

Standorte in ganz Deutschland, und bis auf 

zwei beschäftigten alle mehr als I 000 Mitar­

beiter I -innen. Die Gesprächspartner I -innen 

waren in ihrer Funktion Betriebsinhaber bzw. 

Geschäftsführer, Personalbereichs-, Abtei­

lungs- oder Ausbildungsleiter. 
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Neben den Personalverantwortlichen wurden 

auch 22 berufstätige Absolventen/ -innen ei­

ner dualen Berufsausbildung aus dem Kreis 

dieser Unternehmen sowie elf weitere Fach­

kräfte mit Abitur interviewt, die sofort nach 

Beendigung der Ausbildung oder später ein 

Studium aufgenommen hatten. Das Durch­

schnittsalter der Ausbildungsabsolventen/ 

-innen betrug 26 Jahre, ihre mittlere Berufs­

erfahrung nach Ausbildungsabschluß zwei 

Jahre und zwei Monate. Etwa zwei Drittel 

von ihnen hatten einen kaufmännischen Be­

ruf (insbesondere Bank- und Industriekauf­

mannt -frau) erlernt, ein Drittel einen ge­

werblich-technischen Beruf (insbesondere 

Mechaniker und Elektroniker). 

Die Interviews fanden im Sommer 1995 statt 

und wurden von der Wirtschafts- und Sozial­

forschung GmbH (WSF) Kerpen in Zusam­

menarbeit und Abstimmung mit dem Bun­

desinstitut für Berufsbildung durchgeführt. 

Alle Gespräche wurden mit Hilfe standardi­

sierter Leitfäden geführt. Dieses ermöglichte 

eine nachträgliche EDV-gestützte Auswer­

tung des Datenmaterials und die Ermittlung 

von Ergebnistrends auf der Basis spezieller 

statistischer Verfahren für begrenzte Stich­

probengrößen. 2 

Nachfolgend werden die Erfahrungen und 

Konzepte der Betriebe im Umgang mit ihren 

studienberechtigten Auszubildenden darge­

stellt und mit den Sichtweisen der Ausbil­

dungsabsolventen kontrastiert. Um dem spe­

zifischen Charakter der Aussagen gerecht zu 

werden, kommen die Interviewten möglichst 

häufig in Form von Zitaten selbst zu Wort. 

Studienberechtigte als 
Ausbildungsplatzbewerber 

Die Favorisierung von Studienberechtigten 

bei der Besetzung ihrer Lehrstellen begrün­

deten viele Betriebe vor allem mit schuli­

schen Bildungsdefiziten der Haupt- und Re­

alschüler I -innen. Letztere würden sie anson-

sten sogar bevorzugt einstellen, da "diese nach 

Beendigung der Ausbildung auch im Betrieb verblei­

ben". Entsprechende Klagen der Personalver­

antwortlichen über ein mangelndes Niveau 

der Allgemeinbildung bezogen sich auf Aus­

bildungsplatzbewerber sowohl der kaufmän­

nischen als auch der gewerblich-technischen 

Berufe. "Wenn wir dann aber Bewerbungsschrei­

ben mit mehr als 20 Rechtschreibfehlern erhalten, 

dann geht das einfach nicht." Daß in den gewerb­

lich-technischen Berufen deutlich mehr 

Haupt- und Realschülerl-innen als im kauf­

männischen Sektor ausgebildet würden, sei 

im wesentlichen Folge des geringen Interes­

ses der Studienberechtigten an einer solchen 

Ausbildung. 

Um gerade Studienberechtigte nach Ausbil­

dungsabschluß stärker an den Betrieb zu bin­

den, richteten zehn der 30 befragten Unter­

nehmen im kaufmännischen Bereich Sonder­

ausbildungsgänge ein, von denen Real- und 

Hauptschüler I -innen in der Regel ausge­

schlossen sind. "Es war in erster Linie die hohe 

Fluktuation von studienberechtigten Ausbildungsab· 

solventen in Richtung Universität oder Fachhochschu­

le, die uns zwang, etwas zu unternehmen. Fachliche 

Gründe waren dabei von nachrangiger Bedeutung." 

Die meisten Unternehmen, die Sonderausbil­

dungsgänge durchführten, kombinierten den 

Erwerb eines kaufmännischen Ausbildungs­

abschlusses mit einem Begleitstudium an ei­

ner Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie 

(VWA). Die übrigen Firmen boten Zusatzab­

schlüsse (Fremdsprachenkorrespondenten/ 

-in bzw. Wirtschafts- bzw. Abteilungsleiter­

assistenten/ -in) an. Im gewerblich-technischen 

Bereich gab es ein Unternehmen, das für die 

Zukunft einen kooperativen Ingenieurstudien­

gang plante. "Um die beruflichen Perspektiven der 

Auszubildenden zu verbessern, müssen die Ausbi l­

dungsgänge als solche verändert werden. Die koope­

rative Ingenieurausbildung ist ein erster Schritt 

dahin." 

Unter den Beweggründen, die von den 33 in­

terviewten Ausbildungsabsolventen I -innen 

rückblickend für die Aufnahme einer betrieb-
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Iichen Ausbildung genannt wurden, domi­

nierten zwei Motive: Ein besonderes fachli­

ches Interesse an den Tätigkeiten des Ausbil­

dungsberufes nannten drei Fünftel, darunter 

insbesondere die männlichen Befragten. 

Ebenso viele gaben aber auch an, sie seien 

(zudem) vom Wunsch geleitet worden, sich 

eine sichere bzw. solide berufliche Grundla­

ge zu verschaffen, die ihnen bei einem Studi­

um nicht gegeben schien: .,Ich bevorzugte schon 

eine Berufsausbildung, da ich keine Lust hatte, später 

ein arbeitsloser Akademiker zu werden." Vor allem 

Frauen dachten so. 

Neben den inhaltlichen Interessen und dem 

Sicherheitsmotiv spielte in einem Drittel al­

ler Fälle auch die Abneigung gegenüber allzu 

viel Theorie und die Bevorzugung einer 

praktischen Tätigkeit eine Rolle: .,Ich hatte die 

Nase voll nach 13 Jahren Schule." Knapp die Hälf­

te der Befragten hatte dagegen auch den Be­

ginn eines Studiums erwogen. Sie befanden 

sich insbesondere unter den Teilnehmern/ 

-innen an Sonderausbildungsgängen: ein In­

diz dafür, daß Abiturienten/ -innen diese Aus­

bildungsform als eine Alternative für ein Stu­

dium durchaus in Betracht ziehen, zumal 

dann, wenn ihnen durch eine solche Zusatz­

qualifikation eine anspruchsvolle berufliche 

Perspektive eröffnet wird. 

Ingesamt nahmen nur wenige die Berufsaus­

bildung mit der dezidierten Absicht auf, an­

schließend auf jeden Fall auf die Hochschu­

len zu wechseln. "Ich mache zuerst einmal eine 

kaufmännische Ausbildung, und dann sehe ich 

weiter", war eher die typische Haltung, auch 

unter den Befragten, die zum Untersu­

chungszeitpunkt tatsächlich studierten. Etwa 

die Hälfte der studierenden Fachkräfte gab 

an, vor Ausbildungsbeginn an ein Studium 

überhaupt nicht gedacht zu haben: .,Ich habe 

mich noch nicht einmal über ein Studium informiert, 

geschweige denn eine Uni angeguckt." Und von 

denen, die sich vor Ausbildungsbeginn sehr 

konkrete Gedanken über ein anschließendes 

Studium gemacht hatten, studierte zum Be­

fragungszeitpunkt tatsächlich nur ein Drittel. 



Alles in allem vermittelten die Befragten den 

Eindruck, daß es letztlich ihre konkreten Er­

fahrungen im Betrieb waren, von denen der 

Wechsel zur Hochschule bzw. der Verbleib 

im Unternehmen abhing - auch wenn ihre 

Haltung gegenüber einem Studium bei der 

Einmündung in das duale System latent vor­

handen war. Die meisten Auszubildenden mit 

Abitur begreifen ihre Studienmöglichkeit of­

fenbar als eine Option, über die sie erst spä­

ter beschließen möchten: ,.Die Berufsausbildung 

wollte ich mit Sicherheit abschließen; wie das mit 

dem Studium weitergehen soll, wollte ich dann ent­

scheiden." 

Ausbildungsverlauf 
von studienberechtigten 
Auszubildenden 

Die Unternehmen äußerten sich durchweg 

positiv über die Ausbildungsleistung ihrer 

Abiturienten/ -innen: ,.Wir haben mit diesen Leuten 

gute Erfahrungen gemacht." Dies gilt insbeson­

dere auch für die Teilnehmenden an Sonder­

bildungsgängen: ,.Wer dreieinhalb Jahre viermal in 

der Woche die Kraft aufbringt, neben dem Beruf 

noch zur Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie zu 

gehen, der hat seine Initiative und Leistungsstärke 

unter Beweis gestellt." Auch die Ausbildungsab­

solventen zeigten sich, wie dies bereits aus 

früheren Untersuchungen bekannt ist3, sehr 

oft zufrieden mit ihrem Ausbildungsverlauf. 

Allerdings fühlten sich knapp die Hälfte der 

Befragten in der Berufsschule und ein Viertel 

im Betrieb unterfordert. Solange sich diese 

Unterforderung in Grenzen hält, beeinflußt 

sie die Zufriedenheit der Auszubildenden 

kaum: ",ch bin ja eher faul, da kam mir diese durch 

das Abitur bedingte Unterforderung gerade recht." 

Äußert sich die Unterforderung jedoch in ei­

nem Übermaß an repetitiven Tätigkeiten ("in 

der Praxis hat man die wesentlichen Dinge schon 

nach einem halben Jahr gelernt, da kommt nichts 

Neues mehr hinzu"), wird sie zu einem Bela­

stungsmoment, dem man durch das Einlösen 

der Studienoption auszuweichen versucht. 

Dementsprechend berichteten insbesondere 

Ausbildungsabsolventen I -innen, die doch 

noch den Weg zur Hochschule einschlugen, 

von solchen betrieblichen Unterforderungen. 

Perspektiven nach Abschluß 
der Ausbildung 

Die Rahmenbedingungen für die beruflichen 

Perspektiven junger Fachkräfte nach Ab­

schluß der Ausbildung wurden durch Um­

strukturierungsmaßnahmen in den Betrieben 

geprägt: 26 der 30 Betriebe hatten in jüngerer 

Zeit Reorganisationsmaßnahmen eingeleitet, 

die in über zwei Drittel aller Fälle mit einer 

Abflachung des Hierarchiegefüges und bei 

über der Hälfte mit Personalabbau verbunden 

waren. Durch diese Entwicklung entschärf­

ten sich für die Betriebe die nachteiligen Fol­

gen der Abwanderung Studienberechtigter 

drastisch. Zwar gaben 17 der 30 befragten 

Unternehmen an, daß die Fluktuation ihrer 

Ausbildungsabsolventen mittel bis hoch sei, 

aber nur drei Unternehmen bezeichneten dies 

noch als einen ernsthaften Anlaß zur Sorge. 

Während es schien, daß die Fluktuation 

studienberechtigter Ausbildungsabsolventen/ 

-innen die Betriebe angesichts des aktuellen 

Stellenabbaus quantitativ eher entlastet, deu­

teten manche Personalverantwortlichen den­

noch Probleme hinsichtlich der Frage an, wer 

letztlich im Betrieb verbleibt und wer an die 

Hochschule wechselt. Offenbar wirken hier 

zeitgleich zwei unterschiedliche Trends. Ei­

nerseits gehen ,.diejenigen, die nicht übernommen 

werden, öfter studieren"\ doch gilt ebenso: ,.Ge­

rade die guten Leute, die wir gerne qualifiziert einset­

zen würden, verlassen uns, um zu studieren." 

Aus den Interviews mit den Ausbildungsab­

solventenl-innen ergaben sich Hinweise, die 

beide Tendenzen bestätigen: So konnte eine 

Korrelation sowohl zwischen der Art des 

Übernahmeangebotes (unbefristet, befristet, 

keines) und dem gegenwärtigen Status (er-

werbstätig, Student) nachgewiesen werden 

als auch zwischen dem Ausmaß der individu­

ellen Karriere- bzw. Aufstiegsorientierung 

und der Abwanderung zur Hochschule. 5 Die 

Hinwendung zum Studium erfolgte meist 

nicht unmittelbar nach Ausbildungsende, 

sondern erst später, in der Hälfte aller Fälle 

ein bis zweieinhalb Jahre danach. Die Angst 

vor jahrelanger Unterforderung ("Es könnte 

sein, daß mir der Beruf Spaß macht; es könnte aber 

auch sein, daß ich mehr als 20 Jahre etwas machen 

müßte, was mir dann eben keinen Spaß macht") 

spielte dabei ebenso eine Rolle wie Enttäu­

schung angesichts begrenzter Aufstiegsmög­

lichkeiten und der Wunsch nach akademi­

schen Karrierechancen: ,.Die beruflichen Karriere­

chancen waren mir zu beschränkt, also mußte ich se­

hen, daß ich mich fortbilde. Es war eine schreckliche 

Vorstellung, sich später einmal Vorwürfe machen zu 

müssen, wenn ich dafür nichts getan hätte." Den 

Karrierebegriff verbanden diese Ausbil­

dungsabsolventen/ -innen weniger mit einem 

formalen Status, wie z. B. der Stellung im 

Betrieb, als vielmehr mit einer interessanten, 

verantwortungsvollen, finanziell entspre­

chend entlohnten Tätigkeit. Der zwischen­

zeitliche Verzicht auf ein gesichertes Arbeits­

verhältnis und Einkommen wurde dabei be­

wußt in Kauf genommen: ",mmerhin hatte ich 

einen sicheren Arbeitsplatz gekündigt, um dann als 

Student mit einem Taschengeld auskommen zu müs-

sen 

Spiegelbildlich zu den beiden unterschiedli­

chen Studienmotiven der Ausbildungsabsol­

ventenl-innen (Studium sowohl als Reaktion 

auf eine verwehrte Übernahme als auch als 

aktives Instrument zur Verbesserung der als 
unzureichend empfundenen Berufschancen) 

zeichneten sich auch bei den erwerbstätigen 

Ausbildungsabsolventen I -innen zwei ver­

schiedene Beweggründe ab: Auf der einen 

Seite entscheiden sich Personen für den Ver­

bleib im Betrieb, deren Aufstiegsinteressen 

begrenzt sind und die sich an ein regelmäßi­

ges Einkommen und eine sichere Arbeitsstel­

le gewöhnt hatten. Die befragten Personal­

verantwortlichen stellten zum Teil fest, ,.daß 
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es sehr viele Mitarbeiter gibt, die gar kein Interesse 

daran haben, aufzusteigen oder beruflich weiterzu­

kommen". "Man muß einfach sehen, daß die über­

wiegende Mehrheit der Mitarbeiter mit ihren Tätig­

keiten als Sachbearbeiter zufrieden ist." 

Diesen Ausbildungsabsolventen standen die 

stärker karriereorientierten Nachwuchsfach­

kräfte gegenüber, die deshalb in den Betrie­

ben blieben, weil sie dort relativ attraktive 

Fortbildungs- und Aufstiegsperspektiven 

vorgefunden hatten. "Ich wollte ja eigentlich stu­

dieren gehen, aber als ich gesehen habe, was es an 

Fortbi ldungs- und Entwicklungsmöglichkeiten gibt, 

habe ich den Entschluß gelaßt zu bleiben ." Dabei 

waren in einigen Fällen nicht betriebliche 

Maßnahmen entscheidend, sondern die Auf­

nahme in das vom Bundesministerium für 

Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech­

nologie (BMBF) initiierte und von den Kam­

mern verwaltete Begabtenförderprogramm. 6 

Die Aufstiegs- bzw. Personalentwicklungs­

konzepte, welche die Unternehmen entwik­

kelten, um überdurchschnittlich leistungs­

und aufstiegsmotivierte junge Fachkräfte 

auch nach Beendigung der Ausbildung zu 

binden, unterscheiden sich deutlich zwischen 

dem gewerblich-technischen und kaufmänni­

schen Bereich. 

Perspektiven im gewerblich­
technischen Bereich 

Im gewerblich-technischen Bereich sind die 

Aufstiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten 

für die studienberechtigten Absolventen/ -in­

nen in der Regel weniger günstig. Lediglich 

in zwei Unternehmen sahen die Personalver­

antwortlichen die Chance, über die Ebene des 

Technikers bzw. Meisters hinauszukommen 

- und dies in einem der beiden Fälle auch nur 

durch einen Wechsel in den Vertrieb und da­

mit in den kaufmännischen Angestelltenbe­

reich. Ansonsten waren die Chancen sehr ge­

ring. "Wenn Sie den Weg der Praxis gehen wollen, 

muß Ihnen klar sein, daß Sie Führungspositionen 

wahrscheinlich nicht erklimmen können. Wir bilden 

Mitarbeiter für den Unterbau und den unteren Mittel­

bau unseres Unternehmens aus. Wir bilden Indianer 

und nicht Häuptlinge aus." Eine aufstiegsorien­

tierte Weiterbildung zum Meister oder Tech­

niker werde zwar durch die Betriebe begrüßt, 

in der Regel aber kaum unterstützt, da es ge­

nug eigeninitiativ ausgebildete Fachkräfte 

gebe. Die Aussagen gingen alle in dieselbe 

Richtung: .. Es gibt bei uns sehr viele Meister und 

Techniker, die auf einen adäquaten Arbeitsplatz war­

ten." "Mittlerweile haben wir mehr Meister im Be­

trieb als Meisterstellen." .,Wir haben zur Zeit 120 ln­

dustriemeister ohne entsprechenden Job." Somit ist 

selbst ein Aufstieg in die mittlere Führungs­

ebene nur äußerst begrenzt möglich, und die 

Übernahme einer leitenden Position scheint 

nahezu ausgeschlossen zu sein, da diese .. aus­

schließlich von Ingenieuren besetzt" werden. Für 

aufstiegsorientierte Auszubildende mit Abitur 

bleibt somit in der Regel nur die Perspektive, 

die Ausbildung "als verlängertes Praktikum" an­

zusehen, .. um dann nach dessen Beendigung auf 

eine Hoch- oder Fachhochschule zu wechseln". Des­

halb wurde gerade im gewerblich-techni­

schen Bereich die .. Berufsausbildung mit anschlie­

ßendem Ingenieurstudium an einer FH" zum "Nor­

malfall".7 

Die rigide Abschottung der Akademikern 

vorbehaltenen Karrierewege im Leitungsbe­

reich vor weitergebildeten Praktikern wird 

zum Teil "ideologisch" untermauert: .. Man 

muß es so kraß ausdrücken, aber die meisten (Techni­

ker, Meister) haben irgendwo ihre Grenzen im Den­

ken. An der Uni oder FH bekommt man nicht nur 

fachliche Qualifikationen vermittelt, sondern wird 

auch zum eigenständigen Denken und Handeln ange­

leitet. Nicht das Erledigen von Arbeit, sondern das 

von Aufgaben steht bei dem Studium im Vorder­

grund. Bei der Meister- und Technikerfortbildung wird 

wiederum fast ausschließlich fachtheoretisches Den-

ken und nicht methodisches gefordert. Die Leute, die 

nach der Berufsausbildung direkt in den Beruf wech­

seln, stecken in der Tretmühle. Sie können sich nur 

fachlich fortbilden, haben aber nicht die Zeit und da­

mit die Chance, ihre Gedanken einmal zu befreien. 

Der Wissens- und Erlebnishorizont bleibt begrenzt, 
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und dies setzt Grenzen im Denken, die sich auch ganz 

klar im Berufsleben zeigen. Dies scheint mir das ei­

gentliche Problem zu sein, das sich nicht ohne weite­

res lösen läßt." 

Perspektiven im kaufmännischen 
Bereich 

Im kaufmännischen Bereich sehen die Auf­

stiegschancen dagegen besser aus. Immerhin 

die Hälfte der befragten Unternehmen stuf­

ten sie als gut bis sehr gut ein. Manche Un­

ternehmen, insbesondere Banken und Han­

delshäuser, informierten ihre Auszubilden­

den bereits während der Lehre über Entwick­

lungsmöglichkeiten und innerbetriebliche 

Laufbahnkonzepte. "Wenn die Leute rechtzei tig 

wissen, welche Möglichkeiten sie später einmal ha­

ben, ist die Fluktuation an der zweiten Schwelle nicht 

mehr so groß." In einem Handelshaus gab es 

z. B. ein speziell auf Abiturientenl-innen zu­

geschnittenes Förderkonzept, das auf mittlere 

Führungspositionen vorbereitete. In den mei­

sten Fällen war aber innerbetriebliche und 

örtliche Mobilität unabdingbare Vorausset­

zung. Der Tenor der Äußerungen der Perso­

nalverantwortlichen lautete hierzu: "Wer auf 

dem internen Arbeitsmarkt mobil ist, verbessert seine 

Chancen aufzusteigen erheblich. Allerdings stoßen 

wir bei der Mobilitätsbereitschaft der Mitarbeiter zu­

nehmend auf Grenzen." 

Die Laufbahnsysteme für studienberechtigte 

Ausbildungsabsolventen I -innen und Akade­

miker/ -innen überschnitten sich allerdings 

auch im kaufmännischen Bereich vielfach 

nur marginal. In der Regel war sowohl eine 

horizontale (funktionale) als auch eine verti­

kale (hierarchische) Trennung zwischen 

Kautleuten mit betrieblichem und solchen 

mit Hochschulabschluß erkennbar. Insofern 

könne man .. von einer Konkurrenzsituation" der 

Ausbildungsabsolventen I -innen .. mit Fach­

hochschul- bzw. Hochschulabsolventen um innerbe­

triebl iche Arbeitsplätze nur bedingt sprechen". So 

wurden auf der horizontalen Ebene Akade­

miker/ -innen vorzugsweise im Controlling 



bzw. im Bereich der Geschäftsführung einge­

setzt, während die studienberechtigten Aus­

bildungsabsolventen ihre Funktionen z. B. 

im Vertrieb fanden. Und auf der vertikalen 

Ebene konkurrierten beide Angestellten­

gruppen lediglich auf der Abteilungsleiter­

ebene, die für die einen (die Ausbildungsab­

solventen/ -innen) den Abschluß und für die 

anderen (die Akademiker/-innen) den Ein­

stieg des innerbetrieblichen Aufstiegs bilde­

ten: "Die Abteilungsleiterebene kann man als 

Schnittstelle bezeichnen. Hier fangen die einen an, 

beruflich aufzusteigen, und für die anderen ist hier 

der Aufstieg beendet." Somit gibt es, wie auch 

die Ausbildungsabsolventen bestätigen, "ein­

fach unterschiedliche Karrieren für Hochschulabsol­

venten und für ehemalige Azubis". 

Selbst die Teilnahme an Sonderausbildungs­

gängen scheint die Differenz zu den Berufs­

perspektiven der Akademiker/ -innen nicht 

immer vollständig zu kompensieren. Zwar 

wurde z. B. den Auszubildenden für ihre par­

allele Ausbildung an der Verwaltungs- und 

Wirtschaftsakademie (VWA) Respekt ge­

zollt, doch würden - so ein Personalverant­

wortlicher - "in den Augen der meisten Führungs­

kräfte die Betriebswirte VWA als eine Art Edelazubis 

angesehen, aber bei weitem nicht mit Fachhochschul­

absolventen gleichgesetzt, was eigentlich der Fall sein 

sollte". Ein Unternehmen stellte seinen Son­

derausbildungsgang zum/zur Wirtschaftsas­

sistentent-in wieder ein, da die meisten Ab­

solventen doch noch ein Studium an einer 

Hochschule aufnahmen. Dies hing wiederum 

mit der unzureichenden innerbetrieblichen 

Akzeptanz dieses Bildungsabschlusses ge­

genüber akademischen Zertifikaten zusam­

men. 

Es gab aber auch Unternehmen, die den Son­

derausbildungsgängen in Kooperation mit 

der VWA bereits ein größeres Gewicht ver­

liehen: "Für uns reichen die Inhalte des VWA-Studi­

ums aus, um dieses einem FH-Studium gleichzuset­

zen. Außerdem interessiert im Lau fe der Zeit keinen 

mehr, was man mal studiert hat Irgendwann wird 

man nur noch gefragt, was man für Tätigkeiten ver-

richtet hat." Dieses Beispiel zeigt, daß es vor 

allem innerbetriebliche Haltungen, Denk­

muster und vielleicht auch Vorurteile sind, die 

über die Berufschancen qualifizierter Fach­

kräfte entscheiden. Möglicherweise sind re­

servierte Einstellungen gegenüber dem Fach­

arbeiter- und Fachangestelltenaufstieg auch 

Folge einer akademischen Sozialisation, die 

sich im Zweifelsfalle mit einer Favorisierung 

von Hochschulabsolventen verbindet. 

I Stimmen die 
innerbetrieblichen 

Entwicklungsperspektiven, 
wird auf ein Studium 

verzichtet 

Die Frage nach den Aufstiegs- und Entwick­

lungsmöglichkeiten von qualifizierten Aus­

bildungsabsolventen/ -innen dürfte in der Zu­

kunft weiterhin relevant bleiben, zumal die 

meisten Betriebe dazu übergegangen sind, 

verstärkt bedarfsorientiert auszubilden und 

konsequent auf eine Amortisierung der Aus­

bildungsinvestitionen zu achten. Eine Ab­

wanderung qualifizierter Nachwuchskräfte 

ist in diesem Fall nur schwer zu kompensie­

ren. Auf jeden Fall aber, so ein Personalver­

antwortlicher, "hängt der Verbleib von Ausbil­

dungsabsolventen im Unternehmen zu neunzig Pro­

zent von den in Aussicht gestellten beruflichen Per­

spektiven ab". Tatsächlich läßt sich auch aus 

den Interviews mit den Ausbildungsabsol­

venten/ -innen nachweisen: Immer dann, 

wenn junge Fachkräfte besondere Ansprüche 

an den innerbetrieblichen Aufstieg, an finan­

zielle Verbesserungen und an verantwor­

tungsvolle Tätigkeiten stellen, entscheiden 

vor allem die Angebote des Betriebes über 

den Verbleib im Unternehmen oder die Ab­

wanderung zur Hochschule. 

Die Verbesserung der Perspektiven von 

Nichtakademikern ist dennoch nur ein Instru­

ment der Unternehmen, ihre ausgebildeten 

jungen Fachkräfte zu binden. Eine andere 

Strategie besteht in dem systematischen Auf­

bau der Kontakte zwischen studierenden Ab­

solventen/ -innen und dem ehemaligen Un­

ternehmen. Wenn diese "dann mit dem Studium 

fertig sind, sind wi r schon an deren Wiedereinstellung 

interessiert, da wir diese Leute kennen und wissen, 

woran wi r sind. Denn diese Leute verfügen auch über 

betriebsspezifische Kenntnisse, die für uns wertvoll 

sein können." Tatsächlich haben insbesondere 

Banken begonnen, entsprechende Bindungs­

strategien zu entwickeln. Ein Unternehmen 

hat "sogar eine Betriebsvereinbarung, daß ehemalige 

Azubis während der Semesterferien bei uns arbeiten 

und auch ihre Studien- und Diplomarbeiten hier anfer­

tigen können ." Der Vorteil für die Unterneh­

men liegt auf der Hand: Sie müssen diesen 

Studenten keine Beschäftigungsgarantien ge­

ben und können die erneute Einstellung, "in 

vielen Fällen nur noch Sekundensache", von 

der Person und der aktuellen Bedarfslage ab­

hängig machen. 

Für die im Betrieb verbliebenen Ausbil­

dungsabsolventen mit Abitur würden mit ei­

ner solchen Personalstrategie die Aufstiegs­

chancen allerdings weiter beschnitten: "Denn 

natürlich," so eine Ausbildungsabsolventin, 

wird ihr Unternehmen "diese qualifizierten Fach­

kräfte auch wieder einstellen - und dann bevorzugt 

für Führungspositionen". Das Fazit der jungen 

Bankkauffrau aus dieser Entwicklung: "ln Zu­

kunft wird es sicherlich schwieriger fü r betrieblich aus­

gebildete Fachkräfte, in Führungspositionen aufzu­

steigen. Daher versuche ich, meinen Weg rasch zu ge­

hen, um der Konkurrenz mit den Hochschulabsolven­

ten auszuweichen." 

Fazit 

Zwar existieren in einigen Branchen Perso­

nalentwicklungskonzepte, die auf qualifizier­

te Fachkräfte mit Studienberechtigung zuge­

schnitten sind, doch bleiben leitende Füh­

rungspositionen in der Regel den Akademi­

kernl-innen vorbehalten. Maßnahmen der Be-
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triebe zur Bindung junger Ausbildungsabsol­

venten I -innen mit Abitur dienen vor allem 

der Sicherung des mittleren Qualifikations­

niveaus. Die Durchlässigkeit der Bildungs­

und damit zuletzt auch der Karrierewege 

bleibt häufig nur eine gut gemeinte Absichts­

erklärung, denn Karrierewege für Ausgebil­

dete und für Akademiker werden vielfach so­

wohl horizontal als auch vertikal getrennt. 

Insbesondere die stark aufstiegsorientierten 

Ausbildungsabsolventen I -innen reagieren 

hierauf mit Abwanderung und der Aufnahme 

eines Studiums, auch wenn sie dafür erneut 

mehrere Jahre auf das regelmäßige Einkom­

men einer Fachkraft verzichten müssen. Die 

jungen Fachkräfte, die in den Betrieben ver­

bleiben wollen, heben dagegen die Sicherheit 

ihres nunmehr etablierten Beschäftigungs­

verhältnisses hervor und bereiten sich durch 

Weiterbildung auf mittlere Führungslaufbah­

nen vor. Sie müssen allerdings damit rech­

nen, von denjenigen "überholt" zu werden, 

die nach einem Studium wieder in das Unter­

nehmen zurückkehren. 

Anmerkungen: 

1 Forschun gsprojekt 6. 6006: .. Mobilitätsverhalten 

und Berufsperspektiven studienberechtigter Fachkräf­

te in Betrieben und Maßnahmen zu ihrer weiteren 

Qualifizierung." Dem Projekt gehören neben den bei­

den Autoren Hermann Herget sowie Ursula Beicht an. 

Für ihre konstruktiven und kritischen Anregungen 

danken wir ihnen herzlich. Unser Dank gilt auch Frau 

cand. psych. Johanna Dinges, die im Rahmen eines 

Praktikums zusätzlich zu den von der WSF GmbH ge­

führten Interviews zwei studierende Ausbildungsab­

solventen befragte. 

Zu weiteren Ergebnissen aus diesem Projekt siehe: 

Herget, H. ; Beicht, V. ; Krekel, E. M. ; Ulrich, I G.: 

Mobilitätsverhalten und Berufsperspektiven studien­

berechtigter Fachkräfte in Betrieben und Maßnahmen 

zu ihrer weiteren Qualifizierung. Zwischenbericht, 

Oktober 1995 
2 Hierbei handelt es sich um nichtparametrische Ver­

Jahren wie zum Beispiel Kendalls Tau. Die im Rah­

men dieser qualitativen Erh ebung ermittelten Trends 

dienten der Vorbereitung einer Repräsentativerhe­

bung bei mehreren tausend Ausbildungsabsolventen 

mit Abitur, die die Hochschu l-lnformations-GmbH 

(HIS) Hannover in Kooperation mit dem BIBB zum 

Jahreswechsel 1995 /96 durchführte. Erste Ergebnis­

se liegen voraussichtlich im Sommer 1996 vor. 
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3 Vgl. hierzu: Schöngen, K.; Ulrich, I G.; Westhoff, 

G.: .. Qualität und Nutzen einer Berufsausbildung im 

dualen System aus der Sicht von Ausbildungsabsol­

venten der neunziger Jahre." in: Bundesinstitut für 

Berufsbildung. Der Gen eralsekretär (Hrsg.): Per­

spektiven der dualen Ausbildung. Bielefeld: Bertels­

mann, 1994. S. 93-110 
4 Vgl. da zu: Herget, H.: ., Problemlose Integration 

von Abiturienten mit betrieblichem Ausbildungsab­

schluß ins Berufsleben ?" in: Zeitschrift für Berufs­

und Wirtschaftspädagog ik, (1989) , 6, S. 507-521 
5 Vgl. hierzu: Feher, K. ; Herget, H. ; Ulrich, I G.: 

.. Abiturienten nach der Leh re: Studium ja oder 

nein ?" in: BWP 22 (1993) 4, S. 8- 13 sowie Herget, 

H.: .. Zwischen Ausbildungsbetrieb und Hochschule: 

Fachkräfte mit betrieblichem Abschluß und Studien­

option. " in: Schöngen, K. (Hrsg .): Berufseinstieg un­

ter schwierigen Rahmenbedingungen. Bundesinstitut 

für Berufsbildung. Der Generalsekretär (Hrsg), Bie­

lefeld 1994 (Berichte zur beruflichen Bildung, 

H. 185), S. 93- 110 
6 Vgl. hierzu: Manstetten, R.: Begabtenförderung be­

rufliche Bildung. in : BMBF (Hrsg.): Europäischer 

Forschungsworkshop. Begabtenförderung in der be­

ruflichen Bildung. Bonn / 994, S. 7-13 
7 Die Stellung des Facharbeiters in der Industrie 

wird zur Zeit kontrovers diskutiert. /. Drexel sieht die 

klassischen Zugangswege dual Ausgebildeter zu mitt­

leren Positionen gefährdet. Vgl. Drexel, 1. : " Briicken­

qualifikationen zwischen Facharbeiter und Ingenieur. " 

in: BWP 23 ( 1994) 4, S. 3-8; Drexel, 1.: Das Ende des 

Facharbeiteraufstiegs? Neue mittlere Bildungs- und 

Karrierewege in Deutschland und Frankreich - ein 

Vergleich. München 1993. Gegen die Th ese, daß die 

Chancen für dual Ausgebildete, mittlere und höhere 

Statuspositionen zu erreichen, stark gesunken seien, 

wendet sichjedoch H. Althoff, Vgl. Althoff, H.: Hat die 

wachsende Zahl der Hochschulabsolventen Konse­

quenzen für den Facharbeiteraufstieg ? in: BW P 26 

( 1996) I, S. 27-33. R. Geer wehrt sich sogar grund­

sätzlich dagegen, die Ausbildung zum Facharbeiter 

als Ausgangspunkt für eine Karriere zu verstehen. 

Vgl. Geer, R.: Facharbeiter in der Industrie- Ende ei­

ner Ära ? in : Geer, R.; Hirschbrwin, H.-W : Zukunfts­

perspektiven von Fachkräften in der Industrie. Köln 

/994, s. 7-25 



Hermann Herget 

Diplom-Handelslehrer, wis­

senschaftlicher Mitarbeiter 

in der Abteilung 6. 1 " Bi/-

dungsökonomie" im Bundes­

insitut für Berufsbildung, 

Bonn 

Abiturienten mit Lehrabschluß­
Perspektiven und Aufstiegschancen 
in der Einschätzung 
der Unternehmen 

Absolventen des dualen Systems mit 

Abitur haben keineswegs schlechte­

re berufliche Aussichten als Berufs­

anfänger von Fachhochschulen. So 

schätzen es jedenfalls rund 1 000 be­

fragte Unternehmen ein - aber: 

"Die" Berufsperspektiven betrieblich 

qualifizierter Fachkräfte gibt es nicht 

- Betriebsgröße und Wirtschaftsbe­

reich bzw. Branche haben sich als 

wichtige Unterscheidungskriterien 

erwiesen. Wie sieht nun die Praxis 

die Karrierechancen des Nachwuch­

ses? Die folgenden Ergebnisse aus 

dem BIBB-Forschungsprojekt "Mobi­

litätsverhalten und Berufsperspekti­

ven studienberechtigter Fachkräf­

te ... " rücken die Einschätzungen 

von Unternehmen in den Vorder­

grund. 

Ausgangslage: Entwicklungen 
und aktueller 
Handlungsbedarf 

Merkwürdig ist es schon. Da wird nach der 

Zukunft und der Attraktivität der dualen Be­

rufsausbildung gefragt. Für das duale System 

finden sich Zustandsbeschreibungen wie 

Erosion, Krise oder Ruin, vom "Ende des 

Facharbeiteraufstiegs" ist die Rede. 1 Gleich­

zeitig sind aber Abiturienten in der betriebli­

chen Ausbildung ein Faktum geworden - al­

so eine Klientel, der angeblich der "Königs­

weg", über das Studium Aufstieg bis in die 

Spitzen der Einkommens- und Statuspyrami-

de, weit offensteht Abiturienten in Lehrver­

hältnissen wurden 1969 auf höchstens 3 000 

geschätzt. 2 Zwischen 1985 und 1992 sind 

dann jeweils 200 000-230 000 Studienbe­

rechtigte mit Fach- oder Hochschulreife im 

dualen System ausgebildet worden. Allein 

1994/95 haben 84 000 Abiturienten erstmals 

eine Ausbildungsstelle angetreten. Anders als 

die Bildungsdiskussion der frühen 70er Jahre 

es sich vorstellen konnte, sind Abiturienten 

in der Berufsbildung heute nicht bloß wegen 

finanzieller Belastungen oder durch NC-Be­

schränkung von ihrem Studienwunsch Abge­

drängte: Bei ihrer Ausbildungsentscheidung 

berücksichtigen Abiturienten heute wieder 

stärker Aspekte wie Verwertbarkeit und spä­

tere Arbeitsmarktchancen. Anders als in den 

frühen 80er Jahren gehen sie von guten Be­

rufschancen für Absolventen nichtakademi­

scher Bildungsgänge aus - während die Er­

werbs- und Einkommenschancen von Akade­

mikern deutlich nüchterner beurteilt 

werden. 3 

Der Weg über das duale System ins Erwerbs­

leben ist somit längst attraktive Alternative, 

die jenseits der sog. Sonderausbildungsgän­

ge für Abiturienten der Wirtschaft akzeptiert 

wird. Die Kassandrarufe, daß Abiturienten 

die Lehre zur bloßen Absicherung und ,,Zwi­

schenstation zur Hochschule" nutzen, sind 

übertrieben: Es planen (Anfang 1995) nur 

40 Prozent der Abiturienten, nach dem Lehr­

abschluß auch ein Studiendiplom zu erwerben 

-seit mehr als zehn Jahren eine unveränderte 

Größe und eher Obergrenze, da nicht alle 

Pläne auch in die Tat umgesetzt werden. 4 

Wenn derzeit aber z. B. zwei Drittel der Ab-
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iturienten in einer gewerblichen Lehre an­

schließend noch studieren wollen, heißt das, 

daß nicht nur deren direkte Integration in die 

industrielle Facharbeit gefährdet ist. Offen­

bar sehen die Studienwilligen auch die tradi­

tionelle Aufstiegsfortbildung allein über die 

Schiene "Meister oder Techniker" als berufli­

che Sackgassen, so daß sie sich vom zusätzli­

chen Fach- oder Hochschulstudium bessere 

Aussichten erhoffen. 

Hieraus resultiert Handlungsbedarf. Einmal 

für die Personalpolitik der Betriebe, wenn 

sich deren Ausbildungsaufwand rechnen soll. 

Zum anderen haben bereits Bund, Länder 

und Sozialparteien ein Umsetzungskonzept5 

vorgelegt: Um den wachsenden Bedarf der 

Wirtschaft nach betrieblich Qualifizierten zu 

sichern, soll die Attraktivität der Berufsbil­

dung auch als Alternative zu Gymnasium 

oder Studium erhöht werden. Zentral ist die 

Idee der Gleichwertigkeit von allgemeiner 

und beruflicher Bildung: Nicht bloß als grö­

ßere Durchlässigkeit bis in den Hochschulbe­

reich hinein- es gilt die Fachtätigkeit und die 

damit eröffneten Perspektiven so attraktiv zu 

machen, daß sich auch "Praktiker" im Wett­

bewerb mit Hochschulabsolventen um höhe­

re Positionen behaupten können. 6 

Wie sehen die Unternehmen selbst die Be­

rufsperspektiven und Karrierechancen von 

Absolventen des dualen Systems mit Fach­

oder Hochschulreife? 

Ergebnisse: Perspektiven 
von Absolventen des dualen 
Systems mit Studien­
berechtigung aus Sicht der 
Unternehmen 

Im folgenden werden ausgewählte Ergebnis­

se aus einem laufenden BIBB-Forschungs­

projekt vorgestellt: Das Projekt untersucht 

Entscheidungsprozesse und Mobilität von 

Absolventen mit Studienberechtigung nach 

der Lehre sowie deren Berufsperspektiven 

und weitere Qualifizierung durch die Unter­

nehmen. Datengrundlage sind hier die 1995 

durchgeführten Expertengespräche mit Ver­

antwortlichen der Bereiche Personal/ Aus­

bildung aus 30 größeren Unternehmen (Me­

tall-, Elektro- und Chemische Industrie, 

Handwerk, Handel, Kredit -!Versicherungs­

gewerbe); zudem konnten einige Fragen in 

eine Betriebsbefragung im Rahmen des Re­

ferenz-Betriebs-Systems (RBS) des Bundes­

instituts eingebracht werden. 7 Von rund 

1 400 Ausbildungsbetrieben dieses Berichts­

kreises haben mehr als 1 000 geantwortet; 

ausgewertet worden sind die Fragebogen von 

996 Unternehmen der Privatwirtschaft, die 

insgesamt 1,7 Millionen Mitarbeiter beschäf­

tigen. Ergänzt wird im weiteren Projektver­

lauf dann u. a. die Einschätzung der berufli­

chen Zukunft und der Angebote betrieblicher 

Personalentwicklung auch aus dem Blick­

winkel junger Lehrabsolventen. 8 

Berufsperspektiven bei geänderten 
Rahmenbedingungen 

Betriebe gestalten auf vielfältige Weise die 

Berufsperspektiven 9 ihrer Absolventinnen 

und Absolventen: mit attraktiven Arbeits­

und Aufstiegsbedingungen, mit Angeboten 

zur Weiterbildung im Beruf oder die gezielte 

Vorbereitung für hervorgehobene Fach- und 

Führungsaufgaben. Vor allem die Chance zur 

Weiterqualifizierung nach der Lehre ist für 

Studienberechtigte entscheidend für die At­

traktivität einer Fachtätigkeit und Anreiz, im 

erlernten Beruf und im Betrieb zu bleiben. 

Die befragten Ausbildungsbetriebe wollen 

ihre Möglichkeiten zur Personalentwicklung 

junger Fachkräfte vielfaltig nutzen. Gefragt 

nach der Wichtigkeit, Berufsanfängern be­

reits unmittelbar nach der Lehre besondere 

Angebote zu machen, setzten sie durchaus 

unterschiedliche Schwerpunkte. 10 Ganz oben 

standen drei Maßnahmen: die "erweiterte" 

Qualifizierung (Anteil "sehr wichtig": 85 

Prozent) nach der Ausbildung, Maßnahmen 

zur Bindung der Ausgebildeten an den Be-
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trieb (73 Prozent) und zur Verbesserung der 

Berufsperspektiven für Fachkräfte insgesamt 

(63 Prozent). 

Gerade die angestrebte Erhöhung der Aus­

sichten steht in einem Spannungsverhältnis 

zum betrieblich Möglichen - aber: keines­

falls folgen daraus zwingend schon "be­

schränkte" Chancen für studienberechtigte 

Absolventen des dualen Systems, so unsere 

These: Zwar sind grundlegende Trends wie 

die Globalisierung der Märkte oder der inter­

nationale Wettbewerb Anlaß für markante 

Änderungen der betrieblichen Strukturen und 

der Arbeitsorganisation. In vielen Unterneh­

men hinterläßt die Reorganisation Spuren: 

"ausgedünnte" Führungsebenen, größere 

Kontrollspannen und eine reduzierte Zahl an 

Hierarchiestufen sind die Folge; weitere Zie­

le der Restrukturierung führten zur Aufglie­

derung der Großunternehmen in kleinere 

Einheiten, oder es wurden Supportfunktionen 

ganz ausgegliedert. 

Parallel zur Erneuerung der Unternehmen er­

folgte ein merklicher Personalabbau in vielen 

Wirtschaftszweigen. Betroffen vor allem der 

produzierende Sektor: allein die Metallindu­

strie hat seit 1991 rund 700 000 Beschäftigte 

abgebaut. Auch in den Großbetrieben (500 

Beschäftigte bzw. mehr als 100 Millionen 

Mark Jahresumsatz) wurden 1993 und 1994 

nahezu I ,4 Millionen Arbeitsplätze gestri­

chen. 

Für die Besetzung von Managementstellen 

ist das nicht folgenlos . Mit den geänderten 

Karrierewegen ändern sich gleichfalls die 

Berufsperspektiven aufstiegsorientierter Nach­

wuchskräfte. Folge der Veränderungen könn­

te sein, daß die Aussicht auf einen stabilen 

und "nach oben führenden" Berufsweg un­

sicherer, weil der Aufstiegsraum für Absol­

venten des dualen Systems enger wird. Einer­

seits konkurrieren sie jetzt stärker mit akade­

misch Vorgebildeten um Aufstieg und neue 

(horizontale bzw. diagonale) Karrierewege. 

Andererseits kommt es zum Stau, da Abgän­

ger von Fachhoch- und Hochschulen mög-



lieherweise vermehrt auf Plätzen der "quali­

fizierten" Fach- oder Sacharbeit bzw. Kun­

denbetreuung eingesetzt werden - traditio­

nell "erste" Aufstiegsstellen nach der Lehre. 

In ihnen finden sich zunehmend auch die Ab­

gänger alternativer Ausbildungsgänge: als 

"neue" Bildungs- und Berufswege konstru­

iert, sollen sie gezielt auf Positionen im Mit­

telmanagement vorbereiten. 11 

Allerdings: "Verlierer" der "Lean-Welle" wa­

ren bisher das mittlere Management und hier 

die Positionen ,,Abteilungs-" bzw. "Hauptab­

teilungsleitung", weniger die Positionen der 

Gruppenleiter/-in oder temporär mit Perso­

nalverantwortung ausgestattete Projektleiter. 

Dabei zeichnet sich ein Trend ab: immer 

mehr hochqualifizierte Spezialisten-Jobs, die 

zunehmend ohne jede Führungsverantwor­

tung eingerichtet werden. 12 

Wie sehen nun die Unternehmen selbst die 

beruflichen Aussichten studienberechtigter 

Absolventen einer betrieblichen Ausbildung? 

Aus den Gesprächen mit Personalverant­

wortlichen großer Unternehmen sind folgen­

de Ergebnisse hervorzuheben: 

(1) Es gibt für besonders qualifizierte Fach­

tätigkeiten oder Positionen der mittleren 

Führungsebene einen Bedarf an praktisch 

qualifizierten Nachwuchskräften, den dual 

ausgebildete Abiturienten decken könnten. 

Die Unternehmen wollen hier aber auch den 

ergiebigen Markt der Berufsanfänger mit 

Fachhochschul- oder Hochschuldiplom nut­

zen, ohne daß den akademischen Kräften ein 

besonderer Startvorteil eingeräumt wird. 

(2) Die Unternehmen gestalten oft Entwick­

lungswege eigens für dual Ausgebildete mit 

Abitur und für Berufsanfänger mit Hoch­

schuldiplom. Dennoch haben junge Fach­

kräfte aus gewerblich-technischen Berufen 

aufgrund der klar abgegrenzten Wege für 

Praktiker bzw. für Ingenieure nur begrenzte 

Chancen, innerbetrieblich Karriere zu ma­

chen. Einige Großunternehmen der Industrie 

und des Kreditgewerbes arbeiten daran, ne­

ben den Führungslaufbahnen auch gleich-

wertige Fach- bzw. Spezialisten- oder Pro­

jektlautbahnen zu entwickeln. Sie strukturie­

ren so "neue" Aufstiegsoptionen: die interes­

santen Positionen sollen für weiterbildungs­

aktive Fachkräfte wie akademische "Seiten­

einsteiger" gleichermaßen offen sein. Ferner 

wollen die Unternehmen neben der vertika­

len Karriere auch Entwicklungschancen auf 

gleicher horizontaler Ebene eröffnen, was die 

Perspektiven dual Ausgebildeter insgesamt 

verbessern könnte. 

(3) Hingewiesen wurde darauf, daß die Ver­

lagerung von mehr Verantwortung auf die 

operative Ebene sowie die Neugliederung der 

Unternehmen in kleinere Einheiten tendenzi­

ell zu mehr Positionen führt, in denen sich 

gerade Nachwuchskräfte mit Abitur bewäh­

ren können. Wer in jungen Jahren Verantwor­

tung übernehmen und sich in anspruchsvol­

len Aufgaben beweisen möchte, hat in erster 

Linie im Handel, aber auch im (Finanz-) 

Dienstleistungsbereich gute Perspektiven. 

Hier fördern Unternehmen zunehmend fort­

bildungsaktive Fachkräfte "mit Potential", 

indem sie ihnen frühzeitig Positionen mit re­

lativ großer Verantwortung für Umsatz und 

Personal anvertrauen. 

Die durchgeführte Betriebsbefragung 1995 

bestätigte den Tenor der vorstehenden Aussa­

gen. Überwiegend mit guten oder sehr guten 

Noten beurteilten dann auch die Firmen die 

Berufsperspektiven ihrer Lehrabsolventen 

mit Fachhochschul- oder Hochschulreife, so­

fern sie nach der Ausbildung im Beruf und 

Ausbildungsbetrieb bleiben: 46 Prozent wa­

ren dieser Ansicht, weitere 32 Prozent gaben 

die Note "befriedigend" - die Perspektiven 

von Absolventen aus Fachhochschulen wer­

den von den Firmen nur wenig günstiger ein­

geschätzt. Für die studienberechtigten Absol­

venten macht Abbildung 1 interessante Un­

terschiede für ausgewählte Wirtschaftsberei­

che sichtbar. 

In der Industrie und besonders im Handwerk 

werden im eigenen Unternehmen weniger 

positive Berufsaussichten für die Absolven-

ten gesehen, als in den Handelsbetrieben, 

Banken oder Versicherungen. Das Urteil der 

Handwerksbetriebe (44 Prozent ausreichend 

oder ungenügend) und der kleineren Indu­

striebetriebe13 spiegelt wohl den geringeren 

Bedarf an betrieblich Qualifizierten mit Ab­

itur wider; Abiturienten unterstellt man, daß 

sie aufgrund der kleinen Zahl hervorgehobe­

ner Positionen den Betrieb verlassen, wenn 

ihre beruflichen Erwartungen nicht erfüllt 

werden. Positiv ist das Bild, das die Betriebe 

des Handels bzw. des Kredit-/Versicherungs­

gewerbes für ihre betrieblich qualifizierten 

Fachkräfte mit Studienoption zeichnen: Je­

weils zwei Drittel der Betriebe stellen dem 

Nachwuchs gute Berufsperspektiven und ei­

ne interessante Karriere "im eigenen Unter­

nehmen" in Aussicht. Zudem sieht jeder drit­

te Handelsbetrieb und ein Viertel der Fi­

nanz-/Versicherungs-Dienstleister für be­

triebstreue Absolventen/ -innen zumindest 

befriedigende Chancen, attraktive Ziele zu 

erreichen, auch wenn diese auf das akademi­

sche Diplom verzichten. 

Aufstiegschancen in Führungs­
positionen: gut, aber begrenzt 

Bestätigen müssen sich attraktive Berufsper­

spektiven auch dadurch, daß der betriebsin­

terne Aufstieg realistisch ist, wenn sie die 

Akzeptanz junger Fachkräfte mit Studienop­

tion finden sollen. Ein guter Gradmesser für 

eine mehr oder weniger erfolgreiche Berufs­

karriere ist die Stellung im Unternehmen, die 

für Absolventen des dualen Systems erreich­

bar ist. Anhand der Notenskala- sehr gut bis 

ungenügend - sahen die 996 Unternehmen 

überwiegend gute oder sehr gute Chancen, 

daß dual ausgebildete Studienberechtigte in 

ihrem Unternehmen später Aufgaben und 

Positionen einnehmen, die über die Fach­

kräfte-Ebene (z. B. Facharbeiter, Vorarbeiter 

oder Sachbearbeiter) hinausgehen. Dieser 

Personenkreis könne bei entsprechender 

Weiterbildung und Bewährung im Beruf 

nach einigen Jahren durchaus Zugang in die 
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Abbildung 1: Berufsperspektiven von Absolventen einer betrieblichen Ausbildung mit Studien­
berechtigung und von Fachhochschulabsolventen - Bewertung durch Betriebe aus­
gewählter Wirtschaftsbereiche 
(Anteil in Prozent, Abweichung von 100 Prozent durch Rundungen möglich) 

Die Berufsperspektiven im eigenen Unternehmen bewerten als . 

Absolventen einer Lehre 
mit Studienberechtigung 

Absolventen einer 
Fachhochschule 
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D gut 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Betriebsbefragung 1995 (RBS) 

mittlere ggf. auch die obere Führungsebene 

finden. 

In bezug auf das eigene Unternehmen sahen 

sehr gute oder gute Chancen für betrieblich 

Qualifizierte mit Abitur oder Fachhochschul­

reife: 

• jeder zweite befragte Betrieb für die Ebene 

"qualifizierte" Sachbearbeitung bzw. Fach-

speziahst oder für Positionen mit zusätzh­

cher Personalverantwortung in der Gruppen­

oder Projektleitung und 

• rund jeder sechste Betrieb für Positionen 

wie ,,Abteilungsleiter/-in" oder "Hauptabtei­

lungsleiter/ -in" oder "Prokurist/ -in", die zur 

gehobenen Statusebene im mittleren Füh­

rungsbereich, teils auch darüber, zu rechnen 

sind. 

14 
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Abbildung 2 macht für ausgewählte Wirt­

schaftsbereiche sichtbar, wie die Betriebe die 

Chance bewerten, daß Positionen des unteren 

bzw. mittleren Managements erreicht wer­

den. Ergebnis ist: Günstige Chancen zum 

Aufstieg in ihrem Unternehmen werden den 

dual Ausgebildeten mit kaufmännischem Ab­

schluß 14 in den sog. ,,Abiturientenberufen" 

eingeräumt, abgeschwächt auch in den ge­

werblich-technischen Berufen. Im kaufmän­

nischen Sektor ist oftmals das innerbetriebli­

che Karrieregefüge durchlässiger, gemäß be­

trieblichem Anspruch sind Karrierewege 

nach oben im Prinzip nicht begrenzt. Aller­

dings verbaut zunehmend der Rückgriff auf 

das vorhandene Akademikerangebot den auf­

stiegsorientierten Praktikern den Weg nach 

oben - schnell ist der Traum der unbegrenz­

ten Durchlässigkeit ausgeträumt, wie es von 

einem Leiter Personalentwicklung formuliert 

wurde: .. Die Abteilungsleiterebene kann man als 

Schnittstelle bezeichnen. Hier fangen die einen an, 

beruflich aufzusteigen, und für die anderen ist hier 

jeder Aufstieg beendet." Vorrangig sind aber die 

Betriebe des Handels (83 Prozent) urid des 

Kredit-/Versicherungsgewerbes (64 Pro­

zent), die es sich gut vorstellen können, daß 

ihre jungen Fachkräfte später im Unterneh­

men Arbeitsgruppen bzw. Projekte verant­

wortlich leiten oder als Fachspezialisten tätig 

sein werden. 

Begrenzter sahen die befragten Firmen die 

Chancen zum Aufstieg in die Führungsspitze 

der mittleren Untemehmensebene; das sind 

Positionen, die mit der Leitung einer Abtei­

lung oder Hauptabteilung teils mit Prokura 

verbunden sind (Abbildung 2). Eine solche 

"Karriere mit Lehre" ist im Industriebereich 

und für studienberechtigte Absolventen mit 

gewerblichem Abschluß seltener erreichbar. 

Vor allem größere Industriefirmen ziehen 

hier offenbar für Positionen mit hohen Ein­

künften und Prestige eher Hoch- oder Fach­

hochschulabsolventen den weitergebildeten 

betrieblichen Praktikern/ -innen vor. Jeden­

falls bewerten nur elf Prozent der befragten 

industriellen Großbetriebe (über l 000 Mit­

arbeiter), aber 22 bzw. 26 Prozent der kleine-



ren und mittleren Industriebetriebe die Chan­

cen ihres berufspraktisch qualifizierten Nach­

wuchses mit sehr gut oder gut, diese hervor­

gehobenen Karrierestufen innerhalb ihres 

Unternehmens auch tatsächlich erreichen zu 

können. Auf der anderen Seite räumten z. B. 

38 Prozent der großen Industriebetriebe aber 

Berufsanfängern mit Fachhochschuldiplom 

sehr gute oder gute Chancen ein, später Posi­

tionen im Mittelmanagement einzunehmen. 

Günstiger wurde die Aufstiegssituation für 

die Abiturienten kaufmännischer Berufsab­

schlüsse bewertet: 31 Prozent der befragten 

Kredit- und Versicherungsinstitute gaben hier 

positive Urteile, die Handelsbetriebe errei­

chen mit 53 Prozent den Spitzenwert. 

Der Stellenwert, z. B. eines Abteilungsleiters 

für die einzelnen Branchen und Betriebsgrö­

ßen, ist allerdings differenziert zu bewerten. 

Zudem ist der Statusaspekt allein nur bedingt 

als Maßstab geeignet, um die Chance zur 

weiteren beruflichen Entwicklung zu beurtei­

len. Zwar verringern der Personalabbau der 

letzten Jahre und die Reorganisation in den 

Unternehmen die Möglichkeiten des "hierar-

chischen" Aufstiegs. Andererseits entstehen 

durch kleinere operative Einheiten in den 

Unternehmen und stärker "gruppenorientier­

te" Arbeitsformen gleichzeitig reizvolle Auf­

gaben. Viele Positionen sind nach der Neu­

strukturierung gerade für junge Leute anzie­

hender geworden, da mehr Verantwortung in 

die Facharbeit rückverlagert worden ist und 

die Arbeitsaufgaben nun z. B. dispositive und 

qualitätssichemde Momente enthalten, die 

ehemals auf anderer Ebene oder in anderen 

Abteilungen geleistet worden sind. Damit er­

öffnen sich durchaus Chancen zur berufli­

chen und persönlichen Entwicklung für be­

trieblich aus- und weitergebildete Nach­

wuchskräfte auf der gleichen hierarchischen 

Ebene. Das vergrößert ihre fachliche Basis 

und verbessert die Chance, später interessante 

Einsatzfelder übernehmen zu können. 

Das heißt aber auch: Nicht immer werden be­

ruflich erreichte Verbesserungen künftig 

auch als Aufstieg im Hierarchiegefüge des 

Betriebs "sichtbar"! Jedenfalls wäre es nicht 

angemessen, wenn die Diskussion der Be­

rufsperspektiven und Förderung von Absol-

Abbildung 2: Erreichbarkeit attraktiver Fach- und Führungspositionen für Studienberechtigte mit 
betrieblicher Ausbildung aus Sicht der Betriebe 

Sehr gute oder gute Chancen in ihrem Unternehmen haben für Positionen der . . . (in Prozent) 
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• Mittleren Ebene, z. B. Abteilungs-, 
Hauptabteilungsleitung, Prokura 

Handwerk Handel Kredit- / Versich.­
gewerbe 

venten des dualen Systems ausschließlich 

auf die ,,Aufstiegs"dimension im klassischen 

Sinne verengt würde. 15 

Fazit und Ausblick 

Insgesamt stellten die Unternehmen - wenn­

gleich nicht durchgängig - den studienbe­

rechtigten Absolventen des dualen Systems 

gute berufliche Perspektiven in Aussicht. Das 

gilt auch für ihre Bereitschaft, sich in der 

weiteren Qualifizierung und Personalent­

wicklung dieser Nachwuchskräfte zu enga­

gieren. Viel spricht dafür, daß die Aussichten 

und Karrierewege für betrieblich Qualifizier­

te auch bei einem Studienverzicht insgesamt 

im Finanz- und Dienstleistungssektor sowie 

in mittelständischen Betrieben gut sind. Zu 

beachten ist jedoch generell: Es handelt sich 

bei den hier referierten Aussagen der Unter­

nehmen zunächst um deren prospektive Ein­

schätzungen -die daher nicht schon mit ihrer 

möglichen Realisierung gleichzusetzen sind. 

Zweifel sind aufgrund der Untersuchungser­

gebnisse bei Prognosen angebracht, die da­

von ausgehen, daß für leistungsfähige, dual 

qualifizierte Fachkräfte der Weg nach oben 

blockiert sei und zunehmend durch die Re­

krutierung hochschulisch Gebildeter verbaut 

wird. Andere Ergebnisse größerer empiri­

scher Studien sprechen ebenfalls gegen diese 

gängige These; das gilt für den Substitutions­

aspekt wie für die Frage der Aufstiegschan­

cen auf der betrieblichen Karriereleiter: So 

hat z. B. Althoff anhand des Mikrozensus 

nachgewiesen, daß sich zwischen 1982 und 

1993 "die Statuse inbußen bei betrieblich Ausgebil­

deten leicht zurückgingen und die Aufstiegschancen 

im wesentlichen gleich blieben". 16 

Somit ist künftig die Diskussion zur Zukunft 

des dualen Systems und der Aufstiegsper­

spektiven von Absolventen des dualen Sy­

stems differenzierter zu führen . Die bisherige 

Diskussion ist stark aus der Personalentwick­

lungsperspektive in großbetriebliehen Struk­

turen entwickelt und am Beispiel der ge-
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werblichen "Facharbeiterlautbahnen" ge­

führt worden, die dann eine (zu) weitgehende 

Verallgemeinerung erfahren haben. Hier sind 

sie zudem noch zugespitzt worden auf ein 

Problem -vorrangig im Industriesektor- des 

vertikalen Aufstiegs bei schlanker geworde­

nen und werdenden Unternehmen. 

Der Ausstieg von Abiturienten nach der be­

trieblichen Ausbildung aus dem Beruf ist im­

mer ein Risiko für ausbildende Betriebe: Ob 

die Studienoption eingelöst wird, hängt da­

von ab, ob während der Ausbildung und an­

schließenden Berufstätigkeit erkennbar wird, 

daß Weiterbildung und berufliche Bewährung 

beruflichen Erfolg eröffnen. 17 Sie werden 

sich dabei an den Karriereaussichten orien­

tieren, wie sie junge Hochschulabgänger ha­

ben. Damit stellt sich durchaus die Frage, ob 

und wie die Unternehmen die sogenannte 

"Karriere-Frage" lösen können und wollen. 

Gefragt sind "neue" Karrieremuster, vorran­

gig für den großbetrieblich-strukturierten In­

dustriebereich und insgesamt für die gewerb­

lich-technischen Berufe, damit die ausgebil­

deten Fachkräfte den eingeschlagenen Weg 

weiterverfolgen und sich nicht wegen fehlen­

der Perspektiven via Hochschulen orientie­

ren. Dies wird dann auch nicht ohne Signal­

wirkung auf die Nachfrage nach nichtakade­

mischen Ausbildungsgängen bleiben. Und es 

wird sich sicher auf die Fluktuationsquoten 

auswirken. Zweifellos gibt es hier ein Span­

nungsverhältnis zwischen dem betrieblich 

Möglichen und den individuellen Ansprü­

chen auf Karriere. 

Doch kommt es z. B. auch zu einer Neuori­

entierung sowohl der "betrieblichen" als 

auch individuellen Karriereplanung? Frag­

lich ist, ob die interessanten und qualifizier­

ten Tätigkeiten immer der "Führungsposition" 

im klassischen Sinne entspricht, deren we­

sentliches Merkmal die "Personal"verant­

wortung ausmacht. Zumal die wirtschaftliche 

Modernisierung durchaus auch neue Gele­

genheiten für den einzelnen bietet, sich im 

Betrieb beruflich und persönlich weiterzu-

entwickeln. Von aufstiegsorientierten Nach­

wuchskräften wird heute mehr erwartet: 

mehr an fachlicher Breite, mehr soziale 

Kompetenz und zunehmend Erfahrungen 

auch in anderen Aufgabenfeldern. Für die 

Personalentwicklung vor allem größerer Un­

ternehmen heißt das: stärker als bisher sind 

horizontale Aufgabenwechsel oder die Mobi­

lität zwischen Bereichen, Abteilungen und 

Standorten zu fördern. 

I Neue Karrieremuster 
sind vorrangig 

für gewerblich-technische 
Berufe gefragt 

Daraus folgt: Gefragt ist künftig eine 

"andere" Sicht der Karriere. Die Status­

aspekte und die Überbetonung der Personal­

verantwortung als Voraussetzung für die Po­

sitionszuweisung treten zurück. Das ließe 

sich durchaus mit den Erwartungen junger 

Abiturienten vereinbaren, die sich keinesfalls 

allein auf "materielle" und hierarchiebetonte 

Faktoren beschränken: Karriere wird von ih­

nen zunehmend durch Arbeitsinhalte defi­

niert. Durch Freiheitsgrade, die man hat, eine 

anspruchsvolle und nützliche Aufgabe auszu­

führen. Es zählt nicht nur der kurzfristige Er­

folg oder der äußere Titel. Entscheidend für 

den einzelnen wird sein, daß es auf längere 

Sicht zu einer ausgeglichenen Bilanz von at­

traktiven Arbeitsinhalten und den persönli­

chen Fähigkeiten und Ansprüchen kommt. 

Damit deutet sich ein Wandel des Bedeu­

tungsgehalts an, was betriebliche und beruf­

liche Karriere von Fachkräften heißen kann. 

Gleichzeitig wird die Konkurrenz um freie 

und anspruchsvolle Nachwuchspositionen 

größer - möglicherweise auch wieder "offe­

ner" für die verschiedenen Absolventengrup­

pen. Immer mehr gefragt sind berufliche 

Kompetenz und neue Karrierewege. Neben 
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den "Führungs"-Karrieren im klassischen 

Sinn werden die sog. Fach- und Spezialisten­

Karrieren sowie die Projekt-Karrieren be­

deutsamer werden; sie müssen verstärkt aus­

gebaut und auch als qualifikatorische Ent­

wicklungslinien vernetzt werden. In ihrem 

Stellenwert (Prestige) wie auch in der Hono­

rierung müssen und werden sich die einzel­

nen Karrieretypen annähern, wenn sie erfolg­

reich sein sollen für beide Seiten: Unterneh­

men wie leistungsstarke Absolventen des 

dualen Systems. 
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Der Beitrag stellt neue betriebliche 

Personalpolitiken im Hinblick auf 

den Industriemeister dar und zeigt 

Widersprüche, die in diese eingebaut 

sind. Die Ergebnisse zweier Studien 

machen deutlich, daß sich der Mei­

ster und die Qualifikationsgruppen 

in seinem Umfeld in einer tiefgrei­

fenden Restrukturierung befinden, 

die Bildungs- und Berufsverlaufsmu­

ster ebenso betrifft wie Rollendefini­

tionen und Kompetenzprofile, daß 

die aktuelle Diskussion zur Meister­

krise verkürzt läuft und daß der Weg 

zu tragfähigen Lösungen noch weit 

ist. Die Befunde unterstreichen die 

Bedeutung einer Neuordnung der 

Fortbildung zum Industriemeister 

für eine Stärkung des Meisters in Be­

trieb und Gesellschaft. 

Die aktuelle Diskussion 
um die Zukunft des Meisters 
Verkürzungen 
und Verengungen 

Über den Meister wird derzeit viel diskutiert 

- in den Betrieben und in der Wissenschaft. 

Eine tiefgreifende Meisterkrise wird diagno­

stiziert, begründet vor allem mit neuen 

"schlanken" Formen der Arbeitsorganisation, 

die wesentliche Funktionen des Meisters auf 

andere Arbeitskräftegruppen verlagern und 

den Bedarf an Meistern reduzieren, aber 

auch mit dem Obsoletwerden ihres traditio­

nellen Führungsstils. Zahlreiche Tagungen 
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befassen sich mit Konzepten zur Zukunft des 

Meisters: mit Leitbildern für neue Funktions­

schneidungen und neuen Rollendefinitionen, 

die dem Meister das Überleben in den aktu­

ellen Restrukturierungsprozessen sichern 

sollen. Besonders bekannt geworden sind die 

Leitbilder des Coach und des Entrepreneurs. 

Mit diesen und ähnlichen Visionen einer neu­

en Rollendefinition sieht man sich bereits auf 

der Zielgeraden für eine erfolgreiche Zukunft 

des Meisters. 

Diese Thematisierung der zweifellos beste­

henden großen Probleme des Meisters 

scheint vor dem Hintergrund unserer For­

schungsarbeiten in mehrfacher Hinsicht ver­

kürzt und letztlich irreleitend: 

Erstens sind die heute als künftige Funktio­

nen des Meisters thematisierten Aufgaben -

insbesondere seine Betreuungs- und Modera­

tionsfunktion gegenüber den Arbeitern 

("Coach") und seine organisatorischen und 

betriebswirtschaftliehen Aufgaben ("Entre­

preneur")- uralt. Sie werden heute nur expli­

ziert, z. T. modifiziert und vor allem selektiv 

mit besonderem Gewicht aufgeladen. Dabei 

wird aber - u. E. problematisch - in solchen 

Konzepten die traditionelle Balance zwi­

schen den verschiedenen Funktionen des 

Meisters aufgebrochen und, noch problema­

tischer, die Bedeutung dieser Balance nicht 

erkannt: 

Daß das Aufgaben- und Qualifikationsprofil 

des Meisters eine Synthese verschiedener 

Funktionen und Kompetenzen darstellt und 

daß der Meister in der Vergangenheit gerade 

daraus seine besondere Stärke bezog, wird 

bei solchen Zukunftsüberlegungen zugun­

sten einer Vereinseitigung des Meisterprofils 

nicht in Rechnung gestellt. 

Zweitens betreffen die aktuellen krisenhaften 

Entwicklungen nicht nur den Meister, son­

dern die Gesamtheit der unteren und mitt­

leren Führungskräfte, also auch Arbeits­

kräftetypen wie den Vorarbeiter, den Schicht-

führer, den Einsteller etc., und die produk­

tionsnahen Dienstleister ("Spezialisten"), 

insbesondere also Techniker und der weite, 

wenig transparente Bereich der ohne Fortbil­

dung ernannten Technischen Angestellten. 

Auch die Restrukturierungsprozesse sind in 

zukunftsbezogene Überlegungen einzube­

ziehen. 

Drittens sind die angesprochenen Krisenten­

denzen ebenso wie die auf sie reagierenden 

Problemlösungskonzepte nicht nur eine Fra­

ge von Funktionsschneidung und Rollendefi­

nition, sondern auch und vor allem eine Fra­

ge der betrieblichen Personalpolitik und der 

aktuellen Entwicklungen auf den außerbe­

trieblichen und innerbetrieblichen Arbeits­

märkten: 

Welche Kategorien von Arbeitskraft für unte­

re und mittlere Führungspositionen rekru­

tiert, wie sie qualifiziert werden und welche 

Karrieremuster sie durchlaufen - alle diese 

Dimensionen betrieblicher Personalpolitik 

sind von zentraler Bedeutung für die künftige 

Entwicklung (u. a.) des Meisters; · 

sie machen neue Funktionsschneidungen und 

Rollendefinitionen überhaupt erst möglich -

oder verhindem sie. Diskussion, Forschung 

und Beratung in bezug auf die Zukunft des 

Meisters müssen sich also mindestens eben­

sosehr wie mit neuen Formen der Arbeitsor­

ganisation und den dadurch bedingten neuen 

Zuschnitten der Meisterrolle auch mit neuen 

Mustern der betrieblichen Personalpolitik im 

Kontext veränderter Arbeitsmarktlagen be­

fassen. 

Diesem Thema widmet sich der folgende 

Beitrag. Er basiert auf verschiedenen For­

schungsarbeiten der Verfasser: auf einer qua­

litativen Untersuchung der Folgen neuer Bil­

dungsgänge für die traditionellen mittleren 

Qualifikationsgruppen des Meisters und des 

Technikers 1; und (schwergewichtig) auf ei­

ner Telefonerhebung in mittleren und großen 

Industriebetrieben zur aktuellen Situation des 

Meisters. 2 
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Widersprüchliche Tendenzen 
der betrieblichen Meisterpolitik 

Die Personalpolitiken der Betriebe in bezug 

auf den Meister sind in sich vielfach wider­

sprüchlich - das zeigen die Ergebnisse unse­

rer Untersuchungen sehr deutlich. Sie wer­

den im folgenden in komprimierter Form re­

feriert. Im Interesse einer problemorientier­

ten Zusammenschau werden die Einzeler­

gebnisse - nach einer kurzen Einführung 

zum Stand der Implementation von neuer Ar­

beitsorganisation und zur Veränderung der 

Rolle des Meisters in den untersuchten Be­

trieben - anhand von drei Widerspruchs­

dimensionen dargestellt. 

Aufgrund genereller methodischer Probleme 

von Telefonerhebungen3 beziehen sich die 

folgenden quantitativen Angaben in der Re­

gel nicht auf die Gesamtheit der 100 befrag­

ten Betriebe, sondern auf die wechselnden 

Grundgesamtheilen derjenigen Betriebe, de­

ren Vertreter auf die jeweilige Frage eindeu­
tig geantwortet haben. 

Der Stand der Einführung von neuen For­

men der Arbeitsorganisation bei den be­

fragten Betrieben ist außerordentlich hetero­

gen: Es gibt unerwartet viele Betriebe, bei 

denen noch keine neuen Formen der Arbeits­

organisationen eingeführt wurden (29 von 98 

Betrieben). Ebenso gibt es unerwartet viele 

Betriebe, in denen sich die Rolle des Mei­

sters nicht nennenswert verändert hat (17 

von 89 Fällen). Auf der anderen Seite zeigt 

sich aber auch, daß in der größeren Zahl der 

befragten Betriebe schon vielfältige Restruk­

turierungen der Arbeitsorganisation und der 

traditionellen Strukturen des unteren und 

mittleren Managements erfolgt sind: In 69 

von 98 Betrieben gibt es neue Formen der 

Arbeitsorganisation, in der Regel Gruppenar­

beit - sei es schon seit längerer Zeit (in 23 

Fällen), sei es in Planung (in neun Fällen), 

mehrheitlich aber in Erprobung (in 36 Fäl­

len). Die Rolle des Meisters wurde in 72 von 



89 Betrieben verändert, allerdings auch dies 

mehrheitlich experimentierend, ohne defini­

tive Festlegung. Die Tatsache, daß es in kei­

nem der 45 Betriebe (von 69 mit neuer Ar­

beitsorganisation) eine betriebliche Vereinba­

rung zur neuen Rolle des Meisters gibt und 

die Gesprächspartner häufig solche Vereinba­

rungen explizit als inopportun ablehnten, be­

stätigt den experimentellen Charakter dieser 

Veränderungen. 

Die zum Erhebungszeitpunkt vom Betrieb 

verfolgten Konzepte der Reorganisation von 

Arbeitsorganisation und Rolle des Meisters 

sind keinesfalls als die Vorstufe einer endgül­

tigen Struktur oder gar als diese selbst anzu­

sehen; sie können beim Sichtbarwerden von 

Folgeproblemen und/ oder bei politischer In­

tervention (z. B. des Betriebsrats) gestoppt 

oder weitreichend revidiert werden. Trend­

extrapolationen auf der Basis aktueller be­

trieblicher Entwicklungen erscheinen also, 

auch wenn sie für einzelne Betriebe berech­

tigt sein mögen, insgesamt als ebenso proble­

matisch wie Generalisierungen über eine 

Vielzahl von einzelbetrieblichen Moment­

aufnahmen. 

Dies gilt um so mehr, als die den Meister be­

treffenden Personalpolitiken in sich Wider­

sprüche zeigen; eine mehrfache Wider­

sprüchlichkeit, die für länger dauernde Pro­

zesse des Suchens nach und Experimentie­

rens mit in sich stimmigen und dauerhaft 

tragfahi.gen personalpolitischen Konzepten 

spricht. 

Drei Dimensionen von Widersprüchen sind 

dabei hervorzuheben: 

Widerspruch 1: Festhalten am Qualifikati­

onstyp des Meisters, aber keine Strategie 

zur längerfristigen Sicherung von qualifi­

ziertem Meisternachwuchs 

Einerseits wird am Qualifikationstyp des 

Meisters und an der Meisterebene von der 

Mehrheit der befragten Betriebe (64 von 74 

mit eindeutigen Antworten auf diese Frage) 

festgehalten; und zwar mehrheitlich auch 

von den Betrieben, die neue Formen der Ar­

beitsorganisation - insbesondere Gruppenar­

beit - eingeführt haben. Dazu kommt, daß 

von der Mehrheit der Betriebe der Zugang 

zur Meisterposition an den IHK-Meisterab­

schluß gebunden (81 von 95) und die Teil­

nahme an einer Meisterfortbildung durch 

zeitliche Freistellungen und/ oder finanzielle 

Hilfen gefördert wird (in 61 von 78 Betrie­

ben). Die Betriebe engagieren sich also 

mehrheitlich durchaus dafür, in Zukunft wei­

terhin gut qualifizierte jüngere Meister zur 

Verfügung zu haben; dies spricht dafür, daß 

sie am Meister festhalten wollen. 

Andererseits aber zerstören die Betriebe eine 

Reihe zentraler Voraussetzungen für den 

Nachfluß von gut qualifiziertem und quali­

fizierbarem Meisternachwuchs: Zum einen 

reduzieren sie massiv die verschiedenen Füh­

rungsebenen unterhalb der Meisterebene. 29 

von 74 Betrieben haben heute keine Zwi­

schenebene mehr zwischen Arbeiter und 

Meister, 26 nur noch eine. Dies bedeutet aber 

eine Reduktion der Aufstiegspositionen und 

der Möglichkeiten des Erwerbs von Führungs­

erfahrung und damit auch des Potentials, aus 

dem die künftigen Meister ausgewählt wer­

den können. 

Zum anderen gibt es keine Gegenstrategien 

gegen die sich abzeichnenden Risiken eines 

Attraktivitätsverfalls des Wegs zum Meister: 

Der große Zulauf von Facharbeitern zur Mei­

sterausbildung hat in 85 von 95 Betrieben zu 

einem teilweise erheblichen Bestand an Ar­

beitskräften mit Meistertitel ("Meistervor­

rat") und zu einem massiven Aufstiegsstau 

geführt. Wie die Betriebsfallstudien zeigen, 

sind Bereiche, in denen ein Viertel bis die 

Hälfte der Facharbeiter den Meisterabschluß 

haben, nicht selten, in besonders attraktiven 

Abteilungen (Entwicklung, Konstruktion) 

bis zu 100 Prozent. 

Dieser Sachverhalt reduziert die Wahrschein­

lichkeit, mit dieser Fortbildung eine entspre-

chende Position zu erhalten, ganz erheblich, 

"Wartezeiten" werden immer länger und we­

niger kalkulierbar. Die Betriebe reagieren auf 

diese Entwicklung tendenziell überhaupt 

nicht: In der Mehrheit der Fälle stellen sie im 

Interesse des Erhalts gewisser Aufstiegsper­

spektiven die Förderung der Meisterfortbil­

dung nicht ein, und zwar auch dann nicht, 

wenn sie schon lange Jahre Meisterüberhänge 

haben. Nur ein kleiner Teil der Betriebe aner­

kennt problematische Folgen dieses Auf­

stiegsstaus auch für die betrieblichen Interes­

sen: Kaum ein Interviewpartner hat auf eine 

bewußt offen gestellte entsprechende Frage 

von sich aus Folgeprobleme für die Attrakti­

vität der Meisterfortbildung und/oder der 

dualen Ausbildung angesprochen. 

Dieser Entproblematisierung der sich hier 

aufbauenden Problemlagen - vor allem Fru­

strationen der Betroffenen, Abwanderung ge­

rade der Qualifiziertesten und eine "Zwei­

Klassen-Facharbeiterschaft"- entspricht, daß 

nur wenige Betriebe alternative Aufstiegs­

wege für die Arbeitskräfte aus dem "Meister­

vorrat" entwickelt haben. Lediglich in eini­

gen Betrieben der Chemischen Industrie, wo 

noch Bedarf an ausgebildeten Meistern be­

steht, wurden solche personalpolitischen Lö­

sungen entwickelt: mehrjährige Einarbeitun­

gen auf Meisterpositionen und "Umwege" 

der Meister über Technische Büros oder auch 

die Bindung des Zugangs zu unteren Füh­

rungspositionen an eine Meisterausbildung. 

In der Mehrheit der anderen Fälle überlassen 

die Betriebe diesen Problemkomplex offen­

bar sich selbst, damit aber auch eine ganz 

zentrale Voraussetzung dafür, künftig mit 

dem Meister als Qualifikationstyp rechnen 

zu können. 

Dies erscheint um so problematischer, als es 

hierbei nicht einmal so sehr um ein quantita­

tives, sondern um ein qualitatives und Status­

problem geht: Die Qualifikation der Meister­

ausbildung verfällt, wenn sie länger nicht ge­

nutzt wird und der Status einer in ihrem Er­

trag immer unsichereren Weiterbildung sinkt. 
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Um zu resümieren: Die Betriebe setzen wei­

terhin auf den Meister, ohne die Bedingun­

gen für die Reproduktion dieses Qualifika­

tionstyps gegen bestehende Gefährdungen 

abzusichern; sie verursachen diese z. T. sogar 

selbst, indem sie kaum Aufstiegsalternativen 

in Spezialistenpositionen bieten und deshalb 

mit der Bindung des Zugangs zur Meisterpo­

sition an den Meisterabschluß die Fortbil­

dungsinteressen der Arbeitnehmer auf die 

Meisterfortbildung kanalisieren. 

Widerspruch 2: Stärkung und Schwä­

chung von Qualifikation und Status des 

Meisters 

Die Betriebe investieren in Qualifikation 

und Status des Meisters in vielfältiger Wei­

se, dies zeigen die erwähnten Informationen 

zur Förderung der Meisterfortbildung und 

zur Bindung des Zugangs zur Meisterposition 

an einen entsprechenden Fortbildungsab­

schluß, aber auch die zahlreichen Weiterbil­

dungsmaßnahmen für die Meister. Und die 

Betriebe gehen offenbar auch davon aus, daß 

die Anforderungen an die Meister weiterhin 

steigen werden: Die große Mehrheit der be­

fragten Betriebsvertreter forderte ein Mehr 

an Sozial- und Führungskompetenz, manche 

auch ein Mehr an betriebswirtschaftlichen, 

planensehen und organisatorischen Kompe­

tenzen. 

Angesichts der weit verbreiteten Sicht des 

Meisters der Zukunft als Coach eher über­

raschend, antworteten auf die Frage, ob die 

technischen Anforderungen an Bedeutung 

verlieren würden, nur 17 von 81 Befragten 

zustimmend; die übrigen 64 gehen von 

gleichbleibenden oder sogar steigenden tech­

nischen Anforderungen aus. Die vielfach ein­

geforderten sozialen Kompetenzen sollen 

also offenbar nicht an die Stelle der vorhan­

denen technisch-organisatorischen Qualifi­

kationen treten, sondern diese ergänzen; in 

verschiedenen Interviews im Rahmen der 

Betriebsfallstudien wurde darauf hingewie­

sen, daß mindestens gleichwertige, wenn 

nicht höhere technische Qualifikationen ge­

radezu eine Voraussetzung für die Wahmeh-

mung von Coach-Funktionen und von sozial­

kommunikativem, mitarbeiterorientiertem 

Führungsstil seien. 

In diesen Antworten zeichnet sich eine Opti­

on für ein anspruchsvolleres Qualifikations­

profil ab, mit dem notwendigerweise eine 

Aufwertung des Meisters verbunden ist: Je 

anspruchsvoller sein Kompetenzprofil, desto 

höher wird auch sein Status im betrieblichen 

Personalgefüge; eine Entwicklung, die noch 

einmal dadurch verstärkt wird, daß die Mei­

ster in vielen Fällen weniger anspruchsvolle 

Aufgaben an die Arbeitsgruppen abgeben. 

Diesen Tendenzen zur Anhebung stehen je­

doch Tendenzen zur Schwächung der Qua­

lifikation des Meisters und seines Status ge­

genüber: Zum einen werden durch den Weg­

fall von unteren Führungspositionen die Vor­

aussetzungen für den Erwerb von techni­

schen und sozialen Erfahrungen verschlech­

tert und die quantitativen Selektionsmöglich­

keiten für Meisterpositionen reduziert. Die 

geringen Chancen, mit einer Meisterfortbil­

dung auf eine entsprechende Position zu ge­

langen, dürften die qualitativen Selektions­

möglichkeiten der Betriebe mittelfristig ein­

schränken; Hinweise auf sinkende Qualifika­

tionsvoraussetzungen der Teilnehmer an 

Meisterfortbildung gab es in Einzelfällen be­

reits. Beide Entwicklungen tendieren zu ei­

ner Schwächung der Qualifikation des Mei­

sters, die den Qualifizierungs- und Förde­

rungsaktivitäten der Betriebe entgegenwir­

ken. 

Zum anderen gibt es eine Reihe von Tenden­

zen zur Erosion des heute immer noch sehr 

hohen Status der Meister: Ihnen wird ein 

Gutteil der konkreten Restrukturierungs- und 

Personalabbauprozesse aufgelastet, sie müs­

sen sie durchführen und gegenüber den ande­

ren Arbeitskräften durchsetzen; die dabei 

entstehenden Probleme und Konflikte wer­

den von betrieblicher Seite oft als Folge der 

fehlenden Sozialkompetenz der Meister in­

terpretiert. Man zeigt dem Meister und den 
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Belegschaften, daß er zumindest teilweise -

durch die Gruppensprecher - ersetzbar ist 

und durch die Kritik an seinem in der Ver­

gangenheit (z. T. auch heute noch) durchaus 

funktionalen Verhalten auch, daß er eigent­

lich ersetzt werden müßte. 

Dazu kommt drittens, daß nicht wenige Be­

triebe von der identitätsstiftenden Bezeich­

nung "Meister" abrücken zugunsten einzel­

betrieblicher Bezeichnungen wie etwa Su­

pervisor, Fertigungsgruppenleiter, Unter­

gruppenleiter oder TAG-Leiter; ob es sich bei 

dieser besonders merkwürdigen Personal­

politik nur um eine sprachliche "Modernisie­

rung" ohne größere strukturelle Veränderun­

gen handelt oder um eine gezielte symboli­

sche Ablösung des Meisters als Qualifika­

tionstyp, muß offen bleiben. 

Es liegt auf der Hand, daß diese Problemati­

sierungen des Status des Meisters die oben 

angesprochenen Risiken eines Attraktivitäts­

verfalls seiner Position und der zu ihr führen­

den Fortbildung verstärken. 

Widerspruch 3: Festhalten am und Stär­

kung des Meisters, aber zunehmende Sub­

stitutions-Experimente 

Der Qualifikationstyp Meister wird derzeit 

nicht in Frage gestellt, gleichwohl wird viel­

fach seine qualitativ und quantitativ ausrei­

chende Reproduktion und sein Status im be­

trieblichen Personalgefüge nicht hinreichend 

abgesichert. In dieselbe Richtung wie diese 

Tendenzen wirken auch Politiken einer Sub­

stitution des Meisters durch andere Quali­

fikationstypen ; Politiken, die durch Verände­

rungen der Angebotslagen auf dem internen 

und externen Arbeitsmarkt ermöglicht, wenn 

auch nicht determiniert sind: 

In 44 von 88 Betrieben werden auf Meister­

positionen neben Meistern auch Techniker 

eingesetzt; eine personalpolitische Entschei­

dung, die mit besonders hohen technischen 

Anforderungen dieser Meisterpositionen 

und/oder mit einer größeren Zahl von Ar-



beitskräften mit Technikerabschluß begrün­

det wird. Prüft man, in welchen Betrieben 

Techniker auf Meisterpositionen eingesetzt 

werden, dann zeigt sich, daß dies überwie­

gend dort der Fall ist, wo es auch Überhänge 

an Meistem gibt, und nur einmal, wo ein sol­

cher "Meistervorrat" nicht besteht; Techniker 

werden also offensichtlich nicht deshalb auf 

Meisterpositionen eingesetzt, weil es an aus­

gebildeten Meistem fehlt. 

Eine durch veränderte Arbeitsmarktlagen be­

günstigte neue Personalpolitik ist der Einsatz 

von Fachhochschul-Ingenieuren auf Mei­

sterpositionen: Bei nicht weniger als 22 von 

98 Betrieben war dies festzustellen. Aller­

dings kann man hier nicht von einem Muster 

der Personalpolitik sprechen - es ,handelt 

sich mehrheitlich um kleine Quanten und 

Experimente, häufig explizit als gewollte 

Konkurrenzsituation für Meister und Inge­

nieure ausgewiesen, d. h. ohne Festlegung 

auf die eine oder andere Qualifikationsgrup­

pe. Eindeutiger ist die Situation für die tradi­

tionellen Aufstiegspositionen von Meistem, 

ob sie nun noch, wie früher, als Obermeister­

Positionen bezeichnet werden oder "moder­

ne" Bezeichnungen tragen; auch hier gibt es 

Fälle, in denen Meister und Ingenieure kon­

kurrieren sollen, aber in der Regel sind diese 

Positionen doch für Meister nicht mehr als 

Aufstiegsmöglichkeiten verfügbar. Auch die 

Substitution von Meistem und Obermeistem 

durch Ingenieure wird mit dem reichhaltigen 

Angebot von Fachhochschul-Ingenieuren auf 

dem Arbeitsmarkt - z. T. in Verbindung mit 

Entlohnungsargumenten - und/ oder mit den 

technischen Anforderungen dieser Positionen 

begründet, in der Regel aber nicht für zwin­

gend gehalten. Auch hier zeigt der genauere 

Blick auf die Charakteristika der Betriebe, 

die Ingenieure einsetzen, daß sie dies nicht 

tun, weil sie nicht über ausgebildete Meister 

verfügten, im Gegenteil: Nur in einem dieser 

22 Betriebe besteht kein Meisterüberhang. 

Die Substitution von Meistem durch Inge­

nieure erfolgt auch nicht als eindeutige Alter­

native zum Einsatz von Technikern auf Mei-

sterpositionen: In 18 von 44 Betrieben mit 

Technikereinsatz auf Meisterpositionen wer­

den auch Ingenieure auf solchen Positionen 

eingesetzt. 

Zusammenfassend ist also festzuhalten, daß 

die betrieblichen Personalpolitiken im Span­

nungsfeld der Beharrungskräfte traditioneller 

Personal- und Interessenstrukturen einer­

seits, neuer Arbeitsmarktangebote anderer­

seits nach verschiedenen Seiten hin mit der 

Restrukturierung des unteren und mittleren 

Managements und z. T. - damit nicht zwin­

gend verkoppelt - mit der Substitution des 

traditionellen mittleren Führungspersonals 

experimentieren. Die Angebotslagen auf ex­

ternen und internen Arbeitsmärkten ermögli­

chen solche veränderten Rekrutierungs- und 

Einsatzpolitiken, erzwingen sie aber keines­

falls; dies zeigt insbesondere die Tatsache, 

daß die Mehrheit der befragten Betriebe kei­

ne Ingenieure auf Meisterpositionen einset­

zen, daß sie dies z. T. sogar nachdrücklich 

ablehnen und daß umgekehrt Substitutions­

prozessetrotz bestehender Meistervorräte er­

folgen. 

Auch wenn die Substitution von Meistem 

durch Techniker nicht ganz neu ist und der 

Einsatz von Ingenieuren auf Meisterpositio­

nen insgesamt, bezogen auf die Zahl der be­

troffenen Positionen, eher bescheiden zu sein 

scheint, dürften von diesen Substitutionsvor­

gängen doch problematische Wirkungen für 

die Zukunft des Meisters ausgehen: nicht 

einmal primär quantitative Verdrängungswir­

kungen, sondern (auch) symbolische Wir­

kungen im Hinblick auf die "Machbarkeit", 

auf die soziale Zulässigkeit solcher Einsatz­

politiken, die traditionelle Zuordnungen von 

Positionen und Qualifikationsprofilen bzw. 

Abschlüssen systematisch durchbrechen. 

Solche Substitutionsprozesse und ihre Kon­

sequenzen müssen in ihren möglichen lang­

fristigen Wechselwirkungen mit den oben an­

gesprochenen Tendenzen zur Schwächung 

von Qualifikation und Status des Meisters 

gesehen werden: Ist der Meister immer weni­

ger der Qualifikationstyp, der über eine 

Mehrzahl von Zwischenpositionen in eine 

verantwortungsvolle Führungstätigkeit hin­

einwächst, dann verliert er ein Stück seines 

spezifischen Vorsprungs gegenüber dem 

Fachhochschul-Ingenieur mit Lehre, ohne 

dessen spezifische Stärken (neueste techni­

sche Qualifikationen, Theorie, Auftreten etc.) 

aufweisen zu können. Wird die Wahrschein­

lichkeit, mit einer Meisterfortbildung eine 

entsprechende Position zu erhalten, immer 

geringer und reduzieren sich damit die Selek­

tionsmöglichkeiten der Betriebe unter dem 

Meistemachwuchs quantitativ und qualitativ, 

dann liegt ein Ausweichen auf Techniker und 

Ingenieure immer häufiger nahe (usw.). 

Damit deutet sich ein sich selbst verstärken­

der Zirkel an, der ab einem bestimmten 

Punkt seine Eigendynamik haben dürfte: 

Wenn sich längerfristig, wie durchaus vor­

stellbar, Ingenieure und Techniker auf Mei­

sterpositionen nicht bewähren und die Be­

triebe wieder auf den Meister zurückgreifen 

wollen, dürfte eine solche Kurskorrektur nur 

noch schwer möglich sein. Ist die Entwer­

tung eines Qualifikationstyps und seine Sub­

stitution durch andere erst einmal richtig in 

Gang gekommen, dann haben sich betriebli­

che Muster der Arbeitsorganisation, der Ent­

lohnung, des Einsatzes von komplementären 

Arbeitsgruppen usw. bereits so darauf einge­

stellt, daß ein "Wenden des Tankers" kaum 

noch möglich ist. 

Schlußfolgerungen für 
Diskussion und Forschung zur 
Zukunft des Meisters -
und offene Fragen 

Aus den dargestellten Sachverhalten ergeben 

sich Konsequenzen für Diskussion und For­

schung zur Zukunft des Meisters. Sie zeigen, 

dies vorweg, daß diese Problematik in mehr­

facher Hinsicht ganzheitlich und risikobezo-
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gen zu diskutieren und zu erforschen ist. 

Wichtig erscheinen insbesondere die folgen­

den Aspekte: 

(1) Eine Vereinseitigung des künftigen 

Kompetenzzuschnitts des Meisters - sei es 

zugunsten einer "Coach-", sei es einer 

"Entrepreneur"-Rolle oder sonstiger neuer 

Leitbilder - wie sie oft als die Lösung der 

Meisterkrise propagiert wird, weil sie gleich­

zeitig die Realisierung forcierter Rationali­

sierungskonzepte und den Erhalt des Mei­

sters zu ermöglichen scheint, stellt eine Fehl­

orientierung dar: Dies gilt nicht nur von den 

Anforderungen in den Betrieben her, wo ne­

ben einem Mehr an sozialkommunikativen 

Kompetenzen auch mindestens das bisherige 

Niveau an technischen Qualifikationen not­

wendig ist. Vielmehr ginge mit einer solchen 

Vereinseitigung gerade die relative Stärke 

des Meisters in der Konkurrenz mit anderen 

Arbeitskräftegruppen verloren. Man sollte 

sich von der vielfältigen betrieblichen Kritik 

an der fehlenden Sozialkompetenz und Ver­

änderungsbereitschaft der Meister nicht täu­

schen lassen: Geklagt wird nicht im Hinblick 

auf eine vollständige Veränderung der Mei­

sterrolle, sondern weil das Fehlen von Kom­

petenzen für die Bewältigung der aktuellen 

Führungsaufgaben im Moment als Problem 

besonders sichtbar wird. Dies ist zumindest 

teilweise bedingt durch die Überforderung 

der Meister durch die Härten und Ungereimt­

heiten von Reorganisation, Rationalisierung 

und Personalabbau. 

Eine Auflösung der Syndromatik der Mei­

sterrolle wäre also problematisch. Eine offe­

ne Frage ist allerdings, welche Akzentver­

schiebungen zwischen ihren verschiedenen 

Komponenten und welche zusätzlichen 

Komponenten notwendig oder sinnvoll sind. 

(2) Nicht nur der Meister befindet sich in ei­

ner Krise, sondern auch andere Arbeitskräf­

tegruppen in seinem Umfeld. Dies gilt ins­

besondere für die traditionsreichen Füh­

rungskräfte unterhalb der Meisterebene, die 

bislang sogar stärker von Enthierarchisie­

rungsprozessen betroffen sind als die Mei­

ster. Dies gilt aber auch für die Techniker, die 

seit längerem einem schleichenden Prozeß 

der Substitution durch Fachhochschul-Inge­

nieure ausgesetzt sind und in ihren berufli­

chen Entwicklungsmöglichkeiten abgedrängt 

werden. Auch Fachhochschul-Ingenieure 

können längerfristig einer relativen Entwer­

tung unterliegen, die bei ihrem Einsatz auf 

Technikerpositionen noch nicht voll sichtbar 

wurde, aber bei breiterem Einsatz auf Mei­

sterpositionen sehr deutlich werden dürfte. 

Eine offene Frage ist, ob diese Substitutions­

politiken zwischen Führungskräften und 

Spezialisten nur Experimente und Über­

gangslösungen bleiben oder ob sich hier dau­

erhafte Neuschneidungen und neue Kombi­

nationen von Führungs- und Spezialisten­

funktionen ankündigen. Offen wäre in die­

sem Fall auch, ob die bisherige Eigenstän­

digkeil der Ausbildung von Meistem und 

Technikern (bzw. Ingenieuren) damit in Fra­

ge gestellt wäre, ob neue Formen der Verzah­

nung ihrer Bildungs- und Berufsverlaufs­

muster sinnvoll wären. 

(3) Die Veränderungen im Bereich der unte­

ren und mittleren Führungskräfte stehen oft 

im Kontext von neuen Formen der Arbeitsor­

ganisation, sind aber ebenso geprägt durch 

die neuen Verhältnisse auf den externen und 

internen Arbeitsmärkten und die personal­

poLitischen Intentionen der Betriebe. Eine 

Konzentration von Diskussion und For­

schung auf die Frage eines neuen Aufgaben­

zuschnitts ("Rolle", "Leitbild") greift also zu 

kurz: Das gesamte Gefüge der Bildungs­

und Berufsverlaufsmuster, die zu Meister­

positionen und darüber hinaus und/ oder in 

deren Umfeld führen (können), ist einzube­

ziehen. 

Das bedeutet angesichts der neuen Personal­

politiken, insbesondere der Eliminierung der 

Vorstufen zur Meisterposition und der Sub­

stitution von Meistem durch Techniker und 
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Ingenieure, daß für eine realistische Ein­

schätzung der Zukunft des Meisters die Ent­

wicklungsdynarniken dieser komplementären 

Qualifikationsgruppen zu klären sind. Vor 

allem ist, wenn Fachhochschul-Ingenieure 

zunehmend unterhalb des früher für sie üb­

lichen Niveaus eingesetzt werden, nach den 

konkreten Konsequenzen solcher Einmün­

dungen für ihre Arbeitsplatz- und Entloh­

nungskarrieren, nach ihren Rückwirkungen 

auf die Attraktivität des Ingenieur-Studiums 

und danach zu fragen, ob Folgeprobleme im 

Ingenieurbereich Revisionen solcher Sub­

stitutionspolitiken auslösen. 

(4) Man wird sich darauf einlassen müssen, 

daß es sich bei der Restrukturierung der unte­

ren und mittleren Führungs- und Speziali­

stenpositionen um einen langjährigen Prozeß 

des "Heraus-Mendelns" tragfähiger und 

stabilisierungsfähiger betrieblicher Politi­

ken und Strukturen handelt, dies zeigen die 

hier herausgearbeiteten Widersprüche in den 

beobachteten betrieblichen Personalpolitiken. 

Für Praxis und Forschung stellt sich die Fra­

ge, wie man diesen langjährigen Restruktu­

rierungsprozeß gleichzeitig berücksichtigen 

und stützen kann. 

(5) Vor allem aber beinhalten diese Wider­

sprüche das Risiko, daß keine tragfähigen 

Konfigurationen von Funktionszuschnitten 

und Bildungs- und Berufsverlaufsmustern 

auf gesellschaftlicher Ebene entstehen. Trag­

fähige und stabile Konfigurationen sind 

aber nicht nur im Einzelbetrieb, sondern ge­

rade auch auf gesellschaftlicher Ebene not­

wendig: Wenn der Meister eine Zukunft ha­

ben soll, kann diese nicht im kontinuier­

lichen Umbau seines Aufgabenzuschnitts und 

der Modalitäten seiner Qualifizierung beste­

hen und auch nicht in einer völligen einzel­

betrieblichen Zersplitterung von Funktions­

zuschnitten, Zugangswegen und Bezeich­

nungen. 

Es liegt auf der Hand, daß für eine gewisse 

Vereinheitlichung über die einzelbetrieblichen 



Verhältnisse hinaus und für eine Stabilisie­

rung von Funktionszuschnitt und Zugangs­

weg, die für eine Sicherung der Zukunft des 

Qualifikationstyps Meister notwendig sind, 

die derzeit erarbeitete Neuordnung der 

Fortbildung zum Industriemeister Metall 

eine große Rolle spielen kann und muß. Dies 

ist nicht nur eine Frage der Modernisierung 

des Kompetenzprofils des Meisters. Eine 

mindestens ebenso große Bedeutung dürften 

die damit verbundene- qualifikatorische und 

symbolische - Stärkung des Meisters im Ver­

hältnis zu konkurrierenden Arbeitskräfte­

gruppen und das mit der Neuordnung bekun­

dete Engagement der Sozialpartner für eine 

Zukunft des Meisters haben; dies um so 

mehr, als ja Neuordnungen anderer Meister­

fortbildungen folgen sollen. 

Anmerkungen: 

1 Es handelt sich dabei um das Projekt ., Gewerk­

schaftliche Bildungspolitik und betriebliche Interes­

senvertretung vor neuen Herausforderungen: Neue 

Bildungs- und Berufswege zwischen Dualem System 

und Hochschule", das von der Hans-Böckler-Stiftung 

gefördert wird und den Entstehungsgründen für die 

Schaffung neuer Bildungs- und Berufswege sowie ih­

ren Konsequenzen für betriebliche Personalpolitiken 

und die Arbeitnehmervertretung in Betriebsfallstudi­

en nachgeht. 
2 Hierbei handelt es sich um eine quantitative, jedoch 

nicht repräsentativ angelegte Telefonerhebung bei 

insgesamt I 00 Betrieben mit mehr als 500 Beschäftig­

ten im Maschinenbau, in der Elektrotechnischen und 

der Chemischen Industrie. Diese Erhebung ist Teil ei­

nes größeren Projekts des ISF {.,Arbeitsmarktent­

wicklung, betriebliche Personalpolitik und die neue 

Rolle des lndustriemeisters"), das mit Hilfe verschie­

dener Methoden der Bedeu tung veränderter Arbeits­

markttagen und betrieblicher Personalpolitiken für 

die Entwicklung des unteren und mittleren Manag e­

ments nachgeht. Dieses Projekt ist seinerseits Be­

standteil des vom BMBF geförderten Verbundvorha­

bens ., Die Rolle des mittleren und unteren Manage­

ments in modernen Arbeits- und Produktionskonzep­

ten". 
3 Generelle Probleme von Telefonbefragungen beste· 

hen darin, daß sich im Ablauf der Befragungen häufig 

wichtige, vo rab nicht erwartete Sachverhalte zeigen, 

die im weiteren Fortgang mit aufgenommen werden 

müssen, aber nicht rückwirkend mit den bereits be­

fragten Betrieben abgeklärt werden können; ein 

Sachverhalt, der zu kleineren Grundgesamtheilen bei 

bestimmten Fragen führt. 

Die Neuordnung für Versicherungs­
kaufleute bietet zukunftsweisende 
Entwicklungen in der kauf­
männischen Ausbildung 

Walter Bockshecker 

Geschäftsführer des Berufs­

bildungswerks der Deut-

sehen Versicherungswirt-

schaft (BWV) e. V, Mün-

chen 

Seit der Verabschiedung der Ausbil­

dungsordnung von 1977 hat es in 

der deutschen Versicherungswirt­

schaft eine Vielzahl von grundsätzli­

chen Veränderungen gegeben. Diese 

führten dazu, daß sich die gesetzli­

che Grundlage des Ausbildungsbe­

rufs "Versicherungskaufmann f -frau" 

immer mehr vom Qualifikationsbe­

darf der Versicherungswirtschaft 

entfernte. 

Im folgenden werden die wichtigsten 

Entwicklungen und Veränderungen 

in der Versicherungswirtschaft auf­

gezeigt, die Grundlage für die Neu­

ordnung des Ausbildungsberufs wa­

ren. Die neue Ausbildungsordnung 

für Versicherungskaufleute wurde in 

nur zwei Jahren Entwicklungszeit er­

arbeitet und am 14. 2. 1996 im Bun­

desgesetzblatt veröffentlicht. Sie 

tritt zum 1. 8.1996 in Kraft. 

Die kaufmännische Ausbildung in Deutsch­

land befindet sich an einem Wendepunkt. Die 

Ausbildungsordnungen für Bankkaufleute, 

Kaufleute im Groß- und Außenhandel, Indu­

strie- und Versicherungskaufleute, die in den 

70er Jahren entwickelt wurden, legen ein 

verwaltungsorientiertes kaufmännisches Be­

rufsbild zugrunde, in dem Fach- bzw. Waren­

kunde und Rechnungswesen häufig dominie­

ren. Inzwischen hat sich aber, vor allem in 

den absatzorientierten Wirtschaftszweigen, 

ein Wandel vollzogen. Der Wettbewerb ist 

härter geworden, viele Märkte haben sich 

vom Anbieter- zum Käufermarkt entwickelt 

mit der Folge, daß die Unternehmen zur Stär-
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kung ihrer Wettbewerbsfähigkeit auch bei 

der Ausbildung ihres Nachwuchses diese 

Veränderungen mit einbeziehen müssen. 

Notwendigerweise sind Kunden- und Ver­

triebsorientierung bereits in der Ausbildung 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter deutli­

cher als bisher zu betonen. Die Versiche­

rungswirtschaft stellte sich als erster Wirt­

Schaftszweig diesen Anforderungen, indem 

der Ausbildungsberuf "Versicherungskauf­

mann/Versicherungskauffrau" an die aktuel­

len Anforderungen des Marktes angepaßt 

und das Berufsbild neu geordnet wurde. 

Die Entwicklungen in der 
Deutschen Versicherungs­
wirtschaft erfordern ein 
neues Berufsbild 

Bei den gesetzlichen Veränderungen, die 

Einfluß auf die Entwicklung der Versiche­

rungswirtschaft hatten, ist zunächst die EU­

Verrnittlerempfehlung zu nennen, die u. a. 

eine breite Fachkompetenz im Produktbereich 

voraussetzt und den bislang möglichen "Ein­

spartenversicherungskaufmann" zumindest 

als Vermittler zweifelhaft werden läßt. 

Am deutlichsten hat die 3. EU-Richtlinie die 

Rahmenbedingungen der deutschen Versi­

cherungswirtschaft verändert. Die mit der 

Neuregelung des Versicherungsvertragsge­

setzes (VVG) und des Aufsichtsgesetzes 

1994 verbundene Deregulierung hat bislang 

nicht bekannte Wettbewerbsbedingungen ge­

schaffen. Die Pflicht zur Genehmigung von 

"Allgemeinen Versicherungsbedingungen" 

entfiel genauso wie die bis dahin teilweise 

verbindlichen vorgegebenen Tarife durch die 

Aufsichtsbehörde. 

Untemehrnerisches Denken und Handeln 

muß deshalb für alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Versicherungswirtschaft ein 

Leitmotiv des eigenen Selbstverständnisses 

werden. Wo sollte damit begonnen werden, 

wenn nicht in der Ausbildung. 

Ein weiterer Strukturwandel zeichnet sich 

bei der Zusammenarbeit von Banken, 

Sparkassen und Versicherungswirtschaft 

untereinander und mit Vertriebsorganisatio­

nen ab. 

Zunehmend sind im Markt Konzernverbünde 

oder Kooperationen zu verzeichnen, die mit 

einer gemeinsamen Geschäftspolitik über 

das Allfinanzangebot in den Wettbewerb ein­

greifen. Im Vertrieb mischen sich die traditio­

nellen Produkte von Banken, Versicherungen 

und Bausparkassen. 

Kenntnisse über zentrale Produkte der Part­

ner sowie über deren Strukturen und Ver­

triebswege sind heute Voraussetzung für Ver­

sicherungskaufleute, die sich im Markt be­

haupten wollen. Hüten muß man sich aber 

davor, einen "Generaldilettanten Finanz­

dienstleister" ausbilden zu wollen, der von 

allem ein wenig, aber von nichts wirklich et­

was versteht und damit kein kompetenter 

Partner für den Kunden ist. 

Vertrieb und Kundenberatung werden mehr 

als bisher für den Erfolg von Versicherungs­

unternehmen entscheidend sein, Kunden­

statt Produktorientierung soll u. a. ermögli­

chen, die Cross-Selling-Rate zu erhöhen, die 

Stornoquote zu reduzieren, bestandserhalten­

de Maßnahmen zu fördern. 

Neben der 3. EU-Richtlinie hatte sicherlich 

die rasante Entwicklung der elektronischen 

Datenverarbeitung einen zentralen Einfluß 

auf die Entwicklung der Versicherungswirt­

schaft So sind die Aufbau- und Ablauforga­

nisation in den Versicherungsunternehmen 

nach Jahrzehnten der relativen Stabilität ins­

besondere in den letzten vier bis fünf Jahren 

starken Veränderungsprozessen unterworfen. 

Der Einsatz technischer Verkaufshilfen (Lap­

tops) hat es ermöglicht, bestimmte Arbeits­

abläufe von der Verwaltung auf den Außen­

dienst zu übertragen (Beispiele: Policierung 

oder Schadenregulierung bis zu einer Maxi­

malsumme). Es entstehen neue Agenturkon­

zepte und damit auch der Bedarf für einen 

Mitarbeiter, der gleichermaßen über versi­

cherungsfachliches Know-how und kauf-
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männisches Hintergrundwissen verfügt, 

kundenorientiert denkt, Vertriebserfahrung 

hat und zur Bewältigung seiner Aufgaben 

zeitgemäße EDV-Technik einsetzen kann. 

Durch diese Entwicklungen entstehen fla­

chere Hierarchien. Dies bedeutet mehr Ver­

antwortung für den einzelnen und veränderte 

Anforderungen an die Ausbildung. Das di­

rekte Lernen am Arbeitsplatz im Innendienst 

und im Vertrieb gewinnt an Bedeutung. 

Was die Internationalisierung des Versiche­

rungsmarktes mit sich bringen wird, darüber 

läßt sich im Moment nur spekulieren. Aus 

dem Blickwinkel der Ausbildung heraus ist 

hier Gelassenheit angesagt. Natürlich müs­

sen Versicherungskaufleute künftig über die 

Strukturen und Produkte der wichtigsten aus­

ländischen Anbieter informiert sein - schon 

um dem Kunden die Unterschiede zu eige­

nen Produkten zu erläutern. Aber - die For­

derung nach verbindlichen Fremdsprachen­

kenntnissen für alle Auszubildenden ist si­

cherlich zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. 

Die bislang aufgezeigten Veränderungen ha­

ben selbstverständlich auch einen direkten 

Einfluß auf den Qualifikationsbedarf der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die hohe 

Veränderungsgeschwindigkeit von Produkt­

angeboten und dem Arbeitsumfeld führt 

zwangsläufig dazu, daß faktenorientiertes 

Wissen schnell veraltet. Eine bedarfsgerechte 

und zeitgemäße Ausbildung muß auch die 

Fähigkeiten ausprägen und fördern, die not­

wendig sind, um sich aktuelles Wissen selb­

ständig zu erschließen und dieses im Rah­

men der beruflichen Zielvorgaben zu nutzen. 

Für die Ausbildung ergeben sich zwei we­

sentliche Konsequenzen: 

• von der Produktpalette her gesehen, "zu 

schmal" ausgebildete Versicherungskaufleute 

haben eine sehr eingeschränkte Kundenbera­

tungskompetenz und entsprechen, zumindest 

quantitativ gesehen, nicht dem Bedarf der 

Versicherungswirtschaft; 



• Versicherungskaufleute müssen lernen, 

"aus der Sicht des Kunden heraus zu denken 

und nicht nur aus der Sicht des Produktes" 

und - natürlich auch entsprechend zu han­

deln. 

Die Entwicklung eines 
bedarfsgerechten Ausbil­

, dungskonzepts 

Zentrales Ziel der Neuordnung war es, einen 

Wandel im Qualifikationsmodell und im 

beruflichen Selbstverständnis von Versiche­

rungskaufleuten einzuleiten. 

Ausgangspunkt war die Ausbildungsordnung 

von 1977, die das Bild eines weitgehend wei­

sungsgebundenen Sachbearbeiters im Innen­

dienst zur Grundlage hatte. Dieses "Modell" 

war zumindest bis zum Anfang der 90er Jah­

re bedarfsgerecht und erfolgreich. 160 000 

bislang ausgebildete Versicherungskaufleute 

in Deutschland sprechen eine deutliche 

Sprache. 

Hinzu kam, daß seit Anfang der 90er Jahre 

eine wachsende Unzufriedenheit bei den Aus­

bildungsbetrieben feststellbar war. Die Lehr­

pläne der einzelnen Bundesländer hatten sich 

beispielsweise so weit auseinanderentwickelt, 

daß man nur noch mit viel gutem Willen von 

einem bundeseinheitlichen Ausbildungs­

beruf "Versicherungskaufmann/ -frau" spre­

chen konnte. 

Das Leitbild für die Neuordnung des Ausbil­

dungsberufs "Versicherungskaufmann I-frau" 

war daher ein Mitarbeiter bzw. eine Mitar­

beiterin, der/die dazu befähigt ist, weitge­

hend selbständig und kundenorientiert Auf­

gaben im Innendienst und im Außendienst zu 

bewältigen. 

Neuordnungsverfahren 

Wenn Ausbildungsordnungen geändert wer­

den sollen, setzt das ein Abstimmungsverfah-

ren voraus, dem ein Ablaufreglement zugrun­

de liegt, an dem eine Vielzahl von Interessen­

vertretern beteiligt ist. Grundlegende Kennt­

nisse über den Ablauf sind notwendig, um 

die Ergebnisse eines Neuordnungsverfahrens 

besser verstehen zu können. 

Grundsätzlich beginnt das Verfahren mit ei­

ner Forschungs- und Entwicklungsphase. 

In diesem Fall hatte das BIBB eine Literatur­

analyse durchgeführt. 1 Von seiten der Versi­

cherungswirtschaft wurde der Veränderungs­

bedarf ermittelt, und die Entscheidungsträger 

der Versicherungswirtschaft sowie die Aus­

bildungsverantwortlichen wurden in die 

grundsätzliche strukturelle und inhaltliche 

Gestaltung des neuen Berufsbildes mit ein­

bezogen. Dieses Vorgehen führte zu einer 

breiten Akzeptanz der einschneidenden Ver­

änderungen. 

In der nächsten Phase -dem Vorverfahren -

führt der Fachminister - in diesem Fall der 

Bundesminister für Wirtschaft - in Abstim­

mung mit dem Einvernehmensminister (Bun­

desminister für Bildung, Wissenschaft, For­

schung und Technologie - BMBF) das An­

tragsgespräch durch, in dem die bildungs­

politischen Eckwerte der Neuordnung im 

Konsens aller Beteiligten (Arbeitgeber, Ar­

beitnehmer, Bund und Länder) festgelegt 

wurden. Zu den Eckwerten zählen u. a. die 

Ausbildungsberufsbezeichnung, die Ausbil­

dungsdauer und der Qualifikationskatalog. 

Anschließend beschloß der Koordinierungs­

ausschuß über den Projektantrag zur abge­

stimmten Novellierung von Ausbildungsord­

nung und Rahmenlehrplan der Versiche­

rungskaufleute. 

Das Vorverfahren war im Mai 1994 einver­

nehmlich abgeschlossen. 

Im Anschluß daran folgt die Erarbeitungs­

und Abstimmungsphase. Unter Federfüh­

rung des BIBB erarbeiten die Sachverständi­

gen des Bundes, die von den Spitzenorgani­

sationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

benannt werden, den Entwurf der Ausbil-

dungsordnung und stimmen ihn mit dem 

Rahmenlehrplanentwurf ab, der von den 

Sachverständigen der Länder, die von den 

einzelnen Kultusministerien benannt werden, 

erarbeitet wurde. 

Die Arbeitgeberseite war durch Sachverstän­

dige des Berufsbildungswerkes der Deut­

schen Versicherungswirtschaft (BWV) und 

des Deutschen Industrie- und Handelstages 

(DIHT), die Arbeitnehmerseite war durch die 

Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG) 

und die Gewerkschaft Handel, Banken und 

Versicherungen (HBV) vertreten. 

Bedenkt man, daß im Regelfall mindestens 

15 Personen an jeder Detailentscheidung be­

teiligt waren und daß diese Entscheidungen 

nur im Konsens verabschiedet werden, ist 

unschwer nachvollziehbar, daß höchste phy­

sische und psychische Anforderungen an je­

den Beteiligten gestellt wurden. 

Die sachliche und zeitliche Abstimmung der 

Entwürfe der Ausbildungsordnung und des 

Rahmenlehrplanes werden nach der Stel­

lungnahme der Spitzenorganisationen in ei­

ner Gemeinsamen Sitzung der Sachverstän­

digen des Bundes und der Länder, in diesem 

Fall unter Leitung des BMBF, festgestellt. 

Anschließend werden die Entwürfe den wei­

teren beteiligten Gremien zur Beschlußfas­

sung zugeleitet. 

In der nun folgenden Erlaßphase prüfte das 

Ministerium für Justiz die Rechtsförmlich­

keit des Verordnungsentwurfs; am 8. 2. 1996 

unterschrieb der zuständige Staatssekretär 

des Bundeswirtschaftsministeriums die neue 

Verordnung über die Berufsausbildung der 

Versicherungskaufleute. Am 14. 2. 1996 wur­

de die Verordnung im Bundesgesetzblatt ver­

öffentlicht und ist damit rechtsgültig. 

Die Realisierung dieses Neuordnungsverfah­

rens, bei dem es um strukturelle und inhaltli­

che Veränderungen ging, in weniger als zwei 

Jahren, gilt als vorbildlich. Sie ist auf die Be­

reitschaft aller am Prozeß beteiligten Interes­

senvertreterinnen und -vertreter zurückzu-
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führen, konstruktiv und "ohne Nebenkriegs­

schauplätze" ein konsensfähiges Ergebnis zu 

schaffen. 

Die sechs inhaltlichen Zielen der 
Neuordnung und deren konkrete 
Realisierung 

1. Ziel: Aktuelle Entwicklungen berück­

sichtigen 

Die Veränderungen seit 1977 machten es not­

wendig, die inhaltliche Gewichtung von Aus­

bildungselementen zu überprüfen und zu än­

dern. Früher war beispielsweise das Thema 

"Personalentwicklung" von untergeordneter 

Bedeutung, heute spielt es in den Versiche­

rungsgesellschaften eine wichtigere Rolle. 

Besonders einschneidende Veränderungen 

gab es durch elektronische Datenträger in al­

len Arbeitsfeldern. Dies hat den Informa­

tionsfluß in Versicherungsunternehmen ge­

nauso verändert wie die Art der Arbeitsmit­

tel, die genutzt werden. In der neuen Ausbil­

dungsordnung gibt es daher eine Berufsbild­

position ,,Arbeitsorganisation mit Informa­

tions- und Kommunikationssystemen". Dem­

gegenüber hat das klassische Rechnungs­

wesen in der Berufspraxis von Versiche­

rungskaufleuten an Bedeutung verloren und 

wurde in der neuen Ausbildungsordnung re­

duziert. 

Weitere Themen, die wegen aktueller Ent­

wicklungen aufgenommen wurden, sind u. a. 

Produkt- und Marktkenntnisse über die 

wichtigsten Märkte in der EU, z. B. England 

und Frankreich, und die Finanzdienstlei­

stungsprodukte, soweit sie einen Bezug zum 

Tätigkeitsfeld von Versicherungskaufleuten 

haben (Bausparen und Investment). 

Neben der inhaltlichen "Stimmigkeit" der 

Lernziele mußten Vorgaben der Bundesmini­

sterien berücksichtigt werden. So wurde eine 

Berufsbildposition ,,Arbeitssicherheit, Um­

weltschutz und rationelle Energieverwen­

dung" genannt, obwohl sich die Sachverstän-

digen des Bundes für die Formulierung ,,Ar­

beitssicherheit, Umweltschutz und rationelle 

Ressourcenverwendung" einsetzten. Immer­

hin wurde aus dieser Neuordnung heraus der 

Impuls zur Aktualisierung dieser Standard­

position gegeben, von dem nun künftige 

Neuordnungen profitieren dürften. 

2. Ziel: Vertriebsorientierte Inhalte stär­

ker gewichten 

Auf dem klassischen Arbeitsfeld der Versi­

cherungskaufleute, nämlich in der Verwal­

tung der Unternehmen, werden zunehmend 

elektronische Verwaltungs-, Kommunika­

tions- und Informationssysteme eingesetzt. 

Das hat bewirkt, daß die traditionelle Verwal­

tung zwischen Innendienst und Außendienst 

zunehmend durchlässiger geworden ist. Da­

bei geht die Versicherungswirtschaft von der 

Überlegung aus, daß auch im Innendienst tä­

tige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 

Außendienstpartner nur dann effizient unter­

stützen können, wenn sie selbst im Rahmen 

ihrer Ausbildung, wo immer möglich, außen­

dienstorientierte Erfahrung gemacht haben. 

Für Versicherungsunternehmen bedeutet 

dies, daß die Ausbildung im Hinblick auf 

vertriebsorientierte Inhalte geöffnet werden 

muß. Dazu ist die Akzeptanz der Berufsaus­

bildung in den Vertriebsbereichen zwingende 

Voraussetzung. Dort, wo Innendienst- und 

Außendienstausbildung noch organisatorisch 

getrennt sind, müssen neue konstruktive For­

men der Zusammenarbeit bei der gemeinsa­

men Ausbildung gefunden werden. 

3. Ziel: Verstärkung der Kundenorientie­

rung 

Um die Qualität der Beratung über Versiche­

rungsprodukte zu erhöhen, sind die künftigen 

Versicherungskaufleute in der Ausbildung zu 

bef<ihigen, bei der Beratung als Maßstab für 

den individuellen Bedarf eines Kunden des­

sen wirtschaftliche Möglichkeiten zu berück­

sichtigen. Kundenorientiertes Verhalten, so­

wohl im Innendienst als auch im Außen­

dienst, wird zur Grundvoraussetzung für er­

folgreiches Arbeiten der Versicherungskauf-
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Ieute. Die Kundenorientierung zieht sich wie 

ein roter Faden durch die Ausbildungsord­

nung und hat mit der Berufsbildposition 

"Kundenorientierte Kommunikation" erst­

mals in die Ausbildungsordnung für Versi­

cherungskaufleute Eingang gefunden. Das 

Gewicht, das der Aspekt der Kundenorientie­

rung in der Ausbildung erhalten hat, zeigt 

sich auch daran, daß die praktische Übung in 

der Abschlußprüfung künftig ein Kundenbe­

ratungsgespräch sein wird, in dem der ange­

hende Versicherungskaufmann nachweist, 

daß er befahigt ist, dem Kunden bedarfsge­

rechte Versicherungslösungen unter Berück­

sichtigung dessen wirtschaftlicher Lage an­

zubieten. 

4. Ziel: Steigerung von Flexibilität der 

Mitarbeiter und deren Einsatzmöglichkei­

ten im Versicherungsunternehmen 

Nach der derzeit gültigen Ausbildungsord­

nung ist es möglich, daß Versicherungskauf­

leute in nur einer Sparte ausgebildet werden. 

Dies entspricht längst nicht mehr der Be­

darfslage der Versicherungswirtschaft. Daher 
wird künftig eine exemplarische Ausbildung 

in mindestens zwei der drei Spartenbereiche 

Lebens- und Unfall-, Kranken- und Schaden­

versicherung verbindlich sein. Gründe für die 

Entscheidung waren insbesondere die Ent­

wicklung von Produkt- zur Kunden- oder 

Zielgruppenorientierung, der verstärkte Ein­

satz von Versicherungskaufleuten im Außen­

dienst und die wachsende Notwendigkeit, die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Unter­

nehmen flexibler einzusetzen. Eine Umfrage 

des DIHT bei allen Ausbildungsbetrieben der 

Versicherungswirtschaft hat die Entschei­

dung für eine Mehrspartenausbildung bestä­

tigt. Auf die Frage "Halten Sie zukünftig eine 

Ausbildung von Versicherungskaufleuten in 

mindestens zwei Spartenbereichen für be­

darfsgerecht?" antworteten über 90 Prozent 

der Ausbildungsbetriebe uneingeschränkt 

mit ,ja". 

Die neue Ausbildungsordnung orientiert sich 

am Privatkundengeschäft Unabhängig davon 

bietet sie Versicherungsunternehmen mit 



Schwerpunkten in anderen Geschäftsfeldern 

aber auch weiterhin die Möglichkeit, Versi­

cherungskaufleute auszubilden. 

5. Ziel: Handlungsorientierung verbessern 

Eine weitere Neuerung ist die besondere Be­

rücksichtigung der Handlungskompetenz der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als "we­

sentliche Voraussetzung für den Kundennut­

zen, für den Unternehmenserfolg und auch 

für die persönliche Entwicklung des Auszu­

bildenden". Das Tempo, in dem sich Struktu­

ren, Produkte, Versicherungsbedingungen 

und Vertriebskonzepte verändern, hat sich in 

den letzten Jahren deutlich gesteigert. Des­

halb sind analytische Fertigkeiten, Flexibili­

tät, Beherrschung von Problemlösungsstrate­

gien, Entscheidungsfähigkeit und konstrukti­

ves Sozialverhalten zu Kriterien geworden, 

die für die Bewältigung der beruflichen An­

forderung, gerade in einem kommunikations­

intensiven Ausbildungsberuf wie dem des 

Versicherungskaufmanns, eine Erfolgsvor­

aussetzung sind. 

Berufliche Handlungskompetenz setzt sich 

zusammen aus Fachkompetenz, Methoden­

kompetenz und Sozialkompetenz. Dies ist 

durchgängig von der Planung der Ausbildung 

über die Durchführung bis hin zur Prüfung 

zu berücksichtigen und stellt an die Entwick­

lung von Ausbildungsmitteln besondere und 

neue Anforderungen. Auch einzelne Ausbil­

derinnen und Ausbilder werden unter diesem 

Gesichtspunkt ihr Selbstverständnis und ihre 

Ausbildungsmethodik überprüfen müssen. 

Handlungskompetenz ist nicht nur durch be­

trieblichen Frontalunterricht zu erreichen. 

Auch für die Berufsschulen gewinnt die 

handlungsorientierte Vermittlung von Kom­

petenzen, die über das Lehren reiner Fakten 

hinausgehen, an Bedeutung. 

Ein Beispiel mit berufsübergreifender Wir­

kung ist die Gestaltung des Prüfungsfaches 

Wirtschafts- und Sozialkunde in Abstim­

mung mit der Länderseite, in dem die allge­

meinen, wirtschaftszweigübergreifenden In­

halte mit der beruflichen Lebenswelt der 

Auszubildenden in der Versicherungswirt-

schaft verknüpft wurden. Dadurch gewinnt 

das Prüfungsfach an Profil. Die neue Gestal­

tung dieses Prüfungsfaches wird in den an­

stehenden Neuordnungen im kaufmänni­

schen Bereich entsprechend aufgegriffen 

werden. 

6. Ziel: Vereinheitlichung der Qualitäts­

maßstäbe für Ausbildung und Prüfung 

Wesentliche Merkmale des "dualen Berufs­

ausbildungssystems" sind die Bundeseinheit­

lichkeit und Verbindlichkeit der Mindestan­

forderungen in der Ausbildungsordnung zur 

Sicherung von Transparenz und Qualität. Ein 

Versicherungskaufmann, der in Harnburg 

ausgebildet wird, darf sich, vom Ausbil­

dungsergebnis her gesehen, nicht wesentlich 

von der Versicherungskauffrau unterschei­

den, die in Ulm oder Erfurt ausgebildet wird. 

Damit in den einzelnen Bundesländern eine 

vergleichbare Ausbildungsqualität gewähr­

leistet werden kann, ist es notwendig, daß 

sich die Lehrpläne in den einzelnen Bundes­

ländern nicht wesentlich voneinander 

scheiden. Ein weiterer Schritt wäre es, wenn 

auch das Prüfungswesen bundesweit mög­

lichst vereinheitlicht würde, zumal die mei­

sten Versicherungsunternehmen bundesweit 

tätig sind und deshalb ein fairer Vergleich der 

Qualifikation von Mitarbeitern möglich sein 

müßte. Das BWV strebt deshalb die Einfüh­

rung zentraler Prüfungsaufgaben im schrift­

lichen Prüfungsteil und klar definierte Krite­

rien und Abläufe bei der praktischen Übung 

an. 

An diesem Ziel wird noch einmal deutlich, 

daß die Neuordnung eines Ausbildungsberu­

fes ein erster wichtiger Schritt ist. 

Nur durch eine adäquate 
Umsetzung ist die Intention 
des neuen Ausbildungsberufs 
zu erreichen 

Nachdem die Ausbildungsordnung nunmehr 

erlassen ist und zum 1. 8. 1996 in Kraft tritt, 

steht insbesondere für die Ausbildungsver­

antwortlichen die Umsetzung an. Die grund­

sätzlichen Veränderungen (Vertriebsorientie­

rung/zweiter Spartenbereich/handlungsori­

entierter Ansatz) gegenüber der Verordnung 

von 1977 erfordern u. a., neben Ausbildungs­

inhalten beispielsweise auch die innerbetrieb­

lichen Ausbildungsstrukturen, die -metho­

den, das Bewerberprofil oder die Ausbilder­

weiterbildung zu überprüfen und eine weit­

gehende Akzeptanz bei den Ausbildungsver­

antwortlichen von Innen- und Außendienst 

für diesen veränderten Ausbildungsansatz zu 

schaffen. 

Daher begleitet und unterstützt das BWV die 

praktische Umsetzung der neuen Ausbil­

dungsordnung durch umfangreiche Maß­

nahmen. 

Unterstützung der Umsetzung in 
Ausbildungsbetrieb und Berufsschule 

Von allen an der Neuordnung Beteiligten 

wurden gemeinsam Erläuterungen zur neu­

en Ausbildungsordnung entwickelt, um die 

manchmal abstrakt wirkenden "justitiablen" 

Formulierungen des Verordnungstextes für 

den mit der praktischen Umsetzung befaßten 

Ausbildungsverantwortlichen transparenter 

zu machen. Die Erläuterungen enthalten dar­

über hinaus erstmalig eine Berufsbeschrei­

bung in englischer und französischer Sprache 

und Handlungshilfen für die Umsetzung, bei­

spielsweise Vorschläge für betriebliche Aus­

bildungspläne in unterschiedlichen Ausbil­

dungsbetrieben. 

Für die Ausbildungsverantwortlichen wurden 

vom BWV mit Unterstützung des BIBB 

handlungsorientierte Ausbildungsmateria­

lien für die Bereiche Lebens-, Kranken- und 

Schadenversicherung entwickelt. Bei diesem 

Projekt brachten 25 Vertreterinnen und Ver­

treter aus 21 Versicherungsunternehmen ihre 

Fach- und Methodenkompetenz ein, um die 

Einführung des neuen Berufsbildes mit zeit­

gemäßen Materialien zu unterstützen. 
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Das BWV hat Anfang 1996 vier zentrale 

Workshops für die Ausbildungsverantwortli­

chen durchgeführt mit dem Ziel, einen ge­

meinsamen Informationsstand über die In­

tention und die Ergebnisse der Neuordnung 

herzustellen, praktische Hilfestellungen für 

die betriebliche Umsetzung anzubieten und 

die erarbeiteten Lehr-/Lern- und Informa­

tionsmittel vorzustellen. 

Mit diesen Veranstaltungen erreichte das 

BWV insgesamt 350 Ausbildungsverant­

wortliche. Nahezu jedes in der Versiche­

rungswirtschaft ausbildende Unternehmen 

war repräsentiert. 

Für die Versicherungsfachlehrerinnen und 

-fachlehrer wurden beispielsweise in 1995 

Seminare durchgeführt und eine komplette 

neue Lehrbuchreihe unter Herausgeber­

schaft des BWV erarbeitet. Darauf abge­

stimmte Lösungshefte für Lehrer und Folien­

sammlungen für die Unterrichtspräsentatio­

nen ergänzen die Lehrbuchreihe für Versiche­

rungskaufleute. 

Auf dezentraler Ebene haben sich in vielen 

der 57 Verbindungsstellen des BWV Ausbil­

der-/Lehrerarbeitskreise gegründet, um die 

Umsetzung des Berufsbildes miteinander ab­

zustimmen und den Bedarf für überbetrieb­

liche Ausbildung zu definieren. 

Praxisnahe Prüfung 

Die Abschlußprüfung soll eine hohe Aussa­

gekraft hinsichtlich der zu erwartenden "Be­

rufstauglichkeit" von Auszubildenden haben. 

Folgt man dem Grundsatz der handlungsori­

entierten Ausbildung, muß folgerichtig eine 

Abschlußprüfung durchgeführt werden, die 

die zu vermittelnden Kompetenzen erfaßt 

und bewertbar macht. 

Die derzeit noch praktizierte Abschlußprü­

fung von Versicherungskaufleuten ist deut­

lich geprägt durch die Reproduktion von 

Faktenwissen. "Problemlösefähigkeit" und 

soziale Kompetenzen, die für den Berufsall­

tag von Versicherungskaufleuten unerläßli­

che Voraussetzung zur Bewältigung der An­

forderungen sind, spielen eine untergeordne­

te Rolle. Crashkurse vor der Prüfung, bei de­

nen die notwendigen Fakten in das Kurzzeit­

gedächtnis der Prüflinge "transportiert" wer­

den, sind verlorene Zeit für Auszubildende 

und Betriebe. 

I Umsetzung der 
neuen Ausbildungs­

ordnung ist ein 
zeitaufwendiger Prozeß 

Die neue Abschlußprüfung wird sich durch 

einen angemessenen Einsatz von "ungebun­

denen Prüfungsaufgaben" und durch das ver­

bindliche "Kundenberatungsgespräch" deut­

lich näher an der beruflichen Praxis orientie­

ren. Das BWV hat gemeinsam mit dem 
DIHT, der Zentralstelle für Aufgabenerstel­

lung in Nümberg und der Universität Mainz 

ein Forschungsprojekt zur Entwicklung und 

Prüfung von qualitativ hochwertigen, praxis­

orientierten Aufgaben auf der Basis des neu­

en Ausbildungsberufs initiiert. An diesem 

Projekt sind Ausbildungsvertreter verschie­

dener Versicherungsgesellschaften genauso 

beteiligt wie Versicherungsfachlehrer und 

Prüfungsexperten der Industrie- und Han­

delskammern. Die Ergebnisse des Projektes 

werden in die Schulungen der Prüfer und 

der Mitglieder von Aufgabenerstellungsaus­

schüssen eingebracht. 

Zusammenfassung 

Für die Versicherungswirtschaft wurde als er­

ster Wirtschaftszweig ein neuer Ausbildungs­

beruf geschaffen, der die weitere Entwick­

lung der kaufmännischen Ausbildung beein­

flussen wird. 
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Die Umsetzung der neuen Ausbildungsord­

nung ist ein Prozeß, denn immer dort, wo 

lange gültige Strukturen an Stabilität verlie­

ren und Einstellungen verändert werden 

müssen, braucht das Zeit. Wer glaubt, einen 

Schalter umlegen zu können, und die Ziele 

der Neuordnung sind umgesetzt, wird schei­

tern. Aber auch der, der jetzt die Hände in 

den Schloß legt. 

Die Ausbildungsbetriebe der Versicherungs­

wirtschaft haben, im Vergleich zu anderen 

Wirtschaftszweigen, sehr gute Strukturen für 

die Umsetzung eines neuen Berufsbildes. 

Die Rahmenbedingungen (Verbindungsstel­

lenstruktur und praktische Unterstützung 

durch Veranstaltungen und Literatur des 

BWV) bieten hier sehr gute Voraussetzun­

gen. 

Trotzdem darf nicht unterschätzt werden, daß 

die Ausbildungsverantwortlichen in einer 

neuen Qualität gefordert sind. Ging es bis­

lang darum, ein bestehendes System zu ver­

bessern oder das Ausbildungskonzept in ver­

änderte betriebliche Strukturen einzupassen, 

geht es heute darum, neue Strukturen mitzu­

gestalten und Einstellungen weiterzuentwik­

keln. 

Dies ist sicher keine einfache Aufgabe - aber 

die Entwicklung ist notwendig, um den Aus­

bildungsberuf attraktiv für die Mitarbeiterin­

nen und Mitarbeiter sowie bedarfsgerecht für 

die Ausbildungsbetriebe zu erhalten. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Neumann, K.-H.: Literaturanalyse zu Einfluß­

faktoren der Entwicklung der Berufsbildung in der 

Versicherungswirtschaft. Bundesinstitutfür Berufsbil­

dung. Der Generalsekretär (Hrsg.), Berlin /Bonn 

1992 (Materialien und statistische Analysen zur be­

ruflichen Bildung, Heft 91) 



Günter Siemon 

Dr. paed. , Diplomhandels­

lehrer, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter in der Abtei-

Jung 3.3 "Kaufmännische 

und verwaltende Berufe", 

A rbeitsschwerpunkt: Beru­

fe des öffentlichen Dienstes 

und freie Berufe im Bundes­

institut für Berufsbildung, 

Berlin 

Ausbildung zum Steuerfach­
angestelltenfzur Steuerfach­
angestellten 

Anfang des Jahres 1995 wurde dem 

Bundesinstitut für Berufsbildung die 

Weisung erteilt, mit den Sachver­

ständigen des Bundes einen Entwurf 

der Ausbildungsordnung für den Be­

ruf Steuerfachangestellte Ir zu erar­

beiten. Im folgenden wird der Wer­

degang von Begründung bis zum ln­

krafttreten der neuen Ausbildungs­

ordnung dargestellt. 

Kurzer Rückblick 

Am 15. Februar 1978 trat die Verordnung 

über die Berufsausbildung zum Fachgehilfen 

insteuer-und wirtschaftsberatenden Berufen 

in Kraft. Sie löste die bisher in Verwaltungs­

vorschriften festgelegten Berufsbilder, Be­

rufsbildungspläne und Prüfungsanforderun­

gen für verschiedene Lehrberufe, Anlernbe­

rufe und insbesondere für die Ausbildungs­

berufe Gehilfe in wirtschafts- und steuerbe­

ratenden Berufen, Gehilfe für Buchprüfung 

und Steuerberatung sowie Gehilfe in land­

wirtschaftlichen Buchstellen ab. Der Ausbil­

dungsberuf Fachgehilfe in steuer- und wirt­

schaftsberatenden Berufen, erstmalig geord­

net nach § 25 des Berufsbildungsgesetzes, 

stellte somit einen beachtlichen Fortschritt 

im Ausbildungsbereich der Freien Berufe 

dar. 

Nach der neuen Ausbildungsordnung wurden 

1978 bereits 7 903 Ausbildungsverhältnisse 

abgeschlossen. 1994 waren es 10980. Die 

Erfolgsquote bei Abschlußprüfungen lag 

1993 mit 89,7 Prozent (1978: 86,1 Prozent) 

etwas über dem Bundesdurchschnitt aller 

kaufmännischen und verwaltenden Berufe 

(1993: 88,6 Prozent). 

Die Anzahl der Ausbildungsverhältnisse ist 

insgesamt bei den Fachgehilfen in den letz­

ten 20 Jahren- von Ausnahmen in der zwei­

ten Hälfte der 80er Jahre abgesehen- ständig 

gestiegen. Bedingt durch den Bedarf an qua­

lifiziertem Fachpersonal in den neuen Län­

dern werden die Ausbildungsverhältnisse zu­

mindest stabil bleiben. 1978 bestanden ins­

gesamt 18 081, 1989 23 103 und 1994 

28 740 Ausbildungsverhältnisse. Zirka 98,5 

Prozent der Ausbildungsverhältnisse befinden 

sich im Bereich der Steuerberatung, 1 ,5 Pro­

zent im Bereich der Wirtschaftsprüfung. 

Mit dieser hohen Anzahl von Ausbildungs" 

verhältnissen zählt der Ausbildungsberuf zu 

den zehn am stärksten besetzten Ausbil­

dungsberufen in der Gruppe der kaufmänni­

schen und verwaltenden Berufe. Mit 74,1 

Prozent (1994) an weiblichen Auszubilden­

den ist er ein typischer Frauenberuf. Die An­

zahl der Frauen hat in den Jahren von 1973 

bis 1989 ständig zugenommen. Erst danach 

ist wieder ein leichter Anstieg männlicher 

Auszubildender festzustellen. 

Anfang der 90er Jahre nahmen das Bundes­

ministerium der Finanzen (BMF), die Kam­

mern und die Gewerkschaften Gespräche 

auf, um den Ausbildungsberuf zu aktualisie­

ren. Im Januar 1995 wurde im Antragsge­

spräch über die Eckwerte Konsens erzielt. Es 

wurde festgelegt, daß die neue Ausbildungs­

ordnung möglichst zum 1. August 1996 in 

Kraft treten soll. 
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Mit der Neuordnung sollte erreicht werden, 

daß 

• im Ausbildungsinhalt die veränderten ge­

sellschaftlichen, wirtschaftlichen, technisch­

organisatorischen und rechtlichen Anforde­

rungen berücksichtigt werden. Es wären 

meist nicht völlig neue Ausbildungsinhalte 

erforderlich, jedoch eine Reihe von Details 

zu verändern; 

• neue ordnungspolitische Erfordernisse, 

wie funktionsbezogene Berufsbildpositionen 

und handlungsorientierte Lernziele sowie die 

zeitliche Gliederung im Ausbildungsrahmen­

plan, stärker zum Tragen kommen; 

• mit einer neuen Ausbildungsberufsbe­

zeichnung der vorwiegend selbständigen und 

verantwortungsbewußten Tätigkeit der Fach­

angestellten bei Steuerberatern, Steuerbe­

vollmächtigten, Wirtschaftsprüfern und ver­

eidigten Buchprüfern sowie in Steuerbera­

tungs-, Wirtschaftsprüfungs- und Buchprü­

fungsgesellschaften durch Verzicht auf die 

bisherige Bezeichnung "Gehilfe/Gehilfin" 

besser entsprochen wird. 

Als Ausbildungsberufsbezeichnung wurde 

"Steuerfachangestellter I Steuerfachangestellte" 

festgelegt, auf die sich die Vertreter der Bun­

dessteuerberaterkammer und der Wirt­

Schaftsprüferkammer sowie der Gewerk­

schaften (DGB, HBV und DAG) geeinigt 

hatten. Die Bezeichnung "Fachgehilfe/ 

Fachgehilfin" war nicht mehr zeitgemäß, sie 

kann in einer abwertenden Bedeutung miß­

verstanden werden. Mit "Steuerfachange­

stellter I Steuerfachangestellte" wird ein we­

sentlicher Schwerpunkt der Tätigkeit ge­

kennzeichnet; diese Benennung entspricht 

sachlich auch der bisher geläufigen Kurzbe­

zeichnung "Steuergehilfe I Steuergehilfin". 

Hinsichtlich des Qualifikationskataloges 

wurde u. a. Übereinkunft erzielt, Ausbil­

dungsinhalte zum Personalwesen, zur huma­

nen Arbeitsgestaltung, zur Kooperation und 

Kommunikation, zum Umweltschutz und zur 

rationellen Ressourcenverwendung, zur Be­

triebswirtschaft und zu Informations- und 

Kommunikationssystemen aufzunehmen; 

Ausbildungsinhalte zur Körperschaftsteuer 

sollten begrenzt werden. Im Verfahren zur 

Erarbeitung der Ausbildungsordnung sollte 

geprüft werden, ob die Lohn- und Gehaltsab­

rechnung eine eigene Position erfordere. 

Als Eckwert zur zeitlichen Gliederung der 

Ausbildungsinhalte wurde festgelegt, diese 

nach Ausbildungsjahren mit Zeitrahmen in 

Monaten vorzunehmen. 

Generell kann eingeschätzt werden, daß die 

Vorgaben eingehalten und die angestrebten 

Ziele erreicht wurden. 

Erarbeitungs- und 
Abstimmungsverfahren 

Nachdem der Bund-Länder-Koordinierungs­

ausschuß ,,Ausbildungsordnungen/Rahmen­

lehrpläne" in seiner Sitzung am 20. Januar 

1995 dem Projektantrag für die Neuordnung 

der Berufsausbildung zum/zur Steuerfachan­

gestellten zustimmte, erteilte das Bundesmi­

nisterium der Finanzen im Einvernehmen mit 

dem Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie am 

2. Februar 1995 dem Bundesinstitut für Be­

rufsbildung die Weisung, den Entwurf der 

Ausbildungsordnung mit den Sachverstän­

digen des Bundes zu erarbeiten und mit dem 

Rahmenlehrplan abzustimmen. 

Die Arbeit am Entwurf der neuen Ausbil­

dungsordnung begann am 16. und 17. Februar 

1995. An den Sitzungen der Sachverständi­

gen des Bundes nahmen jeweils zwei bis drei 

Sachverständige der Arbeitgeber- und der Ar­

beitnehmerseite sowie eine Vertreterio des 

Bundesministeriums für Bildung, Wissen­

schaft, Forschung und Technologie und ein 

Vertreter des Rahmenlehrplanausschusses 

teil. Die Sitzungen wurden vom Projektver­

antwortlichen des Bundesinstituts für Berufs­

bildung geleitet. 
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In acht Sitzungen von Februar bis Oktober 

1995 wurden in konstruktiver und gemein­

schaftlicher Arbeitsweise die Entwürfe der 

sachlichen Gliederung des Ausbildungsrah­

menplanes, der zeitlichen Gliederung sowie 

des Verordnungstextes erarbeitet. 

Parallel zu den Sitzungen der Sachverständi­

gen des Bundes erarbeiteten die Mitglieder 

des Rahmenlehrplanausschusses den Ent­

wurf des Rahmenlehrplanes der Kultusmini­

sterkonferenz für den Berufsschulunterricht 

Unter Federführung und Mitwirkung des 

Landes Schleswig-Holstein entwarfen die 

Vertreter und Vertreterinnen der beteiligten 

Länder in sechs Sitzungen die Lernziele und 

-inhalte für die Lerngebiete Allgemeine Wirt­

schaftslehre (200 Stunden), Steuerlehre (400 

Stunden) und Rechnungswesen (280 Stun­

den). Insgesamt stehen 880 Stunden für den 

berufsbezogenen Unterricht zur Verfügung. 

Ziele und Inhalte der Datenverarbeitung (80 

Stunden) sollen integriert mit 20 Stunden in 

der Allgemeinen Wirtschaftslehre, mit 30 

Stunden in der Steuerlehre und mit 30 Stun­

den im Rechnungswesen vermittelt werden. 

Die zügige Arbeit an den Entwürfen und de­

ren ständige Abstimmung ermöglichte es 

dem BMBF nach Anhören der Spitzenorga­

nisationen, bereits am 16. November 1995 

die Gemeinsame Sitzung zur Abstimmung 

von Ausbildungsordnung und Rahmenlehr­

plan durchzuführen. Anhand der Liste der 

Entsprechungen kamen die Sachverständi­

gen zu dem Ergebnis, daß die Entwürfe der 

Ausbildungsordnung und des Rahmenlehr­

planes einvernehmlich aufeinander abge­

stimmt sind und eine sachgerechte Grundla­

ge für die Ausbildung in Schule und Betrieb 

darstellen. 

Nachdem der Länderausschuß, der Ständige 

Ausschuß des BIBB und der Koordinie­

rungsausschuß zustimmten, die Rechtsförm­

lichkeitsprüfung des Entwurfs der Ausbil­

dungsordnung abgeschlossen war, erfolgen 

Erlaß und Veröffentlichung der Ausbildungs­

ordnung.' 



Die neue Ausbildungsordnung 

Im folgenden wird auf die wichtigsten Verän­

derungen und Ergebnisse des Neuordnungs­

verfahrens hingewiesen. In diesem Verfahren 

waren Dissensprobleme nicht die Regel, son­

dern die Ausnahme. 

Insgesamt wurde folgendes Berufsbild erar­

beitet: 

1. Ausbildungspraxis 

1.1 Bedeutung, Stellung und gesetzliche 

Grundlagen der steuerberatenden und 

wirtschaftsprüfenden Berufe 

1.2 Personalwesen, arbeits- und sozialrecht­

liche Grundlagen 

1.3 Berufsbildung 

1.4 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und ra­

tionelle Energieverwendung 

2. Praxis- und Arbeitsorganisation 

2.1 Inhalt und Organisation der Arbeitsab­

läufe 

2.2 Kooperation und Kommunikation 

3. Anwenden von Informations- und 

Kommunikationstechniken 

4. Rechnungswesen 

4.1 Buchführungs- und Bilanzierungsvor-

schriften 

4.2 Buchführungs- und Abschlußtechnik 

4.3 Lohn- und Gehaltsabrechnung 

4.4 Erstellen von Abschlüssen 

5. Betriebswirtschaftliche Facharbeit 

5.1 Auswerten der Rechnungslegung 

5.2 Finanzierung 

6. Steuerliche Facharbeit 

6.1 Abgabenordnung 

6.2 Umsatzsteuer 

6.3 Einkommensteuer 

6.4 Körperschaftsteuer 

6.5 Gewerbesteuer 

6.6 Bewertungsgesetz 

6.7 Vermögensteuer 

In die Berufsbildposition 1 ,,Ausbildungspra­

xis" wurden insbesondere auf Antrag der Ge­

werkschaft HBV Ausbildungsinhalte zum 

Personalwesen aufgenommen. Diese erklä­

ren sich aus ihrer Bedeutung für handlungs­

kompetente Mitarbeiter I Mitarbeiterinnen. 

Die Aufnahme des Umweltschutzes ergab 

sich u. a. durch die Empfehlung des Haupt­

ausschusses des BIBB vom 4./5. 2. 1988. 

I Steuerfachangestellter: 
ein unabhängiger, 

stabiler und begehrter 
Ausbildungsberuf 

Die bisherige Position 2 "Verwaltungsarbei­

ten", nun "Praxis- und Arbeitsorganisation", 

wurde durch Lernziele zur Kooperation und 

Kommunikation erweitert, besonders bedingt 

durch das Erfordernis nach mandantenorien­

tiertem Verhalten der künftigen Fachange­

stellten. 

Die bisherige Position 3 "Grundzüge des 

Schuldrechts, allgemeine Bestimmungen des 

Steuerrechts" wurde mit Ausnahme eines an­

derweitig zugeordneten Lernzieles zu den 

steuerlichen Vorschriften der Berufsschule 

übergeben. 

Auch die bisherige Berufsbildposition 5 ,,Ab­

gabenordnung und Finanzgerichtsbarkeit" 

wurde aufgehoben, da sie kein selbständiges 

aufgabenbezogenes Arbeitsgebiet des Fach­

angestellten darstellt. Sie wurde im wesentli­

chen der neuen Position 6 "Steuerliche Fach­

arbeit" zugeordnet. 

Als neue und eigene Berufsbildpositionen 

wurden entsprechend der Aufgabenstellung 

und Tätigkeitsmerkmale des/ der Fachange­

stellten das ,,Anwenden der Informations­

und Kommunikationstechniken (3)" sowie 

die "Betriebswirtschaftliche Facharbeit (5)", 

letztere mit ausgewählten Ausbildungsinhal­

ten aus dem umfangreichen Bereich der Be­

triebswirtschaft, aufgenommen. 

Die bisherige Anzahl von 72 Lernzielen in 

den Berufsbildpositionen konnte nicht gehal­

ten werden; der neue Ausbildungsrahmen­

plan enthält nun 91 Lernziele. Die Erweite­

rung sagt natürlich über den Umfang der 

Ausbildung nichts Endgültiges, da die ein­

zelnen Lernziele recht unterschiedliche Zeit­

aufwendungen erfordern. 

Für die Festlegung des Zeitpunktes der Zwi­

schenprüfung entschieden sich die Sachver­

ständigen in Anlehnung an die bisherige Aus­

bildungsordnungfür die Regelung "vor Ende 

des zweiten Ausbildungsjahres" für das Prü­

fen von Fertigkeiten und Kenntnissen aus 

dem ersten und für bestimmte Ausbildungs­

inhalte aus dem zweiten Jahr. 

Für die Abschlußprüfung sind in der Ausbil­

dungsordnung Prüfungsfächer, Prüfungsge­

biete und die Zielsetzung anzugeben. 2 Die 

Prüfungsdauer in der schriftlichen Abschluß­

prüfung von 360 Minuten sollte nicht über­

schritten werden. Den Vorgaben folgend ent­

schieden sich die Sachverständigen für die 

Prüfungsfächer 

1. Steuerwesen mit 150 Minuten, 

2. Rechnungswesen mit 120 Minuten, 

3. Wirtschafts- und Sozialkunde mit 90 Mi­

nuten und 

4. Mandantenorientierte Sachbearbeitung als 

Prüfungsgespräch mit 30 Minuten und höch­

stens 10 Minuten Vorbereitung. 

Besonders zum 4. Prüfungsfach gab es eine 

Reihe von Beratungen, um die neuen Anfor­

derungen nach einer höheren Prüfungsquali­

tät und gleichzeitig die bestehenden unter­

schiedlichen Möglichkeiten der Kammern zu 

berücksichtigen. Es wurde Wert darauf ge­

legt, daß der Prüfling eine Aufgabe mit Vor­

bereitung komplex zu lösen und darzustellen 

hat. Ausgehend davon wird dann weiter in 

festgelegten Prüfungsgebieten geprüft. Die 
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Sachverständigen waren sich einig, daß da­

mit ein höherer Vorbereitungsaufwand erfor­

derlich wird. Einzel- und Gruppenprüfungen 

sind möglich. 

Von der Bedeutung für den Ausbildungsberuf 

her wurde das Prüfungsfach Steuerwesen für 

das Bestehen der Abschlußprüfung zum 

Sperrfach erklärt. Alle Prüfungsfächer ha­

ben das gleiche Gewicht. 

Die neue Ausbildungsordnung wird mit Hilfe 

und Unterstützung der zuständigen Stellen, 

der ausbildenden Praxen und nicht zuletzt 

der Auszubildenden selbst sicherlich mit Er­

folg umgesetzt werden. Dabei kann man da­

von ausgehen, daß der Ausbildungsberuf 

Steuerfachangestellter I Steuerfachangestellte 

trotz absehbarer Änderungen im Steuerwe­

sen ein von Konjunkturschwankungen relativ 

unabhängiger, stabiler und begehrter Ausbil­

dungsberuf bleibt, der zugleich die weitere 

Zukunftsträchtigkeit des dualen Ausbil­

dungssystems unter Beweis stellt. 

Anmerkungen: 

1 Bundesgesetzblatt 25 I vom 15. 5. 1996 
2 Vgl. Empfehlungen des Hauptausschusses de s Bun­

desinstitutes für Berufsbildung für die Vereinheitli­

chung von Prüfungsanforderungen in Ausbildungsbe­

rufen vom 11. 2. 1980 

Die problematische Situation 
von Landfrauen in den neuen 
Bundesländern- Analysen, 
Ansätze, Lösungsvorschläge 1 

Christiane Koch 

Dr. phil. , Europäische Eth­

nologin, seit /986 in der 

Bildungsforschung tätig. 

Geschäftsführerin des Büros 

für Qualifikationsforschung, 

Bremen-Berlin 

Die Situation der Landfrauen in den 

neuen Bundesländern ist prekär; ih­

re Qualifikationen sind meist un­

brauchbar geworden, für viele fehlt 

es an Perspektiven. Die Weiterbil­

dung hat sich bemüht, adäquat Ab­

hilfe zu schaffen, sah sich darin aber 

oftmals mit enttäuschenden Rück­

schlägen konfrontiert. Der Beitrag 

versucht, die entstandenen Proble­

me zu analysieren und Ansätze für 

eine künftig frauenfördernde Wei­
terbildungspolitik auf dem Lande zu 

skizzieren. 

Entwicklung der 
Frauenbeschäftigung im 
ländlichen Raum 

Die ländlichen Räume in den neuen Ländern 

sind besonders nachhaltig vom wendebe­

dingten Strukturwandel betroffen. Die 

Landwirtschaft hatte den prozentual radikal­

sten Arbeitsplatzabbau aller Wirtschaftszwei­

ge zu verzeichnen- sie kam 1993 auf knapp 

ein Viertel der ehemaligen Beschäftigtenzah­

len. Dabei kann von einer spezifischen Be­

nachteiligung von Frauen zunächst nicht ein­

mal die Rede sein, haben sie doch ihren An­

teil an den landwirtschaftlich Beschäftigten 

bei knapp 37 Prozent in etwa gehalten- und 

das, obwohl mit der Kapitalisierung der 

Landwirtschaft die ehemals typischen bran­

chenfremden Frauenarbeitsplätze in Sozial­

wesen, Distribution und sonstiger ländlicher 

Infrastruktur verlorengingen. 2 
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Frauenspezifisch ausgesprochen negativ wir­

kende Mechanismen setzten vielmehr erst 

nach den Entlaßprozessen ein, als die Markt­

mechanismen und die marktwirtschaftliehen 

Personalrekrutierungsstrategien geschlechts­

spezifische Wirkung zeigten und Segmentati­

onsprozesse zu einem partiellen Ausschluß 

von Frauen aus dem Beschäftigungsgesche­

hen führten. 3 Damit allerdings kumuliert ihre 

Benachteiligung in den ländlichen Räumen: 

• Neben den Reduktionen in der Agrarpro­

duktion gingen andere ländliche Erwerbs­

quellen verloren. So fand auch ein drasti­

scher Abbau industriell-gewerblicher Ar­

beitsplätze auf dem Land statt, der nicht nur, 

aber zuerst und erheblich die dort beschäftig­

ten Frauen traf; ein Ersatz industrieller Neu­

ansiedlungen trat nicht ein. Damit ver­

schwand zugleich jegliche Nachfrage nach 

den aus der Agrartätigkeit vorhandenen ge­

werblich-technischen Qualifikationen von 

Frauen. 

• Eine nennenswerte und beschäftigungs­

wirksame Dienstleistungsbranche, von der 

man sich in der frühen Nachwendezeit Ersatz 

für die weggefallenen Frauenarbeitsplätze er­

hofft hatte, siedelte sich in den peripheren 

Regionen ebenfalls nicht an. Um die wenigen 

in moderner Dienstleistung und durch den 

Aufbau regionaler Infrastruktur entstandenen 

tertiären Arbeitsplätze konkurrierten alsbald 

nicht nur die aus den Zentren "zurückgeflos­

senen" Pendlerströme, darunter verstärkt 

auch Männer, sondern auch die massenhaft 

aus anderen Berufszweigen umgeschulten 

Frauen. 

• Der Umbau des Sozialsystems fand zu­

nächst als rasanter Abbau statt - z. B. durch 

die angesprochene ,Ausgliederung" aller ko­

stenträchtigen und als wirtschaftsfremd an­

gesehenen sozialen und Gemeinwesentätig­

keit aus den landwirtschaftlichen und indu­

striellen Produktionseinheiten. 

• Hinzu kommen die spezifischen Mobili­

tätsschranken von Frauen, die das großräu­

mige Wahrnehmen von Beschäftigungsange­

boten verhindern. 

Versuch einer 
"Landfrauentypologie" 

So stellen die Frauen in den ländlichen Re­

gionen, einmal aussortiert und ohne nachfol­

gende Beschäftigungsgelegenheit um- bzw. 

dequalifiziert, inzwischen den Löwenanteil 

der dortigen Langzeitarbeitslosen. 

Um die Lage genauer beurteilen und vor al­

lem: um nach Lösungswegen Ausschau hal­

ten zu können, müssen wir allerdings die 

Gruppe der Landfrauen in den neuen Län­

dern etwas genauer betrachten, wobei zu­

nächst auffällt, daß es "die Landfrau" gar 

nicht gibt, sondern daß sich hinter diesem 

Terminus eine äußerst heterogene Arbeits­

markt-Klientel verbirgt, die bislang noch 

kaum differenziert wurde. Landfrauen parti­

zipieren mit durchaus unterschiedlichem Re­

sultat an dem neuen Beschäftigungssystem. 

Ich möchte daher im folgenden eine vorerst 

nur durch persönliche Empirie abgesicherte, 4 

über das Kriterium der Beschäftigung(slosig­

keit) hinausgehende Differenzierung in drei 

Gruppen von Frauen im ländlichen ostdeut­

schen Raum vornehmen. 

1. Da gibt es zunächst eine Reihe von quali­

fizierten bis hochqualifizierten Frauen, die 

sich vielfach sehr rasch auf die neuen Gege­

benheiten eingestellt und ihr künftiges Be­

rufsleben in die Hand genommen haben. Vie­

le unter ihnen, häufig übrigens Akademike­

rinnen, waren imstande, die neuen Anforde­

rungen und Strukturen schnell zu überblik­

ken und sich einen aktiven Part im Umstruk­

turierungsprozeß zu sichern. Nicht wenige 

fanden dabei einen Platz in der in Windeseile 

aus dem Boden gestampften Weiterbildungs­

und wenig später in der ausgedehnten Zweit­

arbeitsmarktszenerie. Viele andere Akademi­

kerinnen mußten dem ökonomischen Druck 

nachgeben und wanderten in nichtakademi­

sche Tätigkeitsfelder im tertiären Sektor ab 

(die Umschulungsfalle von Wissenschaftle­

rinnen in die sog. ,Assistenztätigkeiten" spe-

ziell der freien Berufe kennt ein[e] jede[r] in 

den neuen Ländern). Mit Hilfe von Fortbil­

dung oder Umschulung in vorwiegend tertiä­

re und frauentypische Berufszweige konnten 

zahlreiche Frauen mit guter beruflicher Vor­

bildung auf einem sich neu konstituierenden 

Beschäftigungsmarkt Fuß fassen. 

Nennen wir diesen "Frauentypus" einmal die 

"Chancenreichen" oder auch die "Perspek­

tivträger", denn viele von ihnen tragen seit­

her den bescheidenen ,Aufschwung Ost" mit 

und gestalten zunehmend auch die aktive Ar­

beitsmarkt- und Berufsbildungspolitik. 

2. Etwa mit Inkrafttreten der 9. AFG-Novel­

le war dieser Prozeß einer Selektion von Ar­

beitskräften und einer Scheidung der Ar­

beitsbevölkerung in Arbeits- und Reserve­

armee abgeschlossen. Männer, soweit nicht 

mit besonderen Arbeitsmarktrisiken behaftet, 

waren etwa zu diesem Zeitpunkt weitest­

gehend untergebracht, Frausein dagegen er­

wies sich als Beschäftigungshindernis per se. 

Sie stellen seither das Gros einer neuen 

Gruppe von Arbeitslosen: der "Entbehr­

lichen". 5 

Gerade im ländlichen Bereich findet sich die­

se schwierige Arbeitsmarktklientel, die hier 

spezifische Merkmale aufweist. Mit den neu­

en Erwerbsbedingungen nur schwer Schritt 

halten konnte hier nämlich die große Gruppe 

älterer Frauen, die insbesondere in der Land­

wirtschaft beschäftigt waren. Viele von ihnen 

sind über 45 Jahre alt, niedrig oder formal 

gar nicht qualifiziert und verfügen, weil ihre 

Primärqualifizierung in die Konsolidie­

rungsphase der DDR fiel, nur über eine 

schlechte schulische Vorbildung (8-Klassen­

Bildung). Die meisten dieser Frauen haben 

im wesentlichen weisungsgebunden einfache 

Arbeiten verrichtet und sind ohne spezielle 

Unterstützung kaum imstande, den Ansprü­

chen der Marktwirtschaft an Eigenverant­

wortlichkeit und Eigeninitiative rasch gerecht 

zu werden. Der Arbeitsmarkt nahm sie in den 

entscheidenden Selektionsjahren nicht auf, 
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viele von ihnen wurden nicht einmal von der 

Arbeitsverwaltung für qualifizierungsfähig 

erachtet, und selbst diejenigen, die eine 

"Maßnahmekarriere" durchlaufen konnten, 

fanden keine Stelle. Rückzug in die Privat­

heit, in das eigene dörfliche Universum, war 

die häufige Konsequenz. 6 

3. Speziell in den letzten beiden Jahren, spä­

testens seit Auslaufen des AFG § 40c 4 und 

der gleichzeitigen Zunahme der Bewerber/ 

-innen aus den sog. "Bildungswarteschlei­

fen", hat sich eine weitere weibliche Pro­

blemgruppe herauskristallisiert, über die bis­

lang wenig geforscht und geschrieben wurde 

und die in den nächsten Jahren sicherlich 

noch von sich reden machen wird, weil die 

an ihr verursachten Schäden langfristiger, 

wenn nicht gar lebenslänglicher Natur sein 

werden. Gemeint ist die Gruppe derer, die 

erst am Anfang ihrer Landfrauenexistenz ste­

hen - und doch zur Zeit schon am Ende zu 

sein scheinen: die vielen Mädchen in den 

strukturschwachen Gebieten, die ohne per­

spektivreiche Ausbildung und damit ohne 

langfristige Beschäftigungschance bleiben. 

Präzise Zahlen zu dieser Gruppe gibt es bis­

lang nicht, 7 schon gar nicht existieren Anga­

ben über die reale Lebenssituation, über Ein­

schätzungen und Befindlichkeiten dieses 

Teils der weiblichen Bevölkerung, die mit 

der Perspektive auf lebenslang gesicherte Be­

rufsarbeit und relative ökonomische Auto­

nomie sozialisiert wurde und nun vor dem 

ökonomischen Nichts steht. 

Enttäuschungen bei der 
Weiterbildung von Landfrauen 

Die Lebenslagen der Landfrauen sind keines­

wegs statisch, sondern haben sich im Laufe 

der Nachwendejahre fortentwickelt. Das 

trifft auch auf die subjektiven Befindlichkei­

ten zu. Dem Elan der Wendezeit folgte spezi­

ell in den Gebieten, in denen nach dem öko­

nomischen und sozialen Niedergang keine 

Umkehr in Aussicht war, Resignation und 

Depression besonders unter jenen, die sich 

durch die Teilnahme an angebotenen arbeits­

marktpolitischen Maßnahmen wiederholt um 

Anschluß an die "neue Zeit" bemüht hatten. 

Arbeitsmarktpolitik, Weiterbildungspraxis 

und teilweise auch die handlungsorientierte 

Bildungs- und Beschäftigungsforschung ha­

ben auf die Verweigerungshaltungen oder 

den schlichten Skeptizismus, der von Teil­

nehmerinnenseile mit solchen Negativerfah­

rungen verbunden ist, mit relativem Unver­

ständnis reagiert. Was die Frauen aus ländli­

chen Bereichen angeht, grassieren vor allem 

zwei (Vor-)Urteile, die ich für gefährlich hal­

te, weil sich die weitere Konzeptionsarbeit an 

diesem komplizierten Arbeitsmarktfeld 

selbst sabotieren könnte. 

a) Die erste Fehleinschätzung faßt sich in 

dem Satz .,Die machen ja nicht einmal den Führer· 

schein" zusammen. Dahinter steckt die Ent­

täuschung darüber, daß die mancherorts ent­

wickelten gut gemeinten Angebote für Frau­

en zur Erlangung der Fahrerlaubnis nicht auf 

die erwünschte Resonanz stießen - ein Fehl­

schlag, der vorprogrammiert war, übersieht 

der doch die Spezifik und die Reichweite der 

Mobilitätsschranken von Frauen und ver­

kürzt sie auf die schlichte technische Bewe­

gungsfähigkeit im Raum. Das Auto kann hier 

allenfalls Symbol sein für die reduzierte 

weibliche Mobilität, ist es doch nicht das 

fehlende Fortbewegungsmittel, das die Frau­

en festhält, sondern ihre außerhalb der Er­

werbssphäre existierenden Pflichten in Haus­

halt und Familie. Es mag sein, daß solche 

Beschränkungen in den Selbstorganisations­

prinzipien einer marktwirtschaftlich verfaß­

ten Gesellschaft durchschlagender wirken als 

in der Vorstrukturiertheil der DDR-Gesell­

schaft; die regionalpolitischen Macher jeden­

falls müssen sich (solange keine Auflösung 

der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung 

stattfindet) daran gewöhnen, daß die Ver­

pflichtung der Frauen auf die Reproduktions­

sphäre ihre berufliche Einsatzfähigkeit ent­

scheidend beeinflußt (so daß neben dem 
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Führerscheinangebot im Zuschnitt der Maß­

nahmen diese weibliche Mehrbelastung be­

rücksichtigt werden muß). 

b) .,Die wollen ja gar nicht", lautet der zweite 

enttäuschte Vorwurf an die Landfrauen, ins­

besondere an solche, die mit aufwendig kon­

zeptionierten und liebevoll ins Werk gesetz­

ten Maßnahmen "beglückt" wurden. Und tat­

sächlich ist es unbestreitbar, daß es neben 

sehr erfolgreichen Projekten für Frauen auch 

solche gibt, die ihr Ziel nicht recht erreichen 

konnten, nicht wegen äußerer Widrigkeiten, 

sondern weil die Teilnehmerinnen nicht mit­

zogen. Das gilt offenbar häufig für Angebote, 

die weitreichende Ziele haben, etwa neue 

Betätigungsfelder anpeilen, und deren Erfolg 

von der engagierten Mitarbeit ihrer Teilneh­

merinnen abhängt, also Selbstaktivierung er­

heischt. Ein solcher Anspruch scheint in der 

meist verfügbaren kurzen Zeit kaum rea­

lisierbar, schon gar nicht, wenn er auf eine 

Klientel trifft, die ohnehin zeit ihres Lebens 

lernungewohnt und weisungsabhängig war 

und die aus einer Phase des abwartenden 

Nichtstuns in eine Maßnahme eintritt. Da 

kann das mißtrauische und hinhaltende Be­

äugen und Beobachten des Personals (insbe­

sondere von Westdozenten) schon einmal 

einer "Sabotage" der Maßnahme gleich­

kommen. 

.,Die wollen doch gar nicht", wird auch beklagt, 

wenn gut gedachte Maßnahmen in ländlichen 

Regionen gar nicht erst Nachfragerinnen fin­

den oder am Ende doch nur wenige Teilneh­

merinnen sich zum riskanten und mutigen 

Schritt einer Existenzgründung entscheiden, 

obwohl alle am Anfang "Feuer und Flamme" 

waren. 

So verständlich solche Beschwerden über ei­

nen vermeintlichen Maßnahmemißerfolg 

sind, so resultieren sie doch aus einer weitge­

henden Fehleinschätzung der Lage wie der 

psychischen Verfaßtheil der Landfrauen: Vie­

le Frauen - insbesondere die Älteren - sind 

sich offenbar darüber im klaren, daß es für 



sie in absehbarer Zeit dabei bleiben wird, daß 

sie nicht nur arbeits-, sondern auch weitest­

gehend perspektivlos sind. 8 Daher sei bereits 

an dieser Stelle angemerkt, daß jede Maßnah­

me, die einem Bruchteil der Absolventinnen 

Nischenerwerbsecken aufzeigt, den Versuch 

wert war. Zudem muß man Projekte für Pro­

blemgruppen, wie etwa Frauen auf dem 

Land, mit anderen Erfolgsmaßstäben als de­

nen einer Vermittlungs- oder Existenzgrün­

dungsquote messen: Angesichts der schlech­

ten psychischen Verfassung, in der sich die in 

das ökonomische und soziale Nichts gewor­

fenen Frauen befinden, ist bereits die dauer­

hafte Teilnahme an einem Kursus, die neue 

Kontakte ermöglicht, Geist und Körper bean­

sprucht und den auf den dörflichen Dunst­

kreis verwiesenen Horizont wie auch immer 

erweitert, als Erfolg zu werten. Das zumin­

dest bestätigen die meisten Teilnehmerinnen. 

Projektansätze für 
erwerbslose Landfrauen 

Nur negativ ist die Lage der Frauen auf dem 

Lande freilich nicht. Immerhin hat die Pro­

grammpolitik der meisten neuen Länder auf 

die schwierige Lage reagiert und etliche gute 

und auch beschäftigungswirksame Ansätze 

gefördert. 

Die meisten dieser Projekte haben zwei prä­

gnante Merkmale, die sie von den "her­

kömmlichen" Verfahren der AFG-gestützten 

Arbeitsmarktförderung unterscheiden. Zum 

einen fallen sie aus den Bereichen der tradi­

tionellen kommerziellen Wertproduktion und 

Dienstleistung hinaus, bearbeiten Nischen 

regionaler Existenz. Zum zweiten zielen sie 

kaum auf reguläre Beschäftigung, sondern 

tummeln sich im Umfeld individueller oder 

organisierter Existenzgründung. 

Die Projektarbeit für erwerbslose Frauen im 

ländlichen Bereich hat sich mittlerweile wohl 

darauf eingestellt, daß ihre Klientel kaum 

noch einmal Fuß fassen kann im härter wer­

denden Tagesgeschäft marktwirtschaftlicher 

Beschäftigung. Schauen wir uns die feststell­

baren Besonderheiten einmal zur Beurtei­

lung ihrer Effektivität genauer an. 

Der "Nischenansatz" 

Der Rückzug auf regionale oder strukturelle 

Nischen erscheint einleuchtend und folge­

richtig, indem versucht wird, die aus dem 

weltmarktfähigen Arbeitsmarkt Aussortierten 

in anderen Sphären unterzubringen. Für die­

sen Teil der Arbeitsbevölkerung sucht man 

nach Betätigungsfeldern, Sphären regionalen 

Lebens, die nach der Wende nicht mehr oder 

noch nicht bedient wurden. All diese Berei­

che haben Vorteile und Mängel, die beim 

weiteren Ausbau wohlbedacht sein wollen. 

• Die vielfältigen Arbeiten in den sozialen 

Diensten bilden hier eines der wichtigsten 

Tätigkeitsfelder. Sie übernehmen einerseits 

Betreuungsarbeiten, die mit der Wende weg­

gebrochen sind, decken aber auch soziale Be­

darfe, die erst durch die Einführung des neu­

en Systems entstanden sind. Dazu zählen 

vielfältige Ansätze in der Qualifizierung 

meist von Frauen in der Sozial-, Familien-, 

Altenpflege etc. Abgesehen von den Um­

strukturierungsnotwendigkeiten bietet dieses 

Feld, z. B. mit der Modernisierung der ambu­

lanten Pflege und alternativer Altenbetreu­

ung, auch Platz für innovative Beschäfti­

gungsformen. 

• In vielen Regionen wird auf absehbare 

Zeit der Tourismus der einzige expandieren­

de Wirtschaftszweig sein. Auch hier tun sich 

aussichtsreiche Nischen für Frauen auf, die 

als "Gästebetreuerinnen" Zimmer und touri­

stischen Service vermarkten können. Abge­

sehen von vorhandenen Berührungsängsten 

Fremden gegenüber und dem dringenden 

Qualifizierungsbedarf scheint dies ein geeig­

netes Betätigungfeld für die Zielgruppe 

Landfrauen zu sein. Allerdings muß man hier 

vorsichtig mit optimistischen Visionen sein, 

denn der Tourismus wird in den attraktiven 

Regionen sicher wachsen, aber selbst dort 

kaum zu einer "Industrie", also einem prä­

genden und einträglichen Wirtschaftszweig 

werden. Allenfalls wird er Nischenexistenzen 

(oft gar nur im Nebenerwerb) bieten, die um 

so erfolgreicher sein dürften, je organisierter 

und vernetzter sie sind. Allerdings dürfen die 

Synergieeffekte, etwa für die Vermarktung 

regionaler Produkte, das regionale Kunst­

handwerk etc., nicht unterschätzt werden. 

• Mancherorts finden sich auch Ansätze ei­

nes von Landfrauen betriebenen Ausbaus des 

bodenständigen Gewerbes. Allerdings wer­

den hierbei bisher eher frauentypische Ansät­

ze im kunsthandwerkliehen Bereich gepflegt. 

Meiner Auffassung nach steckt in diesem 

Wirtschaftszweig weitaus mehr an langfristi­

gen Chancen für Landfrauen als diese exo­

tisch anmutenden Ansätze. So müßte gründ­

licher nach den brachliegenden handwerkli­

chen Kompetenzen der weiblichen Ex-LPG­

Beschäftigten gesucht werden. Auch müßten 

die Perspektiven des Handwerks besser aus­

gelotet, regionale Defizite dingfest gemacht 

und gerade für Frauengezielte Angebote ent­

wickelt werden. 

• Wenig ausgebaut wurde bislang die Be­

schäftigung von Frauen im ökologischen Be­

reich. Hier gibt es zwar Initiativen im land­

oder forstwirtschaftsnahen Sektor, die auf 

vorhandene Qualifikationen und Berufser­

fahrungen aus dem Agrarsektor zurückgrei­

fen. Der innovative Ökologiebereich jenseits 

der alternativen Bodenbewirtschaftung, der 

auch handwerklich-technische Arbeit und 

Beratung umfaßt, hat sich der ländlichen 

weiblichen Arbeitslosen bislang noch wenig 

angenommen. 9 

• Trotz der noch unfertigen ländlichen Infra­

struktur sind Dienstleistungen im Repertoire 

der Landfrauenprojekte kaum zu finden. Die 

Ausbildung sog. ,,Allround-Bürokräfte", die 

flächendeckende Entwicklung von Büro- und 

Verwaltungszentren etwa für handwerkliche 

Ausgründungen, u. a. Outsourcing-Konzepte 

im tertiären Bereich, könnten unter sinnvoller 

Nutzung vorhandener weiblicher Kompeten­

zen einen Beitrag zur regionalen Wirtschafts­

förderung leisten. 
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So nützlich und richtig der Nischenansatz 

auch sein mag, auf eine grundsätzliche Pro­

blematik sei doch hingewiesen: M. E. wird 

der dem Ansatz inhärente Widerspruch in der 

Förderung zu wenig berücksichtigt, daß es 

sich um (einstweilen) nicht profitträchtige 

Gesellschaftsbereiche handelt, die hier als 

Erwerbsquelle dienen sollen. Viele dieser Tä­

tigkeiten können von den Nachfragern nicht 

kostendeckend entgolten werden, so daß Pro­

jektangebote oft nur zu einem Bruchteil aus 

Erlösen finanziert werden können. Hier muß 

(dies sage ich im Bewußtsein, in Zeiten sog. 

"Sozialstaatsumbaus" anachronistisch zu ar­

gumentieren) zumindest die regionale Sozial­

politik anders als bisher verfahren in ihrer 

Organisation und Förderung. 10 

Existenzgründungsangebote 
für Landfrauen -
eine contradictio in adjecto? 

Als wirklich aussichtsreich haben sich Pro­

jekte erwiesen, die in einen größeren organi­

satorischen Kontext eingebunden sind und 

häufig von der örtlichen Beschäftigungsför­

derung ausgehen. Ein integriertes Vorgehen 

kann u. U. die Nachteile, die bei Existenz­

gründungsvorhaben von Landfrauen entste­

hen, teilweise wettmachen: 

Zum einen ist die Zielgruppe, insbesondere 

viele Ältere, schwer für das Ziel einer Exi­

stenzgründung zu gewinnen. Auch hat es sich 

inzwischen als problematisch entpuppt, die­

ser Klientel einen solchen Schritt mit all den 

Konditionen verschärfter Marktkonkurrenz 

zuzumuten. Es erweist sich nicht nur in den 

neuen Ländern als Fehleinschätzung, daß 

Projektteilnehmerinnen mit geringer Vorqua­

lifikation und ohne Führungs- und Marke­

tingerfahrung imstande sind, in der zur Ver­

fügung stehenden kurzen Zeit die notwendi­

ge berufliche Kompetenz und Eigenständig­

keit zu entwickeln. Existenzgründungspro­

jekte für solche Zielgruppen müssen die Bil­

dungsheterogenität von Projektgruppen nut­

zen, vorläufige Hierarchien einziehen, Orga-

nisationsstrukturen herausbilden etc. Diesen 

Schwierigkeiten ist bereits mit der Einbin­

dung in einen größeren regionalen Projektzu­

sammenhang partiell abzuhelfen. 

Zweitens werden Erfolge von Kleinstgrün­

dungen nur mäßig bleiben, solange die För­

derung so deutlich wie bisher auf das Entste­

hen von rasch Gewinne abwerfenden Markt­

wirtschaftsunternehmen abgestellt ist. Hier­

für sind eine bestimmte Kapitalgröße und na­

türlich auch eigenes Startkapital vonnöten; 

über beides verfügen arbeitslose Landbe­

wohnerinnen nicht. Zu diesen strukturellen 

Fördermängeln kommt hinzu, daß die staatli­

che Starthilfe auch quantitativ viel zu gering 

ist, um die Neugründung zumindest das "ver­

flixte 3. Jahr" überstehen zu lassen. Die Ban­

ken mit ihrer rigiden Kreditpolitik tun ein üb­

riges, 1 1 so daß das Konzept der Gründungs­

förderung dafür Sorge trägt, daß jene Frauen, 

denen kaum noch eine andere Chance bleibt, 

als sich selbständig zu machen, diejenigen 

sind, die zuletzt in den Genuß der Förderung 

gelangen. 

Lösungsansätze: Weiterbilden 
statt nur qualifizieren 

Was bleibt also angesichts dieser zwiespälti­

gen Lage der Frauenarbeitsmarktpolitik im 

ländlichen Raum zu tun? 

1. Projektkonzeptionen sollten in ihren An­

sätzen und in ihrer Reichweite nach Bran­

chen deutlich erweitert werden. Dabei müs­

sen gerade die älteren Landfrauen weiter mo­

tiviert werden, sich trotz aller Resignation an 

solchen Projekten zu beteiligen. Verstärkt 

sollte, aber verbunden mit handfesten Konzept­

ansätzen, versucht werden, auch untypische 

Bereiche anzugehen, etwa im Handwerk (in 

Kombination mit Ökotechnologien), aber 

auch in wirtschaftsnahen Dienstleistungen 

oder in technisch-organisatorischer Beratung 

(was z. B. die zahlreichen arbeitslosen Natur­

wissenschaftlerinnen ansprechen könnte). 

2. Um die Chancen von Frauen, insbesonde­

re der heranwachsenden, deutlich zu verbes-
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sern, wird frau wohl nicht daran vorbeikom­

men, die betriebliche Frauenförderung vor­

anzutreiben. Die gängigen Personalrekrutie­

rungs- und -entwicklungsstrategien müssen 

mit betriebsexterner und -interner Hilfe 

durchbrachen werden, was, wie man aus den 

Westländern weiß, mühsame Überzeugungs­

arbeit bedeutet, aber wohl der einzig gangbare 

Weg ist, solange Quotierungen nicht durch­

setzbar sind. 

In dieses Feld der Frauenarbeitsmarktpolitik 

fällt auch die entsprechende Mädchenarbeit 

Die Ausbildungsplatzsituation der jungen 

Frauen in den neuen Ländern sieht aktuell so 

ungünstig aus, daß andere Mittel als an die 

Wirtschaft gerichtete Appelle ergriffen wer­

den müssen, wenn die Länder nicht bald ein 

Drittel ihrer jungen Generation vom qualifi­

zierten Berufsstart abkoppeln wollen. In 

solch extremen Situationen erscheinen radi­

kale Verfahren wie geschlechtsspezifisch ori­

entierte Ausbildungsplatzabgaben und Quo­

tierungen durchaus als sinnvoll. 

3. Schließlich heißt es, Abstand zu nehmen 

von der mit der letzten AFG-Novelle einge­

führten Förderphilosophie, die nur nach Effi­

zienz und Marktnützlichkeit schaut. Maß­

nahmepolitik muß eine sozialpolitische 

Komponente erhalten, da immer klarer wird, 

daß ein Teil der freigesetzten Bevölkerung 

kaum noch Chancen auf Beschäftigung hat. 

Es muß eine Angebotspalette für jene "Ent­

behrlichen" des Arbeitsmarktes geben, die 

über ordnungspolitische Stillhaltemaßnah­

men hinausgeht. Bildung, daran sollte doch 

gerade heutzutage wieder erinnert werden, 

ist zu mehr gut als zur rentablen Verwertung 

durch die Wirtschaft. Sie ist auch ein Mittel 

individueller Entfaltung - und als solche 

sollte sie vielleicht jenen "Übriggebliebenen" 

gerade in abgelegenen Randzonen ein Ange­

bot zur Entwicklung von Individuum und 

Region sein. Wenn schon sonst heute nie­

mand mehr Zeit für solch individuellen Lu­

xus hat, hier ist sie der einzige Reichtum vie­

ler Frauen. 

In diesem Sinne: Carpe diem! 



Anmerkungen: 

1 Die folgenden Überlegungen sind das Resümee ei­

nes Workshops "Frauenbeschäftigung im ländlichen 

Raum Ostdeutschlands ", von SÖSTRA im Herbst 

1995 veranstaltet. 
2 Vgl. u. a. Da/uns, V.; Purzing, M.; Schiemann, F: 

Beschäftigungsprojekte für Frauen auf dem Lande in 

Ostdeutschland. Ergebnisse der wissenschaftlichen 

Begleitung von beschäftigungspolitischen Initiativen 

(= BeitrAB 187). Nürnberg 1995. Zur Beschäfti­

gungssituation auf dem Landes. Boga i, D.: Der Ar­

beitsmarkt im ländlichen Raum der neuen Bundeslän­

der. in: WSJ-Mitteilungen 911995 
3 Begleitet übrigens von einer nach westlichem Vor­

bild operierenden geschlechtsspezifisch gesteu erten 

Weiterbildungspraxis (vg l. Koch, Ch.: Rolle rück­

wärts - Frauenqualifizierung in den Neuen Bundes­

ländern, erscheint in Jahrbuch " Bildung und Arbeit ", 

Hrsg. : Artur Meier u. a.) 
4 Die Erfahrungen wurden in Kontakten, diversen 

Untersuchun gen und einem Landfrauenprojekt 

(REFA : Regionale Strukturentwicklung und innovati­

ve Organisationsformen der Fachausbildung- Cäsre­

betreuerin auf dem Land) gesammelt. 
5 Vgl. Kronauer, M.: Die Entbehrlichen der Arbeits­

gesellschaft. in: Frankfurter Rundschau 28. 11. 1995 
6 Zu Umstellungs- und Lernproblem en dieser Teil­

nehmerinnengruppe s. Koch, Ch.: "Cästebetreuerin 

auf dem Land ". Ein integriertes Kon zept zur Qualifi­

zierung von Landfrauen und zur ländlichen Struktur­

entwicklung in Brandenburg. Methodisch-didaktische 

Ansätze und Curriculum (Bericht aus dem Projekt 

"REFA "). Bremen, Berlin 1994 
7 Nach den verfügbaren Zahlen stellten Mädchen im 

Ausbildungsjahr 1995 /96 52, 1 Prozent der Bewerbe­

rinnen, aber 69,8 Prozent der nicht Vermittelten, also 

fast ein Fünftel mehr (Quellen BA und DCB). 
8 Zu den Nutzenkalkulationen von Teilnehmerinnen 

vgl. Bolder, A.: Kosten und Nutzen von beschäfti­

gungsnaher Weiterbildung. in: Meier, A.; Raabe-Kle­

berg, U. (Hrsg.): Weiterbildung, Lebenslauf, sozialer 

Wandel. Neuwied, Kriftel, Berlin 1993 
9 Projektbeispiele aus diversen Sphären finden sich 

bei Dahm s er al. Zur Skizzierung der ausbaufähigen 

Perspektiven vg l. meine Studie: " Hinter dem Rücken 

des Programms. Die unmerkliche (R e-)Konstruktion 

eines Frauenarbeitsmarktes im Zuge des Struktur­

wandels in Brandenburg. " Frauenförderung in durch 

den Europäischen Sozialfonds kofinanzierren arbeirs­

marktpolitischen Maßnahmen in Brandenburg 

1991-1993. Eine Studie im Auftrag des MASCF 

Brandenburg. Bremen, Berlin 1994 
10 Zumal sich Ansehubförderung möglicherweise 

rechnet, kommt doch die Privatisierung sozialer 

Dienste ohnehin einer Verbilligung der Sozialarbeit 

gleich. 
11 Diese auf alles andere als auf einen Strukturauf­

bau abgestellte Förderpolirik hat da zu geführt , daß 

die Pleiten in den neuen Ländern zun ehmen (1995 

sind sie um fast zehn Prozent auf 76, 1 Prozent gestie­

gen) und daß sich die Gründungstätigkeit permanent 

abschwächt (vgl. Frankfurter Rundschau 29. 11. 1995). 

Handlungsorientierung und 
Leitfäden. Zur Verbindung 
eines Lernkonzepts mit medialer 
Strukturierung 

Klaus Hahne 

Dr. phil. M . A., Berufspäd-

agoge, wissenschaftlicher 

Mitarbeiter in der Abtei-

lung 5.1 "Medienentwick­

lung und Mediendidaktik " 

im Bundesinstitut für Be-

rufsbildung, Berlin 

ln den 80er Jahren hatte die "Leit­

textmethode" eine zentrale Bedeu­

tung in der Diskussion zur methodi­

schen Innovation in der beruflichen 

Bildung erhalten. Nunmehr scheint 

sich der Begriff "Handlungsorientie­

rung" als didaktisch-methodische 

Leitvorstellung durchzusetzen. Man­

che Experten sehen die Leittextme­

thode deshalb als ein enges, bereits 

etwas veraltetes Konzept an, obwohl 

ihr Beitrag zur Realisierung der 

Handlungsorientierung z. B. in der 

Ausbildung im Handwerk noch nicht 

ausreichend anerkannt ist. Deshalb 

sollen hier die gemeinsamen Wur­

zeln von Leittexten und Handlungs­

orientierung aufgezeigt und der 

Weg von engen Leittexten zu Leitfä­

den als offenem "heuristischem In­

strument" beschrieben werden. 

Paradigmenwechsel in 
der beruflichen Bildung 

Mit der Diskussion der "Schlüsselqualifika­

tionen" wird ein Paradigmenwechsel in der 

beruflichen Bildung deutlich. Danach sollte 

es zunächst nicht mehr nur um berufliche 

Qualifikationen im engeren Sinn gehen, son­

dern auch um die Herstellung einer allgemei­

nen beruflichen Handlungsfähigkeit in einer 

sich wandelnden Arbeitswelt. Bestand in der 

traditionellen Berufsbildung eine Vorstellung 

von den Anforderungen der Technik und der 

Arbeitswelt, an die es die Auszubildenden 

anzupassen gelte, so traten nun zunehmend 
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gruppen- und subjektorientierte Konzepte in 

den Vordergrund, wobei es um die Entfaltung 

und Förderung individueller und sozialer Fä­

higkeitspotentiale gehen sollte. Unter den 

vielen Ursachen des Paradigmenwechsels 

seien hier vor allem der gesellschaftliche 

Wandel und die soziologischen und psycho­

logischen Veränderungen bei den Ausbil­

dungsabsolventen seit den 50er Jahren, die 

technologischen Innovationen, die ökologi­

schen Herausforderungen, aktuelle Entwick­

lungen in der Arbeitsorganisation herausge­

hoben, aber auch die um sich greifende Ein­

sicht, daß alle Prognosen über einen spezifi­

zierten Qualifikationsbedarf des Beschäfti­

gungssystems sich als mehr oder weniger un­

zutreffend erweisen könnten. 1 

Bei aller berechtigten Kritik am Begriff der 

Schlüsselqualifikationen liegt der Verdienst 

der Debatte darin, die Aufmerksamkeit der 

Berufspädagogen stärker auf die Vermittlung 

von Kompetenzen gerichtet zu haben, die 

neben der Fachkompetenz von Bedeutung 

sind: 

Die meisten Autoren2 nennen hierbei: 

• Sozialkompetenz (z. B. Arbeiten im Team/ 

Teamfähigkeit) 

• Humankompetenz (Persönlichkeitsent­

wicklung, Zielstrebigkeit etc.) 

• Methodenkompetenz (z. B. Problernlöse­

strategien entwickeln etc.). 

Natürlich wurde rasch deutlich, daß es einen 

Lehrgang "Flexibilität" nicht geben kann, 

das Teamfähigkeit oder Selbständigkeit nicht 

wie die Grundlagen der Metallbearbeitung 

"vermittelbar" sind. Daher wurde als didak­

tisch-methodisches Umsetzungskonzept im 

Zusammenhang mit dem Paradigmenwech­

sel immer häufiger das Konzept der Hand­

lungsorientierung diskutiert. 

Kritikern des Konzeptes ist zuzustimmen, 

daß der Begriff "Handlungsorientierung" wie 

alle pädagogischen Modebegriffe als "Platz­

halter" für vielfältige und teilweise wider-

sprüchliche pädagogische Wünsche dient, 

die zumeist mit aus der Reformpädagogik 

stammenden Konzepten verbunden sind. 3 

Um so mehr sind Bemühungen notwendig, 

den Begriff mit Präzisierungen dessen, was 

man mit ihm als pädagogischem Konzept be­

wirken will, handhabbarer zu machen. In der 

Quintessenz, so G. PÄTZOLD, zielt Hand­

lungsorientierung auf eine konstruktive, die 

Interdependenz von Denken und Handeln 

aufnehmende Lemprozeßgestaltung mit einer 

zentralen Aufwertung ganzheitlich-facher­

übergreifender, aktiv-entdeckender und durch 

die Lernenden selbstorganisierter und koope­

rativer Lernformen. 4 

Präzisierung durch das 
Konzept der "vollständigen 
Handlung" 

Handlungsorientierung zielt auf den Erwerb 

einer umfassenden, die Entwicklung des 

Subjektes einschließenden, beruflichen 

Handlungskompetenz. Lernpsychologische 

Deutungen beruflicher Handlungskompetenz 

basieren zwar auf unterschiedlichen Hand­

lungstheorien, führen aber zu ähnlichen Kon­

sequenzen, nämlich zu einem unauflösbaren 

Zusammenhang von Handeln und Lernen. 

Das Konzept der "vollständigen, selbständi­

gen Handlung"5 hat - begünstigt durch eine 

Vielzahl von Modellversuchen zur Leittext­

methode - in der beruflichen Bildung eine 

besondere Durchschlagskraft erhalten. Die 

"vollständige Handlung" zeichnet sich durch 

die Abfolge folgender Schritte aus: 

• Entwickeln von Zielsetzungen und damit 

verbunden ein geistiges Vorwegnehmen des 

Handlungsergebnisses 

• Informieren über die Einzelbereiche kom­

plexer Aufgabenstellungen und die Bedin­

gungen des Handeins 

• Planen des Vorgehens, geistiges Durchpro­

bieren verschiedener Vorgehensvarianten 

• Begründetes Entscheiden für ein Vorgehen 

• Durchführen bzw. Umsetzen des Planes 
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• Kontrollieren und Bewerten des Hand­

lungsproduktes 

• Abschließendes Bewerten des ganzen 

Handlungsprozesses einschließlich Transfer­

überlegungen zur Durchführung weiterer 

Handlungsprozesse. 

In komplexen Formen der Arbeitsorganisati­

on gehören zum selbständigen Handeln auch 

zwingend Formen der Kooperation und 

Kommunikation. In allen Konzepten von 

Gruppen- bzw. Teamarbeit wird deutlich, daß 

es sich bei den genannten Schritten des voll­

ständigen Handeins jeweils um kommunika­

tive und kooperative Schritte (Abstimmen, 

Entscheiden, Begründen, Bewerten) handeln 

muß. 

Die Umsetzung dieser komplexen Zielset­

zung in der Ausbildung wurde durch Leittexte 

wesentlich erleichtert. Sie erwiesen sich als 

guter methodischer Ansatz, die Befähigung 

der Auszubildenden zur Gruppenarbeit, zur 

Projektarbeit und zum selbständigen Planen, 

Durchführen und Bewerten ihrer Arbeit zu 

entwickeln und zu verbessern. Sie halfen den 

Ausbildern, den "Rollenwandel" vom "Stoff­

Vermittler und Veranstalter des Lernprozes­

ses" zum Moderator des Gruppenarbeitspro­

zesses nachzuvollziehen. 6 

Neue Ziele in der 
Berufsbildung -
ohne Folgen in der Praxis? 

Mit der praktischen Umsetzung der didak­

tisch-methodischen Konsequenzen des Para­

digmenwechsels in den Lernorten der beruf­

lichen Bildungspraxis sieht es dagegen unzu­

reichend aus. Nach Untersuchungen von 

FELLER über die Ausbildungsrealität aus der 

Sicht der Auszubildenden haben die heftig 

geführten Theoriedebatten in der betriebli­

chen Praxis und im Berufsschulalltag kaum 

zur Weiterverbreitung der Vermittlungsme­

thoden geführt. Nach wie vor dominieren 



hier die klassischen, eher ausbilderzentrier­

ten Zwei- und Vier-Stufen-Methoden. 7 Dies 

gilt in besonderem Maße für Klein- und Mit­

telbetriebe, während in größeren Betrieben 

auch innovative und lernerzentrierte Metho­

den wie Team-, Projekt- und Leittext-Ausbil­

dung zum Zuge kommen. Zwar ist in Klein­

und Mittelbetrieben das auftragsbezogene 

Lernen von zentraler Bedeutung und wird 

von den Auszubildenden auch als "effektiv­

ste" Methode eingeschätzt, die Qualität die­

ser Lernmethode ist aber kritisch zu hinter­

fragen. Nach STRATENWERTHS differenzieren­

den Darstellungen vollzieht sie sich in der 

Form zunehmender Mitwirkung vom "Hand­

langer" bis zum selbständig Ausführenden 

größerer Teilarbeiten und betrifft damit fast 

ausschließlich die Phase der handwerklichen 

Ausführung. 8 Die notwendige Kenntnis des 

gesamten Kundenauftrages in allen Phasen 

der Durchführung (Akquisition, Planung, 

Durchführung, Auswertung) wird nicht er­

langt. 

Auch die Berufsschule setzt nach FELLER 

noch in hohem Maße traditionelle Methoden 

wie z. B. den Frontalunterricht ein. Aller­

dings scheint hier die ursprünglich für die be­

triebliche Ausbildung entwickelte Leittext­

methode deutlich zuzunehmen. Das verweist 

auf die Angemessenheit der Aufgabe, auch 

Selbstlern- und Gruppenlernprozesse in pri­

mär schulischen Kontexten medial zu stüt­

zen. FELLER resümiert, daß lernerzentrierte 

Ausbildungsmethoden "insgesamt noch kei­

nen nennenswerten Anteil" haben. 9 

Die Differenzierung der erlebten Ausbil­

dungsmethode nach der Größe der Ausbil­

dungsbetriebe zeigt, daß mit der Größe der 

Betriebe und dem Vorhandensein hauptberuf­

licher Ausbilder das Methodenspektrum 

wächst, während es in kleineren Betrieben 

vor allem im Handwerk noch sehr eng ist. Da 

die Mehrheit der Ausbildungsverhältnisse 

aber in Klein- und Mittelbetrieben stattfindet, 

sind hier notwendige Erweiterungen des Me­

thodenspektrums von besonderer Bedeutung. 

Das Fehlen von hauptberuflichen Ausbildern 

verweist auf die Notwendigkeit einer Quali­

fizierung von nebenberuflichen Ausbildern 

und auf stützende mediale Konzepte, die in­

novative Ausbilderfunktionen substituieren 

und anregen können. 

Handlungsorientierung 
in der Berufsschule 

In der Berufsschule hat sich als Antwort auf 

die gestiegenen Qualifikationsanforderungen 

und die soziologischen und psychologischen 

Veränderungen unter den Berufsschülern im 

dualen System (sie sind älter und von den 

Bildungsvoraussetzungen wesentlich hetero­

gener) die Forderung nach Handlungsorien­

tierung des Unterrichts quasi als ,,Allheil­

mittel" gegen Schulverdrossenheit und 

Lehrplanverpflichtung herauskristallisiert. 

A. ScHELTEN kennzeichnet den handlungsori­

entierten Unterricht als überzeugendes di­

daktisches Konzept für eine nichtakademi­

sche Berufsbildung und faßt pragmatisch sei­

ne organisatorischen Komponenten zusam­

men: "Beim handlungsorientierten Unterricht wird 

über die Lösung komplexer berufspraktischer Aufga­

ben Theorie erarbeitet. Der Unterricht erfordert fä­

cherübergreifendes Vorgehen, einen integrierten 

Fachraum, Lerngebiete im Lehrplan, innere Differen­

zierung in der Klasse und eine veränderte Lehrer­

rolle." 10 

Handlungsorientierung wird von den meisten 

Vertretern als didaktisches, "sinnstiftendes" 

Konzept verstanden, welches lernorganisato­

rische Konsequenzen nach sich zieht. 11 Das 

häufige Mißverständnis, Handlungslernen 

sei eine Methode, mit der die unveränderten 

Unterrichtsinhalte berufsbildender Curricula 

mit neuem Schwung und höherer Effizienz 

vermittelt werden könnten, ist danach ein fal­

scher Ansatz. Mit der Kennzeichnung des 

Handlungsiemens als didaktisches Konzept 

wird darauf verwiesen, daß es untrennbar mit 

didaktischen Überlegungen zur Stoffredukti­

on und begründeten Auswahl und Konzentra-

tion der Inhalte verbunden werden muß. Da­

mit steht Handlungslernen im Zusammen­

hang mit didaktischen und curricularen An­

sätzen wie dem fundamentalen, exemplari­

schen oder kategorialen Lernen, die ausdiffe­

renziert werden müßten, um seine Fruchtbar­

keit für Unterrichtsprozesse freizulegen. 12 

Einen berufspädagogisch begründeten didak­

tischen Ansatz, der die Inhalts- und Metho­

denaspekte des Handlungsiemens angemes­

sen berücksichtigen könnte, hat kürzlich 

R. ARNOLD mit seinem Konzept einer "evolu­

tionären Didaktik reflexierenden Lernens" 

vorgelegt. 13 ARNoLD schränkt den Stellenwert 

der klassischen Methoden des vermittelten 

Lernens erheblich ein und fordert für Metho­

den des handlungsorientierten Lernens eine 

"qualifikatorische Polivalenz"; "Fachwissen 

und Fachkönnen werden durch sie in einer Art und 

Weise erarbeitet, bei der der Lernende gleichzeitig 

auch seine methodischen und sozialen Kompetenzen 

entwickeln kann". 14 

Die mit dem Wandel in der Berufsbildung 

auftauchenden Inhalts- und Methodenvalenz­

probleme löst ARNOLD in der "evolutionären 

Didaktik" durch vier didaktische Schritte, die 

aus Sicht des Verfassers allerdings vielniltig 

miteinander verschränkt und nicht streng als 

Abfolge von Schritten gesehen werden soll­

ten. 

Die ersten beiden Schritte beziehen sich auf 

das fachlich Notwendige: 

• die didaktische Analyse mit der Leitfrage 

nach dem Bildungswert der Inhalte 

• die didaktische Reduktion mit der Leit­

frage nach der adressatengerechten Faßlich­

keit durch Weglassen. 

Die beiden folgenden Schritte beziehen das 

außerfachlich Notwendige ein unter dem 

Motto "Nicht das Wissen als solches ist rele­

vant, sondern die Entwicklung von Erschlie­

ßungs- und Anwendungsmustern": 

• die didaktische Komplexion mit der Leit­

frage, "in welche berufspraxis- und hand-

BWP 2 5 I 1996 I 4 • Fachbeiträge 

I 
39 



lungsbezogenen Problemstellungen ist das 

fachlich Notwendige einbettbar?" 

• das didaktische Arrangement mit der 

Leitfrage nach den Vorkehrungen, die getrof­

fen werden müssen, damit die Selbsterschlie­

ßung gelingt. 

Vergleicht man ARNOLDS evolutionäre Didak­

tik mit den Überlegungen KLAFKIS zur didak­

tischen Analyse, zum exemplarischen Prinzip 

und zur Unterrichtsplanung im Sinne kri­

tisch-konstruktiver Didaktik 15, so wird deut­

lich, daß die vier Phasenschritte ARNOLDS so 

wohl nicht zu trennen sind, weil die Begrün­

dungsproblematik (didaktische Analyse) und 

die adressatengerechten methodischen und 

medialen Umsetzungen nicht nacheinander 

zu denken sind, sondern vielfältige Ver­

schränkungen aufweisen. 

In jedem Fall könnten Leitfadenentwicklun­

gen für die Berufsschule exemplarische Auf­

gabenstellungen, Adressatenbezüge, Berufs­

situationsbezüge und unterrichtliche Umset­

zungen als "Metamedien" zunächst für die 

Hand des Lehrers so transportieren, daß 

Handlungslernen nachvollziehbar wird. Sie 

könnten damit die Beschreibungen durchge­

führten handlungsorientierten Unterrichts 

sinnvoll ergänzen. 

Die Diskussion um handlungsorientiertes 

Lernen bzw. projektorientiertes Lernen in der 

Berufsschule läßt eine mehr als nur graduelle 

Veränderung dieses Lernortes erkennen. Vor 

dem Hintergrund eines ganzheitlich verstan­

denen und subjektorientierten Berufsbil­

dungsbegriffs wird nicht mehr abstrakt Theo­

rie vermittelt. In handlungsorientierten Lern­

konzepten soll über den Vollzug praktischer 

Problemstellungen der beruflichen Wirklich­

keit theoretisches Fachwissen erarbeitet wer­

den, wobei dessen Stellenwert innerhalb ei­

ner umfassend verstandenen beruflichen 

Handlungskompetenz für die Lernenden 

deutlich werden muß. 16 Indem aber in der sy­

stematischen Vermittlung der Berufsschule 

auch praktischer Umgang mit der handwerk-

Iichen Technik zur Lösung komplexer Aufga­

ben erforderlich wird, überschneidet sie sich 

-gerade in den Vorstellungen von Ausbildern 

und Lehrlingen - mit Aufgaben, die bisher 

ausschließlich der betrieblichen und der 

überbetrieblichen Ausbildung zugewiesen 

wurden. 

Mit dem Konzept der Handlungsorientierung 

kommt es zu einem Verschwimmen der ehe­

mals klaren Aufgabenzuweisungen an die 

Lernorte im dualen System. Die unzeitgemä­

ße Aufteilung in Theorievermittlung durch 

die Schule und Praxisvermittlung durch den 

Betrieb sollte abgelöst werden durch ein den 

neuen Lernkonzepten angemesseneres Ver­

ständnis des Berufsbildungsbeitrags der Lern­

orte. Hilfreich ist hier LEMPERTS dynamisches 

Verständnis der Dualität, wonach diese nicht 

eine Sache von Lemorten, sondern ein "Prin­

zip der Rotation" zwischen "Prozessen koor­

dinierten, systematischen und kasuistischen 

Lemens" sei. 

Systematisches Lernen heißt dabei "der Er­

werb expliziten Regelwissens und kanonisierter Ar­

beitsmethoden . . . unter Anleitung professioneller 

Lehrer und hauptberuflicher Ausbilder; kasuistisches 

Lernen bedeutet demgegenüber die intuitive Verge­

genwärtigung der impliziten Struktur berufstypischer 

Problemfalle sowie geeigneter Lösungswege unter An­

leitung erfahrener Angehöriger des Ausbildungsbe­

rufs, die als Mentoren fungieren" . 17 

Handlungsorientierung im Betrieb 

Angesichts der vielfältig dokumentierten 

Schwierigkeiten in der Berufsschule, hand­

lungsorientiertes Lernen zu verwirklichen, 

könnte das betriebliche Lernen als Lernen an 

realen Gegenständen im authentischen Ar­

beitsprozeß von vomherein als Handlungs­

lernen charakterisiert werden. Betrachtet 

man jedoch betriebliche Lernorte genauer, so 

wird man sehen, daß die zentralisierte be­

triebliche oder überbetriebliche Lehrgangs­

unterweisung oder die sogenannte "Beistell­

lehre" im Handwerk weder den komplexen 
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technologischen, sozialen und personalen 

Anforderungen einer sich wandelnden Ar­

beitswelt noch den ganzheitlichen Ansprü­

chen des handlungsorientierten Lemens ge­

recht wird. 

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden 

Komplexität der Technik und der Arbeits­

durchführung - gerade im Handwerk - zeigt 

das unmittelbare erfahrungsgeleitete Lernen 

an den realen Gegenständen und Prozessen 

der Arbeitswelt Grenzen auf, bei dem we­

sentliche Bereiche und Gegenstände berufli­

chen Handeins den Charakter von undurch­

schaubaren "black boxes" annehmen kön­

nen. Diese möglichen Grenzen des Lemens 

in realen Arbeits- und Produktionsprozessen 

lassen sich nur durch eine Ausweitung ihrer 

beschränkten Lernpotentiale durch die Ein­

beziehung von Modellen, Simulationen, 

technologischen Experimenten und medial 

aufbereiteten Vermittlungen (wie z. B. Leit­

texte) überwinden. Offensichtlich müssen 

sich auch in der betrieblichen Ausbildung so­

wie im Lernen am Arbeitsplatz bestimmte 

handlungssystematisierende Struktursche­

mata - wie z. B. das der "vollständigen 

Handlung" - und eine die einzelnen konkre­

ten Arbeitsschritte (Tätigkeiten) überschrei­

tende und sie verbindende Ganzheitlichkeit 

erkennen lassen, damit hier wirklich den An­

sprüchen des Handlungsiemens Genüge ge­

tan wird. Genau diese fehlenden Strukturie­

rungen und Handlungsregulationsschemata 

können durch offene Leitfadenkonzepte ge­

leistet werden. 

In verschiedenen Forschungsprojekten des 

Bundesinstituts für Berufsbildung zeigten 

sich drei mit Leitfaden zu stützende und zu 

strukturierende Lernkonzepte zur Qualitäts­

verbesserung und Innovation der Ausbildung 

besonders geeignet: 18 

• Projektorientierte Lernkonzepte, mit de­

nen die aufgaben- oder auftragsbezogene 

Kommunikation der Lemgruppe, die Gestal­

tungsfähigkeit und die Befähigung zur selb­

ständigen bzw. gruppengemeinsamen Pla-



nung, Durchführung und Bewertung einer 

umfangreichen Arbeit verstärkt werden kön­

nen. 

• Auftragsbezogene Lernkonzepte, mit de­

nen in der eigentlichen Lernform des Hand­

werks, nämlich der Mitwirkung der Lehrlin­

ge bei der Durchführung der Kundenaufträ­

ge, durch die Bereitstellung von Strukturhil­

fen und Checklisten nicht nur ein Qualitäts­

sprung in der Ausbildung, sondern darüber 

hinaus auch Qualitätsverbesserungen in der 

Auftragsabwicklung selbst erreicht werden 

können. 

• Erkundungs-Lernkonzepte, mit denen 

besonders in problemorientierten Bereichen, 

wie dem der beruflichen Umweltbildung, ein 

lemortübergeifendes Zusammenwirken aller 

Lernorte des Handwerks verstärkt werden 

können. Dieses Lernkonzept ist besonders 

für die Öffnung der Berufsschule geeignet. 19 

Mit den auftrags- und erkundungsorientier­

ten Leitfadenentwicklungen entstanden Kon­

zepte, die den Bedingungen des Lemens im 

realen Arbeitskontext bzw. an realen Arbeits­

oder Kundenaufträgen angemessen waren. 

Entstanden war das Auftragskonzept bei 

Großunternehmen, in denen die Ausbil­

dungsabteilungen im Rahmen innerbetriebli­

cher Auftragsvergabe mit geeigneten Arbeits­

aufträgen an der realen Produktion beteiligt 

wurden. Diese Ausrichtung an der realen be­

trieblichen Produktion sollte nicht zugunsten 

"simulativer" pädagogischer Projekte aufge­

geben werden. Dabei versteht sich 

"simulativ" nach G. WrEMANN als unter pri­

mär pädagogischen Intentionen organisierter 

Bereich im Unterschied zum "authentischen" 

Lernen in der realen "produktiven" Arbeit. 20 

Handlungsorientierung 
und Leittexte 

In ihrem Bezug auf den Begriff der "vollstän­

digen Handlung" haben Leittexte einen ge­

meinsamen lernpsychologischen Kern mit 

dem Konzept der "Handlungsorientierung". 

Gerade die prinzipielle Offenheit und Ganz­

heitlichkeit des Lernprozesses, die Hand­

lungslemen meint, und dieses schließt eine 

Fülle von Entdeckungen und Irrwegen ein, 

könnte aber auch durch vorgegebene Werk­

stücke und Lösungswege eines Leittextes in 

einen eindimensionalen "zweckrationalen 

Unterrichtsprozeß" verformt werden. 21 Es 

kommt also darauf an, ob Leittexte als ge­

schlossene zweckrationale Methode, als 

Gängelband oder als offenes Erkundungs­

und Entdeckungskonzept gestaltet werden. 

In seiner Dissertation "Handlungslemen in 

der beruflichen Bildung" hat H. D. ScHULZ 

zum Stellenwert der Leittextmethode im 

Konzept handlungsorientierten Lemens an­

gemerkt, daß sie nur bestimmte Bereiche der 

angestrebten Qualifikationsentwicklung ver­

stärken kann. Sie kann zwar fach-, aufgaben­

und produktbezogene Selbststeuerung, per­

sonale und methodische Kompetenzen ent­

wickeln helfen, sie hat jedoch Schwächen 

bezüglich einer fächerübergeifenden Kompe­

tenzentwicklung, weil sie Einschränkungen · 

durch vorgegebene Handlungsprodukte und 

Lösungswege impliziert. 22 Diese Einschrän­

kungen mögen zwar bei den zunächst ent­

wickelten produkt- und projektorientierten 

Leittexten gegeben sein, müssen aber nicht 

notwendig Bestandteil eines offenen Leitfa­

denkonzeptes bleiben. Richtig bleibt aber die 

zentrale These von ScHULZ, daß im Konzept 

des Handlungsiemens unterschiedliche Me­

thoden reflektiert zur Anwendung kommen 

müssen, von denen die sog. Leittextmethode 

nur eine darstellt, wenn sie nicht als Kon­

zeptmedium mehrere Methodenvorschläge 

enthält. 

Die neuen offenen Leitfadenkonzepte bieten 

erheblich größere Gestaltungsspielräume als 

die Leittexte der "ersten Generation". Sie 

enthalten im Unterschied zu den Leittexten 

mit "Werkstückausrichtung" offene exempla­

rische Problemstellungen und ,,Aufgaben­

stellungen" mit "lern- und handlungsanlei­

tendem Charakter"23 und geben Hilfen zur 

Selbstentwicklung von Lösungswegen. Daß 

gute Lehrer in einer innovationsfördernden 

Schule auch ohne die Hilfe von Leittexten 

Handlungslernen verwirklichen können, zei­

gen viele Beispiele. Insbesondere in der be­

trieblichen Ausbildung des Handwerks, aber 

auch im Berufsschulalltag stellen Leitfäden 

eine gute erste Hilfe dar, sich auf den Weg 

vom ausbilder- oder lehrerzentrierten Unter­

richt zum selbstgesteuerten Lernen zu bege­

ben. Die gerade von engagierten Verfechtern 

des handlungsorientierten Unterrichts vorge­

tragene kritische Einschätzung von Leittex­

ten verliert vielleicht ihr Gewicht, wenn man 

Leittexte bzw. besser Leitfäden als allgemei­

ne Strukturhilfe für den Ablauf komplexer 

Lern- und Gruppenprozesse, als variables, je­

derzeit durch die Lernenden zu änderndes 

und weiterzuentwickelndes offenes "heuristi­

sches" Arbeitsmittel betrachtet. Heuristisch 

meint hier: Helfend bei der Identifizierung 

von Problemen und dem Finden von Lösun­

gen. 
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LEONARDO DA VINCI 
in der Bundesrepublik 
Ergebnisse und Erfahrun­
gen aus dem ersten Jahr 

Georg Hanf 

LEONARDO DA VINCI, das Programm 

zur Durchführung einer Berufsbil­

dungspolitik in der Europäischen 

Union, hat im ersten Jahr vieles in 

Bewegung gebracht. Im Bereich der 

transnationalen Pilotprojekte und 

Forschungsvorhaben waren europa­

weit ca. 4 000, aus der Bundesrepu­

blik ca. 400 Anträge eingereicht wor­

den. Davon ging europaweit jeder 

sechste, aus der Bundesrepublik je­

der fünfte erfolgreich aus einem lan­

gen Auswahlverfahren hervor. 

80 deutschen Antragstellern wurde Ende 

1995 die Förderung für zwei bzw. drei Jahre 

bewilligt, im Durchschnitt ein Zuschuß von 

175 000 ECU pro Partnerschaft. Die Projekte 

mit deutscher Leitung vereinen 14 Prozent 

des europäischen Gesamtbudgets für Pilot­

und Forschungsprojekte von ca. 95 Mio. 

ECU auf sich. Deutsche Einrichtungen sind 

in 170 Projekten, die von anderen Ländern 

beantragt wurden, als Partner engagiert. Da­

mit laufen in der ersten LEONARDO-Gene-

42 

\ 
BWP 25/1996/4 • Berufsbildung international 

ration 250 europäische Projekte ( 40 %) mit 

deutscher Beteiligung. 

Das Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie wie 

auch die Ministerien anderer Länder hatten 

in den bilateralen Verhandlungen mit der 

Kommission - erfolgreich - versucht, mög­

lichst viele Projekte in die Förderung zu brin­

gen. Bei insgesamt unveränderlichen Mitteln 

mußte dies zwangsläufig zu einer drastischen 

Kürzung der Zuschüsse für das einzelne Pro­

jekt (im Durchschnitt um ein Drittel) und zu 

Anpassungen des Arbeitsprogramms führen. 

Die Partnerschaften setzen sich aus minde­

stens drei Ländern zusammen. Spitzenreiter 

bei den Partnerländern sind Frankreich, 

Großbritannien und Italien, die Schlußlichter 

bilden Luxemburg, Island und Liechtenstein. 

Das von den Projekten abgedeckte Themen­

spektrum ist sehr breit; es reicht von der In­

nenraumbegrünung bis zum Airport Crisis 

Management. Unter anderem lassen sich fol­

gende Schwerpunkte ausmachen: Neue Be­

rufe /Neue Qualifikationen, Umweltschutz, 

Multimedia/Telematik, Neue Arbeitsorgani­

sation und fachübergreifende Qualifikatio­

nen, Qualitätssicherung, Sozialer Dialog in 

der Weiterbildung, Europäische Transparenz 

von Qualifikationen, Berufsbezogene Fremd­

sprachen für kleine und mittlere Unterneh­

men, Innovationstransfer zwischen Hoch­

schulen und Unternehmen (z. B. in der La­

sertechnologie) . 

180 dieser Projekte werden vom BIBB be­

treut, 66 davon gehören in den Bereich Aus­

bildung, 98 in den Bereich Weiterbildung 

und 16 in den Bereich Erhebungen und Ana­

lysen; drei dieser Projekte sind im BIBB 

selbst angesiedelt. Die übrigen 70 Projekte 

fallen in die Zuständigkeit der Fachkoordi­

nierungsstellen Bundesanstalt für Arbeit, 

NATALI (Nationale Agentur LINGUA), 

Deutscher Akademischer Austauschdienst/ 

Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungs­

vereinigungen. 



Angesichts dieser Projektzahlen und jährlich 

neuer Ausschreibung mit gleichem Volumen 

wurde ein differenziertes Konzept zur Be­

treuung entwickelt: Projekte mit deutscher 

Leitung und eine Auswahl von thematisch 

bedeutenden Projekten mit deutschen Part­

nern werden intensiver begleitet und auch be­

sucht; für alle Beteiligten organisiert die Ko­

ordinierungsstelle Veranstaltungen zur Ani­

mation, zur Begleitung und Steuerung der 

Projektfortschritte sowie zum Transfer von 

Ergebnissen. 

Für jede Projektgeneration findet jeweils zu 

Vertragsbeginn ein Start-Treffen statt, das da­

zu dient, zwischen Projekten und Koordinie­

rungsstelle die Basis für die Zusammenarbeit 

zu schaffen, einen wesentlichen Input für 

qualitätsorientiertes Projektmanagement zu 

geben und Projekt-Netze (regional/thema­

tisch) zu konstituieren. 

Bei den regionalen Treffen stehen übergrei­

fende Fragen zur Projektdurchführung im 

Vordergrund, thematische Netzwerktreffen 

dienen dazu, die Arbeiten aufeinander abzu­

stimmen, sich im jeweiligen Themenfeld ge­

genseitig zu ergänzen, übergreifende inhaltli­

che Fragen von gemeinsamem Interesse zu 

diskutieren. An den Treffen teilnehmende 

Experten aus dem BIBB sollen einerseits ei­

nen nationalen Bezugsrahmen für die euro­

päischen Projekte herstellen und laufende 

Entwicklungen "in das Netz einspeisen", 

zum anderen sollen sie als Relais für die eu­

ropäischen Entwicklungen in Richtung na­

tionaler Vorhaben wirken. 

Am Ende der Laufzeit der Projekte werden 

Treffen zur abschließenden Gesamtauswer­

tung organisiert. In Form von Produktbörsen 

sollen Projekte die Gelegenheit erhalten, ihre 

Ergebnisse der Fachöffentlichkeit vorzustel­

len. Grundinformationen zu sämtlichen ge­

förderten Projekten sind in den jährlich pu­

blizierten Kompendien zu finden. Das Pro­

gramm-Magazin "LEO-Pilot" erscheint 

zweimal jährlich und wird Sammlungen von 

Berichten zu beispielhaften Projekten enthal­

ten. Außerdem halten die vom BIBB zwei­

monatlich herausgegebenen "LEONARDO 

news" die interessierte Öffentlichkeit auf 

dem laufenden. 

Die Ausschreibung 1996, die am 24. Maien­

dete, sah fünf Prioritäten vor, die zum größ­

ten Teil dem Weißbuch der Kommission 

"Lehren und Lernen -Auf dem Weg zu einer 

kognitiven Gesellschaft" entnommen waren: 

1. Erwerb von neuen Qualifikationen 

2. Verbesserung der Zusammenarbeit zwi­

schen Bildungseinrichtungen und Unter­

nehmen 

3. Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 

4. Förderung von Investitionen in die Hu­

manressourcen 

5. Breiter Zugang zu Bildungsangeboten 

durch moderne Informationstechnologien im 

Sinne lebensbegleitenden Lernens. 

Im Gegensatz zur ersten Runde wurden diese 

europäischen durch nationale Prioritäten er­

gänzt: 

1. Differenzierung der dualen Ausbildung 

2. Neue Felder der Berufsbildung 

3. Förderung der Ausbildungsbereitschaft 

von Unternehmen 

4. Neue pädagogische und didaktische Kon­

zepte 

5. Aus- und Weiterbildung der Ausbilder 

6. Berufsbezogene Fremdsprachenförderung, 

insbesondere für kleine und mittlere Unter­

nehmen. 

Die Chancen stehen für Antragsteller in die­

sem Jahr in Deutschland etwas besser als in 

1995. Die Entscheidung über die zweite Ge­

neration der Projekte wird im Oktober fallen. 

Mit der Ausschreibung 1996 hat die Öffnung 

des Programms für die Mitteleuropäischen 

Länder, für Zypern, Malta und die Schweiz 

begonnen; sie können in Partnerschaften mit 

bereits mindestens drei Ländern eintreten, 

ohne allerdings LEONARDO-Mittel in An­

spruch nehmen zu können. In den einzelnen 

Ländern werden nach und nach interessierten 

Trägem Mittel aus anderen Quellen bereitge­

stellt, um die aktive Teilnahme zu erleichtern. 

Ein weiteres Novum der diesjährigen Aus­

schreibung war die Möglichkeit, Partner via 

INTERNET zu suchen; die finnische Koordi­

nierungsstelle hat hierfür ein elektronisches 

Partnersuchsystem eingerichtet. Nähere In­

formationen hierzu sind von der Koordinie­

rungsstelle BIBB zu erhalten. Für die nächste 

Ausschreibung im Frühjahr 1997 sollte man 

bereits jetzt mit der Suche nach geeigneten 

Partnern beginnen; transnationale Zusam­

menarbeit bedarf einer Vertrauensbasis, die 

nicht kurz vor Antragsschluß herbeizitiert 

werden kann. 

Berufsbildungsgesetz 
in der VR China 

Michael Guder 

Am 1. September 1996 tritt in der VR 

China das erste Berufsbildungsge­

setz des Landes in Kraft. Das bil­

dungspolitische Ziel ist weit ge­

steckt. Es soll den Aufbau eines Be­
rufsbildungssystems fördern, das 

der sozialistischen Marktwirtschaft 

und dem sozialen Fortschritt sowie 

der Sicherung der Beschäftigung 

dient. 

Gemäß den staatlichen Bildungsrichtlinien 

sind die Auszubildenden politisch-ideolo­

gisch und berufsethisch aufzuklären und be­

rufliche Kenntnisse und Fertigkeiten zu ent­

wickeln (Art. 1 bis 4). Im Artikel 5 ist das 

Recht auf Berufsbildung festgeschrieben. 

Diese Aufgabe reicht weit in die Zukunft. 

Gegenwärtig erhält nur etwa jeder vierte Ju­

gendliche eine vollständige Erstausbildung 

nach dem Abschluß der allgemeinbildenden 

Schule. Besondere staatliche Maßnahmen 

sollen für die Berufsbildung auf dem Lande 
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getroffen werden sowie für die nationalen 

Minderheiten, insgesamt für rund 70 Prozent 

der Bevölkerung. Zudem will das Gesetz die 

Berufsbildung der Frauen fördern , Arbeitslo­

sen den Wechsel in neue Beschäftigungsfel­

der und Behinderten eine gleichberechtigte 

Qualifizierung ermöglichen (Art. 7 und 8). 

Das Berufsbildungssystem liegt in der Ver­

antwortung des Staates, wird überwiegend 

schulisch organisiert und gliedert sich in Bil­

dungsangebote auf unterer, mittlerer und hö­

herer Ebene. Zur unteren Ebene gehören die 

Berufsmittelschulen der Unterstufe, aber 

auch berufsbildende Fächer an allgemeinbil­

denden Mittelschulen. Die mittlere Ebene 

bilden die traditionellen Facharbeiterschulen, 

Berufsmittelschulen und Fachmittelschulen. 

Die höhere Ebene sind Kursangebote von 

Hochschulen unterhalb des universitären 

Niveaus. Das Spektrum der Bildungsgänge 

erfaßt die berufsvorbereitende Ausbildung, 

alle Formen der Erstausbildung bis zum ter­

tiären Bereich wie auch die Ausbildung im 

Prozeß der Arbeit, die Fortbildung für den 

Arbeitsplatzwechsel im Beruf und die Um­

schulung (Art. 12 bis 16). 

Für die Durchführung der Berufsbildung 

regelt das Gesetz die breite Beteiligung der 

Betriebe, der staatlichen Institutionen auf 

Provinz- und Kreisebene, von Fachverbän­

den, gesellschaftlichen Organisationen und 

Privatpersonen. Sie können einzeln oder ge­

meinsam Berufsschulen und berufsbildende 

Institutionen nach Vorschriften des Staates 

errichten. Für Organisationen und Privatper­

sonen aus dem Ausland werden entsprechen­

de Regelungen vom Staatsrat vorgeschrie­

ben. In besonderem Maße aufgefordert sind 

die Betriebe. Sie sollen selbständig oder in 

Kooperation mit anderen Institutionen Be­

rufsschulen errichten oder bestehende Ein­

richtungen mit der Ausbildung beauftragen. 

Generell wird die Ausbildung vor der Be­

schäftigung gefordert (Art. 17 bis 20). Spezi­

elle Festlegungen enthält das Gesetz zur Ver­

bindung von Unterricht und Praxis, dem bis-

her schwächsten Glied der chinesischen Be­

rufsbildung. Die Berufsschulen und berufs­

bildenden Institutionen sollen enge Kontakte 

zu den Betrieben halten und ihre Programme 

an der wirtschaftlichen Entwicklung ausrich­

ten. Sie haben ebenso die Möglichkeit, eige­

ne Schulbetriebe zu gründen, die Praktika 

durchführen (Art. 23). Zudem werden die zu­

ständigen Behörden aller Ebenen aufgefor­

dert, den Aufbau von Lernorten für die prak­

tische Ausbildung zu fördern. Betriebe und 

öffentliche Organisationen sollen Praktika 

für die Ausbildung und Fortbildung von Aus­

zubildenden und Lehrkräften anbieten. Prak­

tika an Arbeitsplätzen werden "angemessen" 

vergütet (Art. 37). 

Zur Finanzierung der Berufsbildung wer­

den alle nur denkbaren Quellen "ermuntert". 

Das sind staatliche Stellen, vor allem aber 

Betriebe, die für die Aus- und Fortbildung ih­

rer Beschäftigten selbst aufkommen müssen. 

Wenn Betriebe die Aus- und Fortbildung ver­

weigern und nicht in anderer Form kooperie­

ren, haben sie Gebühren an die Behörde zu 

entrichten, die für die Berufsbildung in der 

eigenen Region eingesetzt werden. Da bisher 

nur eine Minderheit der Betriebe Berufsbil­

dung angeboten hat, läßt die Regelung eine 

gewisse Milderung des ständigen Geldman­

gels erwarten. Weitere Quellen sind Ausbil­

dungsgebühren, Einnahmen der Schulbetrie­

be, öffentliche Spenden und Beiträge aus dem 

Ausland. Auch mit Krediten soll die Berufs­

bildung gefördert werden (Art. 26 bis 36). 

Der am 15. Mai 1996 vom Nationalen Volks­

kongreß angenommene Gesetzentwurf ist ein 

Rahmengesetz. Die Durchführungsbestim­

mungen werden dezentral auf regionaler 

Ebene erlassen. 
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Nachrichten 
KdBerichte 

Dienstleistungskaufmannt 
Dienstleistungskauffrau 
- ein neuer kunden­
orientierter Querschnitts­
beruf in der Diskussion 

lngrid Stiller 

Kaufmännische Ausbildungsmöglich­
keiten fehlen unter anderem im 

Messe-, Ausstellungs- und Tagungs­

bereich, im Gesundheitswesen und 

für Sportvereine. Mit der Schaffung 

entsprechender neuer Berufe kön­
nen nach Schätzungen des Deut­

schen Industrie- und Handelstages 

(DIHT) insgesamt 1 650 Ausbil­

dungsplätze jährlich entstehen. 

Ausgehend von diesen Vorschlägen für neue 

kaufmännische Ausbildungsberufe und dem 

damit geschätzten Bedarf, hat das Bundesin­

stitut für Berufsbildung - analog zu den Or­

ganisations- und verwaltungsbezogenen Aus­

bildungsberufen - einen neuen kundenorien­

tierten Querschnittsberuf mit dem Arbeits­

titel "Dienstleistungskaufmann/Dienstlei­

stungskauffrau" vorgeschlagen. 

Zur Zeit sind die Ausbildungsberufe der Ta­

belle auf Seite 45 gemäß der Berufsklassifi­

kation der Bundesanstalt für Arbeit den 



"Dienstleistungskaufleuten und zugehörigen 

Berufen" zugeordnet. 

Bisher werden potentielle Ausbildungsbe­

triebe, für die keine wirtschaftszweig- oder 

branchenbezogenen kaufmännischen Aus­

bildungsberufe zur Verfügung stehen, auf die 

Querschnittsberufe Kaufleute für Bürokom­

munikation 1 und Bürokaufleute2 verwiesen, 

die nach der Berufsklassifikation der Bun­

desanstalt für Arbeit den "Organisations-, 

Verwaltungs-, Büroberufen" zugeordnet sind. 

Nach Auswertungen des Instituts für Arbeits­

markt- und Berufsforschung der Bundesan­

stalt für Arbeit zeigt der Wandel der Berufs­

struktur u. a. , daß die Anzahl der Erwerbs­

tätigen bei den Dienstleistungskaufleuten im 

Zeitraum von 1970 bis 1993 absolut von ca. 

2,6 Mio. auf ca. 4 Mio. gestiegen ist, also um 

ca. 54 Prozent. 

Im Vergleich dazu ist die Anzahl der Auszu­

bildenden in den einschlägigen kaufmänni­

schen Ausbildungsberufen im gleichen Zeit­

raum um 31 Prozent von ca. 86 000 auf 

112 672 Auszubildende gestiegen. Ange­

sichts dieser Entwicklung und des ihnen zu­

grundeliegenden technisch-organisatorischen, 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wan­

dels ist zu prüfen, ob die bestehenden Ausbil-

dungsberufe flächendeckend den Bedarf an 

qualifiziert ausgebildetem Nachwuchs in der 

Wirtschaft - auch in den sich neu oder auch 

stärker entwickelnden Wirtschaftsbereichen 

- decken. Die DIHT-Vorschläge stehen für 

einen aus der Wirtschaft signalisierten Be­

darf an neuen Ausbildungsberufen. 

Ziel der Entwicklung neuer Ausbildungsbe­

rufe sind in diesem Fall zunächst zusätzliche 

Ausbildungsplätze. Diese können entstehen, 

wenn potentielle Ausbildungsbetriebe und 

Auszubildende davon ausgehen, daß durch 

den neuen Ausbildungsberuf ihre Erwartun­

gen an den betrieblichen Nachwuchs bzw. an 

berufliche Entwicklungsmöglichkeiten er­

füllt werden könnten. Bei der Entwicklung 

sind die Gütekriterien für die Anerkennung 

von Ausbildungsberufen zu berücksichtigen, 

die einzelbetriebliche, gesamtwirtschaftliche 

und individuelle Interessen verbinden, zu de­

nen u. a. die Ausbildung für qualifizierte, ei­

genverantwortliche Tätigkeiten auf einem 

möglichst breiten Gebiet und die Grundlage 

für Fortbildung und beruflichen Aufstieg ge­

hören. Darüber hinaus tangieren Berufs­

schneidungen den schulischen Partner, der 

ggf. Landes- oder Bundesfachklassen ein­

richten muß. 

Das BIBB hat seinen Vorschlag für einen 

neuen dreijährigen kundenorientierten Quer-

Tabelle: Ausbildungsberufe gemäß der Berufsklassifikation 

6910 Bankkaufleute 

6950 Versicherungskaufleute 

7011 Speditionskaufleute 

7013 Schiffahrtskaufleute 

7015 Kaufleute im Eisenbahn- und Straßenverkehr 

7016 Luftverkehrskaufleute 

7021 Reiseverkehrskaufleute * 
7031 Werbekaufleute 

7045 Kaufleute in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft 

* z. Z. neugeordnet 

1979 

1996 
1996 

1979 

1979 

1960 

1979 

1989 

1996 

61 449 

14 123 

10 715 

698 
2 157 

119 

8 103 

1 991 

3 318 

schnittsberuf ,,Dienstleistungskaufmann/ 

Dienstleistungskauffrau" in den Diskussions­

prozeß eingebracht, um diese - zwangsläufig 

aus Einzelinteressen heraus artikulierten For­

derungen nach neuen Berufen - auf eine 

breitere Grundlage zu stellen. Wegen des not­

wendigen Diskussionsbedarfs im Span­

nungsfeld von Identifikation und Akzeptanz 

wurden alternativ zwei Vorschläge einge­

bracht: 

1. In Anlehnung an die o. a. Querschnittsbe­

rufe mit eher Organisations- und verwal­

tungsbezogenen Einsatzbereichen werden 

die Sockelqualifikationen übernommen, die 

die Hälfte der Ausbildungszeit umfassen. Im 

fachspezifischen Teil kommen gegenüber 

den Bürokaufleuten folgende Positionen neu 

hinzu: Kunden- und Marktorientierung, kun­

denorientierte Kommunikation, betriebliche 

Finanzwirtschaft, Einkauf und Organiation 

von Veranstaltungen. 

2. In Anlehnung an die branchenbezogenen 

Dienstleistungskaufleute enthält das Berufs­

bild u. a. Organisation und Informations- und 

Kommunikationssysteme, Kunden- und 

Marktorientierung, Produkte und Dienstlei­

stungen des Ausbildungsbetriebes, Kaufmän­

nische Steuerung und Kontrolle, Personal­

wesen und Einkauf. 

Entwurf einer Berufsbeschreibung 

Der Dienstleistungskaufmannt die Dienstlei­

stungskauffrau wird als Allmundkaufmann 

bzw. -kauffrau in Betrieben verschiedener 

Wirtschaftszweige und Branchen sowie in 

Verbänden eingesetzt. Typische Aufgaben­

gebiete sind die Arbeitsbereiche Einkauf, 

Marketing, Beratung und Betreuung von 

Kunden, Verkauf von Produkten und Dienst­

leistungen, Organisation und Durchführung 

von Veranstaltungen sowie Rechnungswesen, 

Personalwesen. 

Die Dienstleistungskaufleute sind in der La­

ge, die jeweiligen branchenspezifischen und 

kaufmännischen Aufgaben im Rahmen der 
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Zielvorgaben selbständig und kundenorien­

tiert auszuführen. Sie erfassen die betriebs­

wirtschaftlichen Zusammenhänge und über­

blicken die Arbeitsabläufe. Sie können die 

Auswirkung ihrer Tätigkeit auf andere Funk­

tionshereiche beurteilen und bedienen sich 

moderner Informations- und Kommunika­

tionssysteme bei der Aufgabenerledigung. 

Für die Wahrnehmung der Aufgaben der 

Dienstleistungskaufleute sind sowohl eine 

breite kaufmännische als auch branchenspe­

zifische Fachkompetenz sowie in besonde­

rem Maße Methoden- und Sozialkompetenz 

erforderlich. Der Schwerpunkt liegt auf selb­

ständigem und vernetztem Denken. Ebenso 

unerläßlich sind Problernlösungsfahigkeit 

und die Fähigkeit zu Kornmunikation und 

Kooperation, Kreativität und Aexibilität, Ei­

geninitiative und Verantwortungsbewußtsein. 

Mitarbeiterorientiertes Verhalten ist ebenso 

gefragt wie die Befahigung, an einer wirt­

schaftlichen, humanen und ökologischen Ge­

staltung der betrieblichen Arbeit mitzuwir­

ken. Die Berufsqualifikation ermöglicht den 

Zugang zu verschiedenen kaufmännischen 

Fortbildungsgängen. Es ist davon auszuge­

hen, daß noch im August 1996 Gespräche 

zwischen den Beteiligten über die Berufs­

konstruktion aufgenommen werden können. 

Anmerkungen: 

1 Die Ausbildung der Kaufleute für Bürokommunika­

tion korrespondiert mit den Aufgabenschwerpunkten 

in Assistenifunktionen, abteilungsbezogenen Sekreta­

riatsaufgaben und kaufmännisch-verwaltenden Funk­

tionen. Von den Einsatzbereichen her zielt dieser Aus­

bildungsberuf eher auf Groß- und Mittelbetriebe. 
2 Die Ausbildung der Bürokaufleute korrespondiert 

mit den Aufgabenschwerpunkten in kaufmännisch­

verwaltenden Funktionen und organisatorischen 

Funktionen. Von den Einsatzbereichen her zielt dieser 

Ausbildungsberuf eher auf die betrieblichen lnnenbe­

reiche, während die Außenorientierung durch die ln­

dustriekaufleute abzudecken ist. Dies führt zwangs­

läufig dazu, daß die Kundenorientierung bei den Bü­

rokaufleuten eher auf eine Mitarbeiterorientierung 

ausgerichtet ist, um den reibungslosen Informations­

fluß zu unterstützen. Auch hier kommt eher die Orga­

nisationsstruktur von Groß- und Mittelbetrieben zum 

Tragen. 

Neue Ausbildungsberufe 
in der Informations- und 
Kommunikationstechnik 

Hans Borch, Henrik Schwarz 

Hans Weißmann 

Das Feld der Datenverarbeitungs­

fachleute hat in den letzten 25 Jah­

ren ein enormes Wachstum erlebt. 

Seit den 70er Jahren hat sich die 
Zahl der Beschäftigten etwa verfünf­

facht und dürfte heute bei über 

300 000 liegen. Wie jüngste Auswer­

tungen von Jobofferten in 40 Tages­
zeitungen zeigen, suchen die Betrie­

be derzeit vor allem Software-Ent­

wickler, Systemspezialisten sowie 

Vertriebsprofis. Große Zuwächse 

verzeichnen auch die Angebote an 
Netzwerk- und Kommunikationsex­

perten, Datenbankprofis sowie Pro­

jektleiter. 

Durch die Erschließung immer neuer All­

wendungsbereiche und die Herausbildung 

dezentraler Organisationsformen haben sich 

in den letzten 20 Jahren außerhalb der Ord­

nungsebene der staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufe über 200 unterschiedliche Tä­

tigkeitsbezeichnungen im Bereich der Ent­

wicklung, Anwendung und Wartung moder­

ner Informations- und Kommunikationssy­

steme (IuK) herausgebildet. 

Um dieses attraktive Beschäftigungsfeld, das 

bisher überwiegend von Hochschulabsolven­

ten und Quereinsteigern geprägt war, auch 

für Absolventen der dualen Berufsausbil­

dung weiter zu öffnen, wurden seit Beginn 

des Jahres in zwei Sachverständigengruppen 

unter Leitung des Bundesinstituts für Berufs­

bildung Vorschläge für neue duale Ausbil­

dungsgänge im Bereich der Informations­

technik und der Kommunikationstechnik er­

arbeitet. 
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Am 24. Mai 1996 einigten sich die Sachver­

ständigen der Arbeitgeberseite und der Ge­

werkschaften auf die Eckwerte (d. h. die Be­

rufsbezeichnung und die Ausbildungsdauer, 

das Berufsfeld, die Struktur und den Qualifi­

kationskatalog des Berufs) für vier neue Aus­

bildungsberufe in der IuK-Technik. Diese 

Eckwerte wurden am 30. 5. 1996 vom Bun­

desministerium für Wirtschaft im wesentli­

chen bestätigt. Damit bestehen gute Chan­

cen, daß ab 1. August 1997 in diesen vier 

neuen IuK-Berufen ausgebildet werden 

kann. 

Drei der neuen Berufe richten sich an die 

IuK-Hersteller- und Dienstleistungsunter­

nehmen: Der/die 

• Ir-System-Elektroniker I IT-System-Elek­

tronikerin, 1 

• Fachinformatiker I Fachinformatikerin mit 

den Fachrichtungen 

Anwendungsentwicklung 

Systemintegration, 

• Ir-System-Kaufmann/Ir-System-Kauffrau. 

Innerhalb dieser drei Ausbildungsberufe 

wurden unterschiedliche Einsatzgebiete be­

schrieben, um den unterschiedlichen Anfor­

derungen innerhalb der IuK-Technik zu ent­

sprechen und vielen Unternehmen die Mög­

lichkeit zur Ausbildung zu geben. 

Der vierte Beruf, der/die 

• Informatikkaufmann I Informatikkauffrau 

ist ein Ausbildungsberuf für die IuK-Anwen­

dungs- und Abnehmerunternehmen aus un­

terschiedlichen Branchen. 

In seiner Ausbildung wird durch branchen­

spezifische Fachpläne den unterschiedlichen 

inhaltlichen Anforderungen der Betriebe aus 

verschiedenen Wirtschaftszweigen Rech­

nung getragen, so daß für den Beruf "Infor­

matikkaufmann/Informatikkauffrau" künftig 

in den Bereichen Handel, Banken, Versiche­

rungen, Industrie, Gesundheitswesen, Öf­

fentliche Verwaltung und Dienstleistungen 

neue Ausbildungsplätze erschlossen werden 

können. 



Abbildung: Die beruflichen Anforderungen an Spedi­

tionskaufleute werden durch die Entwick­

Berufe der Informations- und Kommunikationstechnik lung in Europa in folgenden Bereichen weiter 

zunehmen: 
Anbieterberufe 

IT-System- Fachinformatiker f -in 
Elektroniker f -in mit den Fachrichtungen 

Anwendungs- I System-
entwicklung integration 

;1 
KernquaJi ikationen ··---

Grafik: BIBB 

Die Ausbildungsdauer beträgt für alle vier 

Berufe jeweils drei Jahre. 

Für alle vier Berufe wurden gemeinsame 

Kernqualifikationen definiert, die ca. 50 Pro­

zent der Inhalte ausmachen und über die ge­

samte Ausbildungszeit vermittelt werden sol­

len. Sie betreffen 

• das spezifische Profil des Ausbildungsbe­

triebes 

• Betriebswirtschaft und Arbeitsorganisation 

• IuK-Produkte 

• Programmierung 

• Konzeption von IuK-Systemen 

• IuK-Markt und Kundenorientierung 

• Service und Support von IuK-Systemen. 

Mit ihren differenzierten Zuschnitten stellen 

die vier neuen Berufe, die die bisherigen Be­

rufe Datenverarbeitungskaufmann und Ma­

thematisch-technischer Assistent ablösen sol­

len, ein attraktives Angebot des dualen Sy­

stems an die unterschiedlichen Anforderun­

gen der Anbieter- und Anwendungsunterneh­

men im IuK-Bereich dar. Zugleich bieten 

diese vier Berufe den Betrieben, die bisher 

vor allem in elektrotechnischen Berufen aus­

gebildet haben, neue Ausbildungsmöglich­

keiten. 

Anwenderberufe 

IT-System- Informatik-
Kaufmann/ -trau kaufmann/ -trau 

\ 

_l L 

Anmerkung: 

1 Bei den Berufsbezeichnungen handelt es sich um 

Arbeitstitel; die Abkürzung IT für lnfonnationstech­

nik wurde gegenüber der Abkürzung luK aus Grün­

den der sprachlichen Vereinfachung und in Anleh­

nung an die gängige Terminologie in diesem Tätig­

keitsbereich gewählt. Sie ist insofern nicht ganz kor­

rekt, als sie hier für den gesamten Bereich der Infor­

mations- und Kommunikationstechnik steht. 

Neuordnung 
Speditionskaufmannt 
Speditionskauffrau 

Ursula Wenzel 

Am 18. Juni 1996, 13 Monate nach 

dem Antragsgespräch, hat das Bun­
desministerium für Wirtschaft die 

Neuordnung für den/ die Speditions­
kaufmann/ Speditionskauffrau erlas­

sen. Die Neuordnung ist am 1. Au­

gust 1996 in Kraft getreten. Um die 

Konkurrenzfähigkeit der Qualifika­

tion von Speditionskaufleuten auf 
dem europäischen Markt sicherzu­

stellen, ist Eile bei der Umsetzung 

der Neuordnung geboten. 

1. Fremdsprachen 

2. Kundenberatung, Akquisition, Verkauf 

3. Informations- und Kommunikationssysteme 

4. Kosten- und Leistungsrechnung, Con­

trolling 

5. Logistik und Umweltschutz. 

Mit der novellierten Ausbildungsordnung 

werden diese Veränderungen berücksichtigt. 

Fremdsprachen 

Für Mitarbeiter in Speditionen haben sich 

durch die Öffnung des EU-Binnenmarktes 

innerhalb kürzester Zeit die Qualifikations­

anforderungen einschneidend geändert. Daher 

waren sich Bildungsexperten, Sozialparteien 

sowie Verantwortliche der Länder und des 

Bundes einig, daß bei der neuen Ausbildungs­

ordnung für Speditionskaufleute Fremdspra­

chenkenntnisse unverzichtbarer Bestandteil 

dieses Ausbildungsberufs sein müssen und 

diese an beiden Lernorten zu vermitteln sind. 

Im Entwurf des Ausbildungsrahmenplans 

(Stand April 1996) heißt es in der entspre­

chenden Berufsbildposition: 

• fremdsprachliche Fachausdrücke anwen­

den, Formulare ausfüllen und Dokumente 

ausstellen 

• mit fremdsprachlichen Standardtexten ar­

beiten 

• einfache Auskünfte erteilen. 

Für den europäischen Markt qualifiziert zu 

sein, bedeutet, fremdsprachliche Kompetenz 

verbunden mit Kenntnissen der Kultur und 

der geographischen Gegebenheiten der 

Nachbarn zu erwerben. Um mit ausländi­

schen Geschäftspartnern und Kunden ange­

messen verhandeln zu können, beschreiben 

diese Lernziele allerdings nur Mindestanfor­

derungen. 
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Eine Sonderauswertung im Rahmen des 

BIBB-Projektes "Berufliche Qualifikationen 

im internationalen Kontext" über die Bedeu­

tung von Fremdsprachen für Speditionskauf­

leute hat folgende Ergebnisse erbracht: 

Fremdsprachenkenntnisse spielen bereits bei 

der Einstellung der Auszubildenden wie auch 

verstärkt danach eine wichtige Rolle. An spe­

ziellen Kompetenzen ist vor allem das Spre­

chen gefordert, und zwar am Telefon, in Ver­

handlungen, beim "smalltalk" und beim Er­

teilen von Auskünften. Schriftliche Anwen­

dungsformen beziehen sich auf Briefe, Faxe, 

Berichte, Protokolle, Formulare, Anfragen, 

Versandpapiere, Transportangebote, Rekla­

mationen, Auftragsbestätigungen und Ver­

tragsgestaltungen. Englisch ist dabei die 

wichtigste Fremdsprache. 

Der Binnenmarkt der EU hat zu einer Aus­

weitung des Filialnetzes der Speditionen ge­

führt, die bis zur Präsenz von Speditionsper­

sonal bei den Auftraggebern selbst führt. 

Auch diese Entwicklung unterstreicht die 

steigende Bedeutung des Erwerbs fachspezi­

fischer Fremdsprachenkenntnisse. 

Kundenberatung, Akquisition, 
Verkauf 

Aufgrund der gestiegenen Kundenerwartun­

gen an Qualität, Umfang, Schnelligkeit und 

zusätzlichen Service speditioneHer Leistun­

gen und eines im Zuge des bevorstehenden 

einheitlichen europäischen Binnenmarktes 

noch weiter zunehmenden Wettbewerbs wird 

auch für Speditionsunternehmen die Kun­

denorientierung zu einem der wichtigsten Er­

folgskriterien. Während sich das Speditions­

gewerbe mit der Ausweitung der speditionei­

len Leistungspalette auf logistische Zusatz­

leistungen bzw. mit der Optimierung des tra­

ditionellen Angebots zunehmend auf die ver­

änderten Kundenerwartungen eingestellt hat, 

steht man mit den Bemühungen um Marke­

ting und Verkauf der eigenen Leistungen 

noch eher am Anfang. Dazu gehört auch eine 

geschulte Verkaufsmannschaft, um die eige­

ne Dienstleistungspalette gezielt kundenori­

entiert anbieten zu können. Bei den zu erwar­

tenden Konzentrations- und Selektionspro­

zessen im.Speditionsgewerbe werden ausge­

prägte Kundenpflege und ein aktives Verkau­

fen des angebotenen Leistungsbündels aus­

schlaggebende Kriterien sein. In der neuen 

Ausbildungsordnung lauten die entsprechen­

den Lernziele: 

• Marketinginstrumente betriebsbezogen an­

wenden 

• bei Qualitätssicherungsmaßnahmen mit­

wirken 

• Kundengespräche systematisch vorberei­

ten und führen. 

Informations- und 
Kommunikationssysteme 

Angesichts der stürmischen Entwicklung bei 

Aufbau und Einsatz von computergestützten 

Informations- und Kommunikationssyste­

men ist die Spedition als Organisator kom­

plexer Transportprozesse über mehrere Sta­

tionen hinweg in besonderer Weise gefordert. 

Während die Verbreitung betriebsinterner In­

formationssysteme (EDV-Einsatz für kon­

ventionelle Anwendungen) in der Spedi­

tionsbranche bereits recht groß ist, befindet 

man sich bei den Anwendungen der unter­

nehmens- und branchenübergreifenden In­

formations- und Kommunikationssysteme 

noch im Anfangsstadium. Die Chancen zur 

Verbesserung und Entwicklung neuer spedi­

tioneHer Dienstleistungen, die die neuen 

Technologien eröffnen, können nur genutzt 

werden, wenn entsprechend qualifiziertes 

Personal zur Verfügung steht. 

Neben den allgemein bekannten Entwicklun­

gen (Wegfall von Routinefunktionen) sind 

die wesentlichen Wirkungen hier: Unterstü­

zung der Planung, Akquisition und Disposi­

tion der Abwicklung logistischer Leistungen. 

Diese Unterstützungsfunktion können elek­

tronische Informations- und Kommunika-
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tionstechniken nur erfüllen, wenn Disponen­

ten und Kaufleute über entsprechendes An­

wendungswissen und praktische Anwender­

erfahrungen verfügen. 

Speditionskaufleute müssen die Möglichkei­

ten EDV-gestützter Informationsverarbeitung 

bei interner und externer Kommunikation 

aufgabenorientiert nutzen können, unter Be­

achtung wesentlicher Regelungen des Daten­

schutzes und der Datensicherung. 

Kosten- und Leistungsrechnung, 
Controlling 

Im Funktionsbereich Rechnungswesen wird 

angesichtsdes zunehmend breiter werdenden 

Leistungsspektrums von Speditionen insbe­

sondere die betriebliche Kosten- und Lei­

stungsberechnung komplizierter und gleich­

zeitig immer wichtiger. 

Seit Januar 1994 ist das Tarifaufhebungsge­

setz in Kraft. Die Frachtraten für die ver­

schiedenen Verkehrswege sind nun nicht 

mehr festgelegt und für alle verbindlich, son­

dern müssen kalkuliert und ausgehandelt 

werden. Kalkulation wird zur zentralen Auf­

gabe. Dies hat zur Folge, daß in der schuli­

schen Berufsausbildung Frachtrechnen durch 

Kosten- und Leistungsrechnen ersetzt wer­

den muß. Der Rahmenlehrplan sieht daher 

einen stark veränderten Unterricht im Be­

reich Rechnungswesen vor. 

Logistische Dienstleistungen, 
Umweltschutz 

Der wachsende Stellenwert der Logistik in 

Industrie und Handel führt zu steigenden und 

veränderten Anforderungen an das speditio­

neile Dienstleistungsangebot Die an den 

Spediteur gerichtete Nachfrage nach logisti­

schen Leistungen reicht von Standardange­

boten, wie z. B. flächendeckenden Sammel­

ladungs-, Paket- und Expreßdiensten mit ho­

hen Qualitätsstandards, bis hin zu maßge­

schneiderten, individuellen Dienstleistungen, 



etwa im Rahmen von Just-in-time-Strategien. 

Gleichzeitig wachsen Zahl und Bedeutung 

sogenannter logistischer "Nebenleistungen". 

Gefordert werden zunehmend Systemlösun­

gen ("Logistikpakete", Verbundleistungen), 

die den Spediteur tiefer in die Beschaffungs-, 

Produktions- und Absatzprozesse integrieren. 

Um den künftigen Speditionskaufmann auch 

zum kompetenten Gesprächspartner bei Spe­

ditionellen Logistikaufgaben auszubilden, 

sieht die neue Ausbildungsordnung folgende 

Lerninhalte vor: 

• Logistikkonzepte anhand ausgewählter 

Beispiele erklären 

• logistische Arbeitsgebiete der Spedition 

und ihre Verknüpfung mit Industrie und Han­

del in den Funktionen Beschaffung, Produk­

tion und Distribution erklären 

• logistische Aufgabenstellung des Kunden 

ermitteln 

• Angebote zur Erstellung logistischer 

Dienstleistungen im Ausbildungsbetrieb und 

bei Dritten einholen und bewerten 

• kundenspezifische Logistikkonzeptionen 

entwickeln und darstellen sowie notwendige 

Informationsquellen erschließen 

• bei der Erstellung logistischer Dienstlei­

stungsverträge mitwirken. 

Versteht man unter "Logistik" einen funk­

tions- und fachübergreifenden Ansatz, der 

auf eine Integration unterschiedlicher Aufga­

benbereiche und Dienstleistungen zielt, so 

wird offenbar, daß damit im Prinzip beinahe 

die gesamte Leistungspalette der Spedition 

und ein entsprechend breites Qualifikations­

spektrum angesprochen sind. 

Gegenwärtig führt das Tarifaufhebungsgesetz 

zu einem Absinken der Preise. Der LKW­

Verkehr nimmt dadurch zu. Die Einbindung 

ökologischen Denkens in Logistikkonzepte 

stellt eine wesentliche gesellschaftliche An­

forderung an Speditionskaufleute dar, die im 

Prozeß der europäischen Integration noch 

weiter an Bedeutung gewinnen wird. Die 

Ausbildungsordnung geht auch auf die spezi­

elle Verantwortung der Spediteure im Um­

gang mit Gefahrgut ein. 

Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht über die 
Sitzung 2/96 des 
Hauptausschusses am 
13. Juni 1996 in Berlin 

Unter dem Motto "Entwicklung der Berufe 

in Aus- und Weiterbildung" befaßte sich der 

Hauptausschuß auf seiner eintägigen Sitzung 

mit Themen, die gegenwärtig in der berufs­

bildungspolitischen Diskussion ganz oben 

auf der Tagesordnung stehen und somit die 

Forschungs- und Entwicklungsarbeit des 

Bundesinstituts nachhaltig bestimmen. 

Kontroverse Auffassungen wurden über die 

vom Bundesministerium für Bildung, Wis­

senschaft, Forschung und Technologie ange­

kündigte Errichtung eines Früherkennungs­

systems als Instrumentarium zur Identifikati­

on von Qualifikationsanforderungen in inno­

vativen Berufsfeldern und Beschäftigungsbe­

reichen ausgetauscht. Dabei gab es keinen 

Dissens über die Dringlichkeit des Erken­

nens und flexiblen Reagierens auf Änderun­

gen im Qualifikationsbedarf, ein eigens dafür 

zu entwickelndes System wurde jedoch nicht 

uneingeschränkt befürwortet. So wurde 

bspw. das Fort- und Weiterbildungsverhalten 

der Wirtschaft als aussagekräftiger Indikator 

im Sinne einer Früherkennung für ausrei­

chend befunden, während auf der anderen 

Seite Argumente für ein fundiertes und wis­

senschaftlich begleitetes System der Früher­

kennung, das über Berufsfachkommissionen, 

die einzelne Berufe beobachten, als auch 

über Weiterbildungsanalysen hinausgeht, ge­

liefert wurden. 

Zum Stichwort Berufskonzepte und neue 

Ausbildungsberufe wurde die zielgerichtete­

re Einbindung des wissenschaftlichen Sach­

verstandes des Bundesinstituts für Berufsbil­

dung in die zwischen den zuständigen Mini­

sterien und den Sozialparteien laufenden Ak­

tivitäten gefordert. 

Der Hauptausschuß erkannte die stärkere 

Verzahnung von Aus- und Weiterbildung als 

künftigen Trend und sprach sich für Untersu­

chungen aus, die über die Definierung der 

Bereiche berufliche Grundbildung, Fachbil­

dung und Weiterbildung wirksame Verknüp­

fungskonzepte anbieten. 

Im Kontext mit dem o. g. Thema diskutierte 

der Hauptausschuß über die Ausbildungs­

platzsituation kurz vor Beginn des neuen 

Ausbildungsjahres. Dabei waren sich die 

Gruppen einig, daß die Entwicklung und In­

kraftsetzung neuer Ausbildungsberufe ge­

genwärtig nur ein Bruchteil im Ensemble der 

Maßnahmen sein kann, die für die Verbesse­

rung der als sehr kritisch eingeschätzten La­

ge auf dem Ausbildungsstellenmarkt getrof­

fen werden müssen. Im Zusammenhang mit 

der Frage, wie die Ausbildungsbereitschaft 

der Betriebe positiv beeinflußt werden kön­

ne, wurde kontrovers über die zeitliche Ge­

staltung sowie das Volumen des Berufsschul­

unterrichts diskutiert. Einmal mehr wurde 

die zur Erhaltung der Stabilität des dualen 

Systems unumgängliche Kooperation der 

beiden Lernorte Ausbildungsbetrieb und Be­

rufsschule gefordert. 

Der Hauptausschuß beschloß eine Empfeh­

lung zur Förderung des Abschlusses in einem 

anerkannten Ausbildungsberuf durch die Ex­

temenprüfung, um diese noch nicht hinrei-
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chend bekannte Möglichkeit des nachträgli­

chen Erwerbs eines Berufsabschlusses nach 

BBiG § 40 Abs. 2 und 3 sowie HwO § 37 

Abs. 2 und 3 publik zu machen. 

Auf Antrag des Ausschusses für Fragen Be­

hinderter (AFB) beschloß der Hauptaus­

schuß, das dem Länderausschuß zur Bera­

tung zugewiesene Thema "Kooperation der 

Lernorte" mit dem Zusatz zu erweitern, der 

Länderausschuß möge auch die speziellen 

Belange Behinderter angemessen berück­

sichtigen. 

Folgende Forschungsprojekte wurden auf 

Beschluß des Hauptausschusses in das For­

schungsprogramm aufgenommen: 

2.3001 - Angebot und Inanspruchnahme 

von Weiterbildungsmaßnahmen für ausbil­

dende Fachkräfte; 

5.3002 - Zwischenbetriebliche Vernetzung 

in den Abnehmer-Zulieferbeziehungen. Kon­

sequenzen für eine arbeitsprozeßorientierte 

Weiterbildung im Verbund unter Berücksich­

tigung multimedialer Lernsysteme; 

6.1001 - Dienstleistungstätigkeit und Qua­

lifikationsbedarf am Beispiel des produzie­

renden Handwerks. 

Aus dem Hauptausschuß wurde Herr Ralph 

Wagenhuber verabschiedet, der als Beauf­

tragter des Landes Berlin seit 1977 in der 

Gruppe der Länderbeauftragten des Gremi­

ums und darüber hinaus auch im Unteraus­

schuß 5 - Innere Angelegenheiten - enga­

gierte Arbeit geleistet hat. 

Wichtiger Vergleich zweier 
Berufsbildungssysteme 

Dietmar Waterkamp 

Die Systeme beruflicher Qualifizierung 

Frankreichs und Deutschlands im Ver­

gleich. Übereinstimmungen und Besonder­

heiten in den Beziehungen zwischen den 

Bildungs- und Beschäftigungssystemen 

zweier Kernländer der EU 

Georg Rothe 

Landesarbeitsamt Nordbayern, Geschäfts­

stelle für Veröffentlichungen, Nürnberg. Bei­

träge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

190, 478 Seiten, 25,- DM 

Die Institutionen der Europäischen Union 

sind sehr bemüht, die gegenseitige Kenntnis 

über die nationalen Bildungssysteme unter 

den Mitgliedsländern zu erhöhen. Gegensei­

tige Inforrniertheit erscheint als notwendige 

Voraussetzung für die erwünschte Mobilität. 

Allerdings fördert die EU nicht die Informa­

tion auf dem Wege des Vergleichs, denn es 

gilt der politische Grundsatz, daß jedes Land 

über sich selbst informiert. Damit aber bleibt 

eine wesentliche Dimension unberührt, die 

für den Prozeß des Wissenserwerbs konstitu­

tiv ist: das Erlangen einer besseren Selbst­

kenntnis. Der Autor des hier vorzustellenden 

Werks vermerkt gleich auf Seite 1, daß der 

Vergleich des eigenen Landes mit einem an-
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deren nicht nur Kenntnisse über das andere 

Land erbringt, sondern - eigentlich noch 

wichtiger - vermehrte Kenntnis über das ei­

gene Land. Diese Leistungsfähigkeit des Ver­

gleichs wird in diesem Buch eindrucksvoll, 

ja in fast provokativer Eindringlichkeit bestä­

tigt. Das Buch beeindruckt durch die Reich­

haltigkeit der Information, den klaren Auf­

bau, die geradezu schulmäßige Art der ver­

gleichenden Analyse, den prägnanten, auf die 

präzise Darstellung von Fakten ausgerichte­

ten Stil, und doch ist das eindrucksvollste Er­

gebnis, daß auf dem Wege des Vergleichs ei­

ne neue Sicht des deutschen Systems der Be­

rufsbildung und der Weiterbildung erarbeitet 

wird, die der vielleicht vorgängig gehegten 

Erwartung, aus dem Vergleich mit dem fran­

zösischen müsse das deutsche System als 

überlegen hervorgehen, genau zuwiderläuft, 

so daß die erwartete Erfolgsbilanz sich weit­

hin in eine Defizitdiagnose umkehrt. 

Das Problem, dem die EU mit der Vermei­

dung des Vergleichs aus dem Wege gehen 

möchte, ist das Problem der Bewertung. Zu 

oft erhalten Vergleiche dadurch eine Schief­

lage, daß das andere System an dem eigenen 

gemessen wird. Auch das Umgekehrte ist ge­

schehen: die Unzufriedenheit mit dem eige­

nen System wurde in das Gewand des Ver­

gleichs gekleidet. Der emeritierte Karlsruher 

Berufspädagoge GEORG RorHE betont in der 

Darstellung seiner Methode, daß Vergleich 

und Bewertung zu trennen seien, und daß er 

sich auf die Ermittlung von Daten aus beiden 

Ländern, ihre Gegenüberstellung und 

schließlich den Vergleich beschränkt habe. 

Letzterer bringe die ermittelten Unterschie­

de, Ähnlichkeiten und Übereinstimmungen 

in einen Zusammenhang und ziehe dazu 

auch weitere historische und landeskundli­

ehe Informationen hinzu. Die Frage nach 

dem Maßstab des Vergleichs wird dahinge­

hend beantwortet, daß er sich in diesem Falle 

nur aus den Dokumenten supranationaler In­

stitutionen - UN, OECD, Europarat, EU -

ergeben könne, die von beiden Staaten ratifi­

ziert wurden. 



In der akademischen Diskussion wird oft­

mals gefordert, für jede größere Untersu­

chung müsse zuerst ein theoretischer Rah­

men geschaffen werden, oder auch, zuerst 

müsse eine Bezugstheorie gefunden werden. 

RarHE arbeitet mit erstaunlicher Souveränität 

anders. Er sichert zunächst mit dem Ziel der 

Vollständigkeit die Fülle der benötigten In­

formationen. Im Anhang (D 2) ist auf 17 Sei­

ten das Fragenraster abgedruckt, mit dem er 

die Informationen aus beiden Ländern ein­

holte - in der Regel über die Befragung von 

Fachleuten der jeweiligen Verantwortungs­

bereiche. 83 elementare Informationseinhei­

ten wurden identifiziert- als sogenannte Ver­

gleichselemente bezeichnet - die aber noch 

jeweils durch drei bis sechs Unterfragen auf­

geschlüsselt wurden, so daß ca. 330 Sachver­

halte festgelegt wurden, die für beide Länder 

zu erschließen waren. Die Sachverhalte muß­

ten so bezeichnet werden, daß Fachleute bei­

der Seiten den gemeinten Sachverhalt iden­

tisch identifizieren konnten. Trotz dieser De­

taillierung und Präzisierung zeigte sich in der 

Praxis mitunter, daß die auf beiden Seiten 

eingeholten Informationen noch nicht als 

Antworten auf die identische Frage anzu­

sehen waren, so daß die Fragen umformuliert 

wurden und erneut befragt wurde. Die 83 

Vergleichselemente wurden in 23 Problem­

bereiche zusarnrnengefaßt, die wiederum in 

fünf Untersuchungsfelder gegliedert sind. 

Dieses aufwendige Verfahren der Datenerhe­

bung hat dieser Arbeit ihren besonderen Wert 

gesichert. Sie enthält eine Fülle von sachli­

chen und statistischen Informationen, die -

in Beziehung zueinander gesetzt - schließ­

lich zu einem Kontrastbild führen. Verzerrun­

gen insbesondere in der deutschen Berufsbil­

dungsstatistik werden aufgedeckt, die bisher 

nicht beachtete Differenz in den Berech­

nungsgrundlagen für die Jugendarbeitslosig­

keit wird aufgezeigt, die auffällige abwei­

chende Altersstruktur der Schüler, Lehrlinge, 

Berufsschüler und Studenten in beiden Län­

dern wird nachgewiesen, die überraschende 

Differenz lim Gesamtvolumen der Unter­

richtszeit wird ebenso belegt wie der eklatan-

te Unterschied in der Größenordnung der 

Ausbildung auf der mittleren Qualifikations­

ebene. Auch die unterschiedliche Verteilung 

der Verantwortlichkeiten für die Aufgaben 

beruflicher Bildung bzw. der Weiterbildung 

einschließlich der Umschulung zwischen den 

Bildungsverwaltungen, den Arbeitsverwal­

tungen und den Organen für die Arbeitsför­

derung sowie auch der Wirtschaft wird deut­

lich gemacht, ebenso die daraus folgenden 

unterschiedlichen Finanzierungsmodalitäten. 

Überraschende Mitteilungen sind sicherlich, 

daß in Frankreich die Geburtenrate deutlich 

höher ist als in Deutschland und zugleich der 

Anteil der Frauen an der Erwerbstätigkeit hö­

her ist, daß die "Nettoquote" der Lehrlinge 

an der entsprechenden Altersgruppe in 

Deutschland (West) höchstens 55 Prozent be­

trägt (1991), und daß in Frankreich im Jahre 

1994 die Abiturientenquote am Altersjahr­

gang bereits 59 Prozent betrug, daß aller­

dings von allen Abiturienten nur 36 Prozent 

das allgemeinbildende Abitur erwarben, 

während die übrigen ein technologisches 

oder berufliches Abitur ablegten. 

Kaum ein Leser wird dieses Buch von vom 

bis hinten lesen, zumal etwa die Hälfte der 

Seiten zweispaltig im Kleindruck gefaßt 

sind. Es handelt sich um die jeweils in Ge­

genüberstellung dargebotenen Detailinfor­

mationen zu den ca. 330 Teilelementen. Der 

Leser kann z. B. sein Informationsbedürfnis 

auf einen der 23 Problembereiche konzen­

trieren. Dann findet er jeweils einen Pro­

blemaufriß vor, eine kurze Erläuterung der 

gestellten Fragen, sodann die gewonnenen 

Informationen zu den Teilelementen im 

zweispaltigen Druck und schließlich eine zu­

sarnrnenfassende Auswahl der besonders ver­

gleichsrelevanten Sachverhalte. Der Leser 

kann sich auch sogleich auf das Schlußkapi­

tel "Vergleichsergebnisse" konzentrieren, das 

geordnet nach den fünf Untersuchungsfel­

dern die zuvor zu den Problembereichen er­

arbeiteten Gegenüberstellungen nunmehr in 

stärker zusammenhangsorientierter Form 

konzentriert darbietet. Er kann das Buch 

auch punktuell benutzen, indem er sich an 

der Feingliederung oder dem Schlagwortver­

zeichnis orientiert. Diese Anlage des Buches 

als Kompendium hat zu Wiederholungen ge­

führt, die allerdings der raschen selektiven 

Benutzung dienlich sein können. 

Quantitative Sachverhalte wurden nicht nur 

in tabellarischer Form, sondern auch mittels 

ausdrucksstarker Grafiken dargestellt, wich­

tige Dokumente wurden als Textblöcke ein­

gefügt. Der Anhang enthält auf 34 Seiten eine 

besonders informative Zuordnung der Aus­

bildungssystematiken beider Länder nach 

Ausbildungsberufen und Berufsgruppen ein" 

schließlich der quantitativen Aufschlüsse­

Jung. 

Der Autor hat- als Auftragsarbeit für das In­

stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

der Bundesanstalt für Arbeit - einen Ver­

gleich von Teilsystemen der Bildung in zwei 

Ländern mit einem bisher nicht erreichten 

Grad der Detaillierung und Vollständigkeit 

vorgelegt. Dennoch bleiben Fragen nach 

Fakten offen. Um z. B. die tatsächlichen Ko­

sten der Berufs- und Weiterbildung verglei­

chend zu ermitteln, bedarf es sicherlich noch 

einer Spezialstudie, ebenso um die Arbeitslo­

sigkeit im Detail aufzuschlüsseln. Fragen des 

Zusarnrnenhangs bedürfen besonders im 

Blick auf Frankreich noch besserer Klärung: 

Hängen die hohen Versagerquoten in Schule, 

Berufsbildung und Hochschule und die ho­

hen Quoten der Arbeitslosigkeit zusarnrnen? 

Arbeiten berufliche Lyceen und die Lehr­

lingsausbildungszentren zusarnrnen? Ist der 

vergleichsweise kleine Sektor der betriebsge­

bundenen Ausbildung für Lehrlinge in der 

Praxis mit einer Auslese verbunden? 

RarHES Arbeit erlaubt es, weitere Spezialun­

tersuchungen auf einem höheren Niveau zu 

beginnen. Sie gibt ein Beispiel für die Art 

von Vergleichen, die wir erarbeiten müssen, 

wenn wir den Integrationsprozeß in Europa 

bewußt gestalten wollen. Weitere Vergleiche 

mit anderen europäischen Ländern sind drin­

gend nötig. Bei der Entscheidung über die 

methodische Anlage solcher Arbeiten ist die 

Auseinandersetzung mit dem von RarHE vor­

gelegten Muster unerläßlich. 
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ln der seit 1990 laufenden Modellversuchsreihe .. Dezentrales 
Lernen" stehen Lernorte und Lernortkombinationen im Mittel­
punkt struktureller Entwicklungen. Selbständigkeit und Pluralität 
betrieblicher Lernorte werden verstärkt, zugleich arbeitsplatz­
unabhängige Lernorte mit ihren spezifischen Vorzügen im Rah­
men von Lernortkombinationen eingebunden. Die vorrangig im 
Praxisbezug entstandenen Lernortinnovationen verstehen sich 
als eine prinzipielle und systematische Weiterentwicklung des 
Lernortkonzepts. 

Im Hauptteil des vorliegenden Sammelbandes werden die Lern­
ortkonzeptealler 12 Modellversuche der Reihe vor dem Hinter­
grund veränderter Arbeits- und Organisationsansätze sowie 
neuer Lernorientierungen dargestellt. Außerdem enthält der 
Band übergreifende Beiträge zur Lernortfrage, in denen auf die 
Lernortkooperation zwischen Betrieb und Berufsschule, auf über­
betriebliche Bildungsstätten sowie historisch-systematische und 
lernorttheoretische Aspekte eingegangen wird. Die Dokumenta­
tion der Jahrestagung 1994 des Arbeitskreises .. Dezentrales 
Lernen" zum Lernortthema schließt den Band ab. 
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